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Zusammenfassung/Summary i 

Zusammenfassung 
In dieser Studie werden Treibhausgasemissionen (THG) aus der deutschen Agrar- und 
Ernährungswirtschaft analysiert und Möglichkeiten zu ihrer Reduzierung erörtert. Darüber 
hinaus wird die Eignung von Ökobilanzen für die Bewertung von Produktionsverfahren 
und Produkten untersucht. In Kapitel 2 werden theoretische Grundlagen für die Umset-
zung von Klimaschutzpolitiken erörtert. Als Bilanzierungs- und Analysemethoden werden 
die Emissionsberichterstattung, die umweltökonomischen Gesamtrechnungen, Ökobilan-
zen (Life Cycle Assessment) und Carbon Footprints vorgestellt. Es folgt in Kapitel 3 eine 
Analyse der THG-Emissionen des deutschen Agrar- und Ernährungssektors nach Quell-
gruppen der Klimaberichterstattung sowie in Bezug auf Produktionsprozesse und erzeugte 
Agrargüter. Anschließend wird in Kapitel 4 der Stand des Wissens zu kumulierten THG-
Emissionen der Ernährungswirtschaft bis hin zum Konsum dargestellt. In Kapitel 5 wird 
eine Übersicht über mögliche technische und organisatorische Maßnahmen zur Verringe-
rung von THG-Emissionen im Agrarsektor sowie Optionen für das individuelle Verbrau-
cherverhalten gegeben. Erste Hinweise, wie die Politik die Realisierung wirksamer Klima-
schutzmaßnahmen unterstützen kann, werden in Kapitel 6 vorgestellt.  

Als Klimaschutzmaßnahmen im Bereich Landwirtschaft und Landnutzung werden die 
Verbesserung der Stickstoffausnutzung, die Verwendung von Gülle in Biogasanlagen, die 
Beschränkung der Umwandlung von Grünland in Ackerland und die Renaturierung von 
Niedermooren hervorgehoben. Im Bereich Ernährung und Verbraucherverhalten sollte der 
Wissenstransfer im Mittelpunkt stehen. Produktspezifische Klima-Labels für Lebensmittel 
werden als ungeeignet angesehen. Bezüglich der Politiken zur Förderung der Bioenergie 
wird eine Ausrichtung auf Technologien mit den kostengünstigsten Klimaschutzbeiträgen 
empfohlen. Die Studie schließt mit einem kurzen Ausblick auf die zukünftige Forschungs-
arbeit des vTI im Bereich Klimaschutz und Ökobilanzierung. 

JEL: Q1 (Q18), Q 5 (Q51, Q 52, Q 54). 
Schlüsselwörter: Klimawandel, Treibhausgase, Landwirtschaft, Kohlenstoff Fußabdruck. 

Summary 
This study addresses the emissions of greenhouse gases (GHG) from the German agri-food 
sector, and options for mitigation. Further, the suitability of eco-balances for valuation of 
processes and products is explored. Chapter 2 refers to the theoretical basis of climate pro-
tection, and, as tools for analysis, GHG accounting, the System of Integrated Environ-
mental and Economic Accounting (SEEA), eco-balances (Life Cycle Analysis) and carbon 
footprints are presented. In chapter 3, agricultural GHG emissions are analysed by GHG 
sources, processes and food products, and in chapter 4 the state of knowledge of emissions 
stemming from food processing, retail and households is portrayed. Chapter 5 introduces 
to technical and organisational mitigation options in agriculture and regarding consumer 
decisions. First hints how policy might support GHG mitigation are presented in chapter 6. 
The study closes with an outlook on future research activities of vTI in the area of climate 
protection and eco-balancing.  

JEL: Q1 (Q18), Q 5 (Q51, Q 52, Q 54). 
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Kapitel 1 Einleitung 1 

1 Einleitung  

Klimawandel und Klimapolitik haben einen hohen Stellenwert auf der internationalen und 
nationalen Politikagenda. Die Notwendigkeit, den Ausstoß klimarelevanter Gase (Kohlen-
dioxid, Methan, Lachgas) zu reduzieren, um den voranschreitenden Klimawandel einzu-
dämmen, dringt zunehmend in das gesellschaftliche Bewusstsein und in Politikentschei-
dungen vor. Die Bundesrepublik Deutschland hat sich im Kyoto-Protokoll verpflichtet, 
den Ausstoß klimarelevanter Gase bis zum Jahr 2012 um 21 % gegenüber dem Basisjahr 
1990 zu reduzieren. In der Regierungserklärung vom 26.4.2007 und in den Meseberger 
Beschlüssen vom 23.8.2007 wurde ein integriertes Energie- und Klimaprogramm be-
schlossen, mit dem bis zum Jahr 2020 eine weitere Emissionsminderung von 37 % erzielt 
werden soll.  

Eine Bewertung der durch Landwirtschaft und Ernährung verursachten klimarelevanten 
Emissionen ist derzeit nur lückenhaft möglich. Für eine klimapolitisch relevante Beurtei-
lung der landwirtschaftlichen Produktion und der Ernährungsgewohnheiten bedarf es Ana-
lysen, die die landwirtschaftlichen und ernährungswirtschaftlichen Produktionsaktivitäten 
umfassend auf deren Klimarelevanz untersuchen und bewerten und gleichzeitig aufzeigen 
können, welche Emissionsminderungspotentiale durch Veränderungen in den Ernährungs-
gewohnheiten oder in den Produktions- und Distributionsprozessen möglich sind. 

Vor diesem Hintergrund hat das BMELV im Januar 2008 von den Bundesforschungsinsti-
tuten umfassende Informationen über Optionen zur Erfassung und Darstellung der bei Er-
zeugung und Verarbeitung von Lebensmitteln entstehenden Treibhausgas-Emissionen 
(THG-Emissionen) sowie eine Gesamtschau über geeignete Möglichkeiten zur Emissi-
onsminderung in der Landwirtschaft entlang vollständiger Produktionsketten erbeten. Zur 
Bearbeitung wurden im Johann Heinrich von Thünen-Institut (vTI) Arbeitsgruppen aus 
verschiedenen Fachinstituten beteiligt. Die vorliegende Studie stellt den Stand der For-
schung bezüglich der genannten Fragestellungen dar. Dabei werden neben dem Agrarsek-
tor auch die Ernährungswirtschaft sowie der Endkonsum betrachtet. Neben THG-Quellen 
werden auch Senken berücksichtigt.  

Im folgenden Kapitel wird auf die theoretischen Grundlagen für die Umsetzung von Kli-
maschutzpolitiken verwiesen und die Emissionsberichterstattung, die umweltökonomi-
schen Gesamtrechnungen, Ökobilanzen (Life Cycle Assessment) und Carbon Footprints 
als grundlegende Bilanzierungs- und Analysemethoden vorgestellt. Es folgt eine Analyse 
der THG-Emissionen des deutschen Agrarsektors nach Quellgruppen für die Klimabe-
richterstattung, Produktionsprozessen und erzeugter Agrargüter in Kapitel 3. Anschließend 
wird in Kapitel 4 der Stand des Wissens zu kumulierten THG-Emissionen der Ernäh-
rungswirtschaft bis hin zum Konsum dargestellt. In Kapitel 5 wird eine Übersicht über 
mögliche technische und organisatorische Maßnahmen zur Verringerung von THG-
Emissionen im Agrarsektor sowie Optionen für das individuelle Verbraucherverhalten 
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gegeben. Erste Hinweise, wie die Politik die Realisierung wirksamer Klimaschutzmaß-
nahmen unterstützen kann, werden in Kapitel 6 vorgestellt. Die Studie schließt mit einem 
kurzen Ausblick auf die zukünftige Forschungsarbeit des vTI im Bereich Klimaschutz und 
Ökobilanzierung. 
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2 Theoretische Grundlagen 

2.1 Möglichkeiten und Grenzen der Klimaschutzpolitik im Agrarsektor 

Folkhard Isermeyer, Institut für Betriebswirtschaft 
Bernhard Osterburg, Institut für Ländliche Räume 

Klima ist ein öffentliches Gut. Da ohne politische Steuerung keine Anreize für Unterneh-
men und Konsumenten bestehen, sich für den Klimaschutz einzusetzen, stellt sich Klima-
schutz in einer Marktwirtschaft nicht von selbst ein. Deshalb sind umweltpolitische Maß-
nahmen zum Schutz des Klimas erforderlich. Dabei ist ein breites Spektrum an Politik-
maßnahmen zu berücksichtigen. Neben ordnungsrechtlichen und ökonomischen Steue-
rungsmaßnahmen liegt es im Interesse der Politik, darüber hinaus mit Hilfe von Informati-
ons- und Aufklärungskampagnen Verbraucher und Unternehmen verstärkt für den Klima-
schutz zu sensibilisieren. Die Selbstverantwortung der wirtschaftlich Handelnden sollte 
dadurch gestärkt werden.  

Die umweltpolitische Herausforderung „Klimaschutz“ ist allerdings von grundsätzlich 
anderer Natur als z. B. die umweltpolitische Herausforderung „Trinkwasserschutz“. 
Trinkwasserschutz ist in der Regel eine kleinräumig gestaltbare Aufgabe, bei der die Ursa-
che-Wirkungs-Beziehungen vergleichsweise gut überschaubar und nur wenige Wirt-
schaftszweige betroffen sind. Deshalb kann der zuständige Gesetzgeber, guten Willen und 
politische Durchsetzungskraft vorausgesetzt, das Problem relativ rasch lösen. 

Überträgt die Politik die beim Trinkwasserschutz etablierten Politikmuster auf die neue 
Herausforderung Klimaschutz, so wird sie hiermit keinen Erfolg haben.  

– Das liegt zum einen daran, dass der Klimaschutz eine globale Herausforderung dar-
stellt. Ein einzelnes Land kann hier durch eine noch so große Reduzierung seiner E-
missionen nur wenig ausrichten. Daher bedürfen klimapolitische Maßnahmen der in-
ternationalen Harmonisierung, wobei Industrieländern wie Deutschland eine Vorbild-
funktion zukommt. 

– Wichtiger aber noch ist der Umstand, dass die Wirtschaft eines klimapolitisch agie-
renden Landes in die Weltwirtschaft eingebunden ist, und die Produktionsprozesse 
sektorübergreifend verflochten sind. Bei klimapolitisch motivierten Eingriffen in das 
Produktions- oder Konsumgeschehen sind deshalb Emissionen der vorgelagerten Be-
reiche mit zu berücksichtigen. Wenn ein Land in einem Wirtschaftsektor klimapoli-
tisch aktiv wird, dann führen die marktwirtschaftlichen Anpassungsreaktionen dazu, 
dass die mit Hilfe der Umweltpolitik adressierten THG-Emissionen nicht endgültig 
verschwinden, sondern zum Teil nur in andere Länder und/oder andere Sektoren ver-
lagert werden. Daher bedürfen klimapolitische Maßnahmen der internationalen Ab-
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stimmung. Innerstaatliche Maßnahmen sollten so ausgerichtet werden, dass sogenann-
tes „leakage“ vermieden wird. 

Die Bedeutung dieser marktwirtschaftlichen Anpassungsreaktionen soll an einigen Bei-
spielen veranschaulicht werden:  

– Förderung Bioenergie: Deutschland kann z. B. durch Beimischungs- bzw. Einspeise-
vorschriften erwirken, dass ein immer größerer Teil des eigenen Energiebedarfs durch 
Bioenergie gedeckt wird. Das wirkt sich günstig auf die nationale CO2e-Bilanz aus. 
Diese Politik führt aber dazu, dass die Importe von Bioenergieträgern oder Agrarpro-
dukten (zur Beschickung hiesiger Bioenergiewerke) stark ansteigen, was zur Ausdeh-
nung der Biomasseproduktion und der damit verbundenen Emissionen in anderen Tei-
len der Welt führt. Ein großer Teil dieser Emissionen findet in Ländern statt, die sich 
nicht zu Emissionsreduktionen unter dem Kyoto-Protokoll verpflichtet haben. 

– Einschränkung des Verbrauch von Fleisch und Milchprodukten: Würde die deutsche 
Bevölkerung ihren Verbrauch von Rindfleisch und Milchprodukten einschränken, so 
würde dies zu einem Rückgang der THG-Emissionen aus der Landwirtschaft führen. 
Allerdings fällt der Rückgang wesentlich geringer aus als zunächst berechnet, weil 
sich die Wirtschaft anpasst: Die fallenden Preise für Rindfleisch und Milchprodukte 
führen im Falle funktionierender Märkte zum einen dazu, dass der Anreiz zum Grün-
landumbruch steigt, und zum anderen dazu, dass in anderen Teilen der Welt der Kon-
sum von Rindfleisch und Milchprodukten noch weiter als bereits heute zunimmt. 

– Eine substantielle Erhöhung des Anteils von Biotreibstoffen aus Getreide (Ethanol) 
und Ölsaaten (Biodiesel) zieht eine Verteuerung energiehaltiger Futtermittel nach 
sich, während die Preise proteinhaltiger Futtermittel aufgrund des steigenden Ange-
bots von Nebenprodukten der Biotreibstoffproduktion sinken. Eine proteinreichere 
Fütterung der Viehbestände kann zwar helfen, den Kostendruck aufzufangen, hat aber 
auch höhere THG-Emissionen durch Lachgas zur Folge. Andererseits können weltweit 
ansteigende Futtermittelpreise zu einer Reduzierung der Viehbestände und des Kon-
sums tierischer Produkte führen, was zu einer Reduzierung der THG-Emissionen 
führt. 

Hieraus sollte nicht die Schlussfolgerung gezogen werden, nationale Maßnahmen hätten 
überhaupt keine klimapolitische Wirkung. Vielmehr geht es darum zu erkennen, dass die 
Beurteilung klimapolitischer Maßnahmen nicht nur von deren unmittelbaren Wirkungen, 
sondern auch – und zwar von Maßnahme zu Maßnahme unterschiedlich – von ihren mit-
telbaren Wirkungen abhängt. Werden letztere vernachlässigt, kommt man zu falschen Poli-
tikempfehlungen. Als wichtiges Zwischenergebnis ist außerdem festzuhalten, dass Klima-
politik im Gegensatz zur Regelung kleinräumiger Umweltprobleme nur innerhalb interna-
tional abgestimmter Politikmaßnahmen erfolgreich sein kann. Aus diesem Grund hat der 
Wissenschaftliche Beirat in seinem Gutachten zur Bioenergie-Politik der Bundesregierung 

 



Kapitel 2 Theoretische Grundlagen 3 

empfohlen, für die international ausgerichtete Strategie-Bildung wesentlich mehr Mittel 
bereitzustellen. Diese könnten ggf. aus der nationalen Förderung umgeschichtet werden. 

Theoretisch wäre die umfassende Einbeziehung des Agrar- und Forstsektors in das globale 
CO2-Emissionshandelssystem als „first-best-Politik“ anzusehen, weil hierbei eine voll-
ständige Erfassung aller indirekten Effekte automatisch erreicht würde (vgl. Gutachten 
Wiss. Beirat, 2008). Dies wird jedoch möglicherweise auf Dauer ein theoretisches Kon-
strukt bleiben müssen, denn dieser Ansatz lässt sich für die praktische Klimaschutzpolitik 
nur insoweit nutzen, wie die Emissionen aus land- und forstwirtschaftlichen Produktions-
prozessen justitiabel und zu vertretbaren Kosten ermittelt werden können. Der Agrarsektor 
zeichnet sich durch eine Vielzahl von Akteuren und durch diffuse Emissionen verschiede-
ner treibhauswirksamer Gase aus, deren Höhe stark vom jeweiligen betrieblichen Mana-
gement und den spezifischen naturräumlichen Bedingungen abhängen. Die Bewertung der 
Kohlenstoff-Quell- und -Senkenwirkung landwirtschaftlich genutzter Böden stellt nicht 
nur bezüglich der Quantifizierung, sondern auch aufgrund der nicht dauerhaften emissi-
onsmindernden Wirkung eine besondere Herausforderung dar. 

In Anbetracht der Probleme bei der Ermittlung der gesamten CO2äq-Emissionen einzelner 
landwirtschaftlicher Betriebe wird es auf absehbare Zeit nicht möglich sein, die einzelnen 
Betriebe (etwa analog zu energieintensiven Großbetrieben in der Industrie) als Akteure in 
das globale CO2-Emissionshandelssystem einzubinden. Die wesentliche politische Heraus-
forderung besteht deshalb darin, eine geeignete Kombination von Ersatzpolitiken zu ent-
wickeln, die administrierbar sind und in der Summe zu einer effizienten Anpassung des 
Agrarsektors im Sinne des Klimaschutzes führen.  

Die Vielzahl von Politikansätzen, die für den Agrar- und Ernährungssektor in Betracht zu 
ziehen sind, lassen sich zu vier Gruppen zusammenfassen: 

– Landnutzungs-orientierte Politikansätze haben eine Optimierung der Flächennut-
zung und eine Steuerung des Flächennutzungswandel zum Ziel. Dabei wird zwischen 
Nutzungskategorien wie Wald, Grünland, Acker, Moore und Feuchtgebiete sowie 
Siedlungs- und Infrastrukturflächen unterschieden. Neben Klimaschutzzielen ist eine 
Vielzahl anderer flächenbezogener Ziele zu berücksichtigen. 

– Effizienzorientierte Politikansätze zielen auf die Optimierung der Produktionspro-
zesse ab, indem die Ressourceneffizienz (Nutzflächen, Energieverbrauch, Dünge- und 
Futtermitteleinsatz) gesteigert wird, spezifische emissionsmindernde Maßnahmen er-
griffen werden oder die Senkenfunktion von Produktionssystemen verbessert wird. 

– Konsumorientierte Politikansätze haben ein verändertes Verbraucherverhalten zum 
Ziel. 
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– Politikansätze zum Einsatz nachwachsender Rohstoffe konzentrieren sich im 
Agrar- und Forstsektor auf die energetische Nutzung von Biomasse zur Substitution 
fossiler Energieträger und auf den Ersatz ressourcenintensiver oder nicht erneuerbarer 
Rohstoffe. 

Bei der Ausgestaltung der einzelnen Politikmaßnahmen gilt es, die Wechselwirkungen zu 
anderen Umweltschutz-Zielen sowie zu sonstigen wirtschafts- und gesellschaftspolitischen 
Zielen zu beachten. Hier gibt es sowohl komplementäre als auch konkurrierende Zielbe-
ziehungen, die für die Beurteilung der einzelnen Politikmaßnahmen von erheblicher Be-
deutung sein können. 

2.2 Methoden der THG-Bilanzierung zur Unterstützung der Klimapoli-
tik 

Bernhard Osterburg, Institut für Ländliche Räume 
Hans Marten Paulsen, Institut für Ökologischen Landbau 
Sebastian Rüter, Institut für Holztechnologie und Holzbiologie 
Jörg Schweinle, Institut für Ökonomie der Forst- und Holzwirtschaft 

Für Klimaschutzmaßnahmen zur Erreichung der Ziele des Kyoto-Protokolls ist entschei-
dend, dass Minderungseffekte auf Basis statistischer Erhebungen erfasst werden und Ein-
gang in die Zeitreihen der nationalen THG-Berichterstattung finden. Neben der Erfassung 
und Anrechnung direkter Emissionsänderungen im Agrarsektor ist eine Analyse der indi-
rekten Wirkungen erforderlich, um die tatsächlich zu erwartende Nettowirkung auf die 
THG-Emissionen abschätzen zu können. Indirekte Wirkungen entstehen zum einen in vor- 
und nachgelagerten Sektoren, etwa wenn sich die Nachfrage des Agrarsektors nach ener-
gieintensiven Vorleistungsgütern ändert. Zum anderen induziert jede Änderung der Vor-
leistungsnachfrage oder des Güterangebots Preisanpassungen. Die dadurch ausgelösten, 
komplexen Marktreaktionen können einen Teil der Bruttowirkung von Klimaschutzmaß-
nahmen wieder aufheben. Beispielsweise werden die Hersteller von Vorleistungsgütern 
versuchen, durch Klimaschutzpolitiken ausgelöste Nachfragerückgänge mit Hilfe von 
Preissenkungen und durch Erschließung neuer Märkte zu kompensieren.  

Für die Analyse der THG-Emissionen im Hinblick auf Politikberatung ergeben sich damit 
drei Herausforderungen: 

(1) Vollständige Erfassung der direkten Emissionen von Produktionsprozessen und der 
durch Klimaschutzmaßnahmen ausgelösten direkten Reduktionen.  

(2) Erfassung der kumulierten Emissionen unter Berücksichtigung der indirekten, in der 
Vorkette von Produkten entstehenden Emissionen unter statischen Bedingungen. 

(3) Analyse der wirtschaftlichen Verflechtungen und der Änderung des Emissionsge-
schehens unter dynamischen, markwirtschaftlichen Bedingungen. 
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Die Emissionsberichterstattung gemäß internationaler, methodischer Vorgaben dient der 
vollständigen Erfassung der THG-Emissionen und adressiert somit Herausforderung 1. 
Dabei erfolgt aber keine durchgängige Differenzierung nach Produktionsprozessen, und 
die Abbildung von Emissionsminderungen hängt bei vielen Maßnahmen von der ausrei-
chenden statistischen Erfassung der diesbezüglichen Aktivitätsraten ab. Die Berechnung 
und Analyse kumulierter Emissionen (Herausforderung 2) kann mit Hilfe von Methoden 
der Umweltökonomischen Gesamtrechnungen (UGR) und der Ökobilanzierung (LCA - 
Life Cycle Assessment) bzw. „Carbon Footprints“ vorgenommen werden. Die UGR ist 
dabei eine Methode, das ausgehend von gesamtwirtschaftlichen Zahlenwerken durch-
schnittliche Ressourcenansprüche und Belastungen nach volkswirtlichen Sektoren liefert. 
LCA-Methoden dienen der Erstellung einzelbetrieblicher oder produktbezogener Ökobi-
lanzen. 

Voraussetzung für die Berechnung kumulierter, produktbezogener Emissionen ist die Ver-
fügbarkeit von belastbaren, nach Produktionsverfahren und Vorleistungsketten disaggre-
gierten Daten. Je nach Fragestellung und Verfügbarkeit kommen fallspezifische Werte, 
z. B. für Produkte bestimmter Hersteller, nationale oder EU-weite Durchschnittswerte oder 
Schätzwerte zum Einsatz. Bei der Erfassung und Zuschreibung von Emissionen zu Pro-
dukten ergeben sich im Falle komplexer Produktionssysteme methodische Probleme, die 
unterschiedlich gelöst werden können. In der Fachwelt herrscht keine Einigkeit bezüglich 
der richtigen methodischen Vorgehensweise (Guinée, 2002; Wissenschaftlicher Beirat 
Agrarpolitik, 2008). Im Falle von Produktionssystemen mit mehreren Outputs können alle 
Haupt- und Nebenprodukte simultan als ‚funktionelle Einheit’ betrachtet werden. Alterna-
tiv kann eine Zuordnung von Inputs und Emissionen zu den Outputs nach definierten Auf-
teilungsregeln (‚Allokation’) erfolgen. Allokationsregeln können auf physischen Bezie-
hungen (z. B. Masse, Energiegehalt) oder monetären Werten beruhen und beeinflussen die 
rechnerische Belastung von Haupt- und Nebenprodukten. Von Bedeutung ist schließlich 
die Unterscheidung zwischen Koppelprodukten und Abfall, wobei Abfällen keine Emissi-
onen aus dem vorgelagerten Produktionsprozess angelastet werden. Vielmehr müssen Be-
lastungen aus der Abfallentsorgung dem vorgelagerten Produktionsprozess als „Verursa-
cher“ angelastet werden. 

Ergebnisse unterschiedlicher Studien zur Ökobilanzierung sind aufgrund unterschiedlicher 
Systemabgrenzungen, Methoden und Datengrundlagen in der Regel nicht vergleichbar 
(vgl. z.B. Quirin et al., 2004, zu Ökobilanzvergleichen von Biokraftstoffen). Deshalb wer-
den Verfahrens- und Produktvergleiche auf Basis einheitlicher Methoden und Datengrund-
lagen vorgenommen (vgl. z. B. Concawe et al., 2006; Zah et al., 2007).  

Derzeit gibt es Bestrebungen auf europäischer Ebene, das Verfahren zur Berechnung von 
Carbon Footprints zu harmonisieren. Möglichkeiten und Grenzen des Verfahrens für den 
Bereich der Lebensmittel werden daher im folgenden erläutert: Für die Erstellung solcher 
Kohlenstoffprofile im Lebensmittelbereich müssen zunächst einmal alle Produktions- und 
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Handelsschritte möglichst detailliert hinsichtlich ihrer THG-Emissionen erfasst werden. 
Zur Berücksichtigung der Emissionen des vorgelagerten Bereichs sind alle relevanten 
Vorleistungen mit hinreichender Genauigkeit zu quantifizieren. Dies macht entsprechende 
Verpflichtungen zur Buchführung und Auditierung für alle Zulieferer der verschiedenen 
Vorleistungsstufen notwendig. Zudem stammen viele Lebensmittel bzw. Zutaten oder 
Rohstoffe für Lebensmittel aus dem Ausland, was die Ermittlung der relevanten Daten für 
deren Kohlenstoffprofile nicht gerade vereinfacht.  

Um darüber hinaus die Vergleichbarkeit zwischen ähnlichen Lebensmitteln (gleiche 
„Funktion“) zu gewährleisten und um so transparent wie möglich zu sein, ist die Erstel-
lung von Kohlenstoffprofilen nur sinnvoll auf Basis einer international einheitlichen Vor-
gehensweise, wie sie z. B. zur Zeit im Bausektor entwickelt wird. Der Aufbau solcher Sys-
teme, sei es zur Bewertung der Nachhaltigkeit im Bauwesen oder zur Berechnung des 
Kohlenstoffprofils von Lebensmitteln, befindet sich erst am Anfang. Für die Erstellung 
bzw. Berechnung von Carbon Footprints für Lebensmittel liegen die notwendigen, abge-
stimmten Informationen und Methoden oft noch nicht vor. Dies bezieht sich auch auf 
eventuell vorangegangene Landnutzungsänderungen, die mit der Lebensmittelproduktion 
einhergehen und einen starken Einfluss auf die Klimabilanz eines Produktes haben kön-
nen. 

Verlagerungs- und Verdrängungseffekte aufgrund dynamischer Marktreaktionen (Heraus-
forderung 3) können mit Hilfe marktökonomischer Modellierung untersucht werden. Für 
die Bewertung von Maßnahmen, die mit einer alternativen Verwendung von Flächen oder 
Produktionsmengen einhergehen, beispielsweise bei energetischer Nutzung von Biomasse, 
sind solche „leakage“-Effekte von zentraler Bedeutung. Eine vollständige Erfassung und 
eindeutige Zuschreibung solcher indirekter Wirkungen zu spezifischen Klimaschutzmaß-
nahmen wird aber aufgrund multikausaler Zusammenhänge im komplexen, globalen 
Marktgeschehen immer nur eingeschränkt möglich sein.  

In der nachfolgenden Tabelle werden verschiedene Verfahren zur Bilanzierung und Zu-
ordnung von Treibhausgasemissionen kurz charakterisiert und Punkte aufgeführt, die für 
eine Einschätzung der Nutzbarkeit als politisches Instrument zur Regulierung von Treib-
hausgasemissionen von Bedeutung sind.  
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Tabelle 2.1:  Übersicht über THG-Bilanzierungsmethoden und ihre Nutzbarkeit 

Methode Nutzbarkeit 

Emissionsberichterstattung  
Deutschland ist als Vertragsstaat der Klima-
rahmenkonvention der Vereinten Nationen 
dazu verpflichtet, die jährlichen Treibhausgas-
Emissionen und Senken in einem Nationalen 
Inventarbericht zu berichten. Die Methode der 
Emissionsberechnung und die Strukturierung 
folgen dabei festen Vorgaben für so genannte 
Quellgruppen. Die Quellgruppen sind nicht 
nach volkswirtschaftlichen Sektoren oder hin-
sichtlich der Abgrenzung von Pro-
duktionsprozessen und der Beziehungen zwi-
schen Güterentstehung und Verwen-dung grup-
piert. Daher können die Treibhausgasinventare 
nicht unmittelbar für eine Charakterisierung 
von wirtschaftlichen Sektoren und Produktions-
verfahren verwendet werden. 

 
Die Emissionsberichterstattung stellt den Ziel-
indikator für die Umsetzung des Kyoto-
Protokolls zum Klimaschutz bereit. Sie ermög-
licht eine Abschätzung über die Bedeutung 
einzelner Quellgruppen für die THG-Bilanzen 
und lässt Rückschlüsse auf wichtige Ansatzstel-
len für den Klimaschutz zu. 

Umweltgesamtrechnungen 
Die UGR stellt Material- und Energieflüsse 
sowie die wirtschaftlichen Beziehungen zwi-
schen 71 Produktionsbereichen der Volkswirt-
schaft dar. Im UGR-Berichtsmodul 
´Landwirtschaft und Umwelt werden 45 land-
wirtschaftliche Produk-tionsverfahren ein-
schließlich der inter- und intrasektoralen Input-
/Output-Beziehungen beschrieben. Durch Um-
buchung der interessierenden Belastungspara-
meter auf Basis der I/O-Tabellen können kumu-
lierte Ressourcenansprüche und Emissionen 
ausgewiesen werden, z. B. „carbon footprints“. 
Alle Ressourcenansprüche und Emissionen 
einer Volkswirtschaft werden in den UGR als 
Gesamtrechnungssystem dargestellt und den 
Produkten des Endverbrauchs zugeordnet. 

 
Die Umweltgesamtrechnungen liefern Hinweise 
auf Ansatzstellen für den Klimaschutz unter 
Berücksichtigung intersektoraler Beziehungen. 
Sie erlauben durch die Konsistenz zu statisti-
schen Rahmendaten, die Abbildung von Pro-
duktionsverfahren sowie intra- und inter-
sektoraler Austauschbeziehungen eine umfas-
sende Analyse der THG-Emissionen aus wirt-
schaftlicher Tätigkeit und Konsum. Dabei wer-
den auch andere Belastungsparameter, Res-
sourcenansprüche und die Wertschöpfung be-
trachtet. Die Allokation von Ressourcenansprü-
chen und Emissionen der Vorleistungskette 
erfolgt grundsätzlich auf Grundlage monetärer 
Werte. 
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Methode Politische Nutzbarkeit 

Ökobilanz (Life Cycle Assessment) 
Unter einer Ökobilanz  versteht man die syste-
matische Analyse der Umweltwirkungen von 
Produkten während des gesamten Lebensweges 
(„von der Wiege bis zur Bahre“). Dazu gehören 
sämtliche Umweltwirkungen während der Pro-
duktion, der Nutzungsphase und der Entsor-
gung des Produktes sowie die damit verbunde-
nen vor- und nachgeschalteten Prozesse (z. B. 
Herstellung der Roh-, Hilfs- und Betriebsstof-
fe). Die Vorgehensweise ist nach EN ISO 
14040 und 14044 normiert und standardisiert. 
Neben dem zur Zeit im Fokus stehenden Treib-
hausgaspotenzial werden auch andere Umwelt-
wirkungen des analysierten Produktes wie das 
Versauerungs-, Eutrophierungs-, Ozonbil-
dungs-, Ozonabbau-, Ökotoxizitäts- und Hu-
mantoxizitätspotenzial quantifiziert. Umwelt-
wirkungskategorien, die Beeinträchtigungen 
der Biodiversität oder Wirkungen durch Flä-
chennutzung zu quantifizieren versuchen, sind 
noch in der Entwicklung. 

In der Wirtschaft werden LCA im Bereich der 
ökologisch-(ökonomischen) Produkt- und Pro-
zessoptimierung sowie im Umweltmanagement 
eingesetzt.  

Auf Ökobilanzen beruhende Ergebnisse umfas-
sender Abschätzungen der Umweltwirkungen 
von Produkten und Dienstleistungen sind nutz-
bar für: 

- effizienzorientierte, 
- konsumorientierte, 
- sowie auf die Förderung erneuerbarer 

Energien ausgerichtete Politikansätze. 

Ökobilanzen werden beispielsweise für die 
Definition von Grenzwerten, Recyclingquoten 
im Ordnungs-, Förder-, Genehmigungsrecht 
und zur Definition von umweltpolitischen Zie-
len herangezogen. 

Carbon Footprints 
Ein Carbon Footprint eines Produktes  ist die 
Summe aller THG-Emissionen, welche mit 
diesem Produkt in Verbindung gebracht wer-
den. Er ist mit Hilfe des Ökobilanzindikators 
THG-Potential 100 nach ISO 14040 und 14044 
erfassbar, welcher das THG-Potential für den 
Zeitraum von 100 Jahren (nach IPCC 1996) 
berücksichtigt und auf einem Lebenszyklus-
Ansatz basiert, ohne andere Umweltauswirkun-
gen zu betrachten. Wenn verfügbar, werden 
produktspezifische Daten verwendet. 

Carbon Footprints können herangezogen wer-
den, um  

- einzelne Produkte hinsichtlich THG-
Emissionen darzustellen und zu bewerten 

- politische Zielgrößen für produkt-
spezifische Emissionen festzulegen, 

- Verbraucher zu informieren und zu sensibi-
lisieren. 

- Optimierungsprozesse in Unternehmen 
auslösen 

Andere Umweltauswirkungen (z.B. Wasser-
verbrauch, Boden- Grundwasserbelastungen, 
Einfluss auf Biodiversität) sowie die Einhal-
tung sozialer Standards werden nicht berück-
sichtigt. 

Quelle: Eigene Darstellung. 
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2.2.1 Emissionsberichterstattung gemäß Vorgaben der Klimarahmen-
konvention 

Deutschland ist als Vertragsstaat der Klimarahmenkonvention der Vereinten Nationen 
(UNFCCC) dazu verpflichtet, die jährlichen Treibhausgas-Emissionen und Senken in ei-
nem Nationalen Inventarbericht (National Inventory Report, NIR) zu berichten, der zu 
veröffentlichen und regelmäßig fortzuschreiben ist (UBA, 2008). Das vTI ist für die Be-
richterstattung zu den Kapiteln Landwirtschaft und Landnutzung, Landnutzungsänderung 
und Forstwirtschaft verantwortlich. Die Berichte folgen dem Common Reporting Format 
(CRF) und orientieren sich methodisch an den “IPCC Good Practice Guidance” und “IPCC 
Good Practice Guidance for Land Use, Land Use Change and Forestry”. 

Die Strukturierung der Emissionsberichterstattung folgt dabei festen Vorgaben zu soge-
nannten Quellgruppen. Die Quellgruppen sind nicht nach volkswirtschaftlichen Sektoren 
oder hinsichtlich der Abgrenzung von Produktionsprozessen und Beziehungen zwischen 
Güterentstehung und Verwendung gruppiert. Daher können die Treibhausgasinventare 
nicht unmittelbar für eine Charakterisierung von wirtschaftlichen Sektoren und Produkti-
onsverfahren verwendet werden. Die Berichterstattung erfolgt nach dem Territorialprinzip 
für Quellgruppen innerhalb des deutschen Staatsgebiets. In Deutschland verwendete Im-
portgüter, die zu Emissionen außerhalb des Territoriums geführt haben, werden also nicht 
einbezogen. Hingegen wird die für den Export bestimmte Produktion genauso behandelt 
wie die Produktion von Gütern für die inländische Verwendung. Die Emissionsberichter-
stattung liefert somit zwar den statistischen Rahmen für das inländische Emissionsgesche-
hen, für die Analyse der wirtschaftlichen, stofflichen und energetischen Verflechtungen 
zwischen Wirtschaftssektoren und Produktionsverfahren und die Ausweisung kumulierter 
THG-Emissionen müssen jedoch weitere Methoden wie die UGR oder LCA herangezogen 
werden.  

Ein Beispiel für die Quellgruppen-bezogene Berichterstattung ist, dass Emissionen, wel-
che auf die Herstellung von Biokraftstoffen zurückzuführen sind, unter CRF 4 (Landwirt-
schaft) und 5 (Landnutzung, Landnutzungsänderung und Forstwirtschaft) berichtet wer-
den. Die angestrebte Substitution fossiler Energieträger führt jedoch zu Änderungen der 
Inventare in CRF-Kategorie 1 (Energie). Da es unterschiedliche Gründe für Änderungen 
des Verbrauchs fossiler Energieträger gibt, können aus den Inventarinformationen keine 
kausalen Rückschlüsse auf den Beitrag einzelner Maßnahmen gezogen werden. 
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2.2.2 Umweltökonomische Gesamtrechnungen 

Eine Sektor-übergreifende Methode zur Abbildung von wirtschaftlichen, energetischen 
und stofflichen Zusammenhängen wird im Rahmen der Umweltgesamtrechnungen unter 
Federführung des Statistischen Bundesamtes entwickelt. Das im Institut für Ländliche 
Räume in Zusammenarbeit mit dem Statistischen Bundesamt entwickelte UGR-
Berichtsmodul ´Landwirtschaft und Umwelt´ (Schmidt und Osterburg, 2006) basiert me-
thodisch auf dem ´System of Integrated Environmental and Economic Accounting 
(SEEA)´ der Vereinten Nationen, das weltweit in 49 Staaten angewandt wird (United Na-
tions et al., 2003).  

In dem SEEA-Rechensystem werden die Stoff- und Energieflüsse aus der Umwelt (z.B. 
Wasser, Mineralien, fossile Energieträger) in die Wirtschaft, der Austausch und die Wei-
terverarbeitung dieser Materialien innerhalb des wirtschaftlichen Handelns und die Rück-
lieferung von Abfällen und Emissionen an die Umwelt sowie der Verbrauch der privaten 
Haushalte erfasst. Äquivalent zur physischen Darstellung werden alle Angaben auch in 
monetären Einheiten ausgewiesen. Als Vorteil gegenüber den bisher nur auf ausgewählte 
Produktionsketten angewendeten LCA-Ansätzen erweist sich die Konsistenz der UGR zu 
monetären Größen der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung, zu physischen Größen der 
Offizialstatistik und zu Emissionsdaten aus nationalen und internationalen Berichtspflich-
ten.  

Weiterhin wird eine einheitliche, auf monetären Werten basierende Umbuchungsmethode 
für die Abbildung von Multi-Input-/Multi-Output-Prozessen verwendet, um das „Weiter-
reichen“ von Ressourcenansprüchen und Emissionen über die Vorleistungsstufen hinweg 
zu kalkulieren. Im Gegensatz dazu wird in LCA-Ansätzen für Allokationsberechnungen 
oft auf Gewichte oder Energiegehalte zurückgegriffen. Im UGR-Ansatz wird dagegen die 
Wertschöpfung als zentraler Treiber für wirtschaftliche Aktivitäten angesehen. Dement-
sprechend werden Ressourcenansprüchen und Emissionen nach Produktwerten aufgeteilt. 
Preisveränderungen führen somit allerdings zu veränderten Allokationsergebnissen. Wei-
terhin erfolgt in den UGR eine einheitliche Systemabgrenzung (einzelne Sektoren („direk-
te Emissionen“) oder sektorübergreifend (incl. „indirekter Emissionen“); nur Inland, oder 
einschließlich Importen, wobei für Importgüter z. T. Schätzwerte zum Einsatz kommen). 

Anfang der 90er Jahre wurde das SEEA deutschlandweit durch das Statistische Bundesamt 
in den ´Umweltökonomischen Gesamtrechnungen´ umgesetzt und konkretisiert (vgl. z. B. 
DESTATIS, 2007). In den UGR werden 71 Produktionsbereiche definiert, die die gesamte 
deutsche Wirtschaft beschreiben. Zusätzlich müssen Im- und Exporte über die nationalen 
Grenzen hinweg bilanziert werden, um ein komplettes und in sich schlüssiges Bild aller 
Stoff- und Energieflüsse auf dem Gebiet der Bundesrepublik zu erhalten. Einer der 71 
Produktionsbereiche umfasst den Agrar- und Forstsektor, der damit zwar konsistent zu 
allen wirtschaftlichen Aktivitäten in Deutschland dargestellt werden kann, jedoch nur als 
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„Black-Box“ ohne weitere Differenzierung nach Produktionsverfahren. Das UGR-
Berichtsmodul ´Landwirtschaft und Umwelt´ löst dieses Aggregat unterschiedlichster Ver-
fahren weiter auf und ermöglicht eine differenzierte Abbildung von Produktionsverfahren 
und inter- und intrasektoralen Input-/ Output-Beziehungen. 

Das UGR-Berichtsmodul splittet den Agrarsektor in 45 Produktionsverfahren und kann die 
Stoff- und Energieflüsse somit expliziter beschreiben. Die Datenbasis wird dabei durch 
das Agrarsektormodell RAUMIS geliefert. Im Einzelnen werden z.B. biotische Rohstoffe, 
Nährstoffe, gasförmige Emissionen, Energieverbrauch, Pflanzenschutzmitteleinsatz und 
Wasserverbrauch abgebildet. Grundlage hierfür sind die Input-Output-Tabellen, die neben 
der einfachen Darstellung der Stoff- und Energieflüsse zwischen landwirtschaftlichen Ver-
fahren und anderen Produktionsbereichen (Markt) eine Berechnung der „unendlichen Vor-
leistungsverflechtung“ ermöglichen.  

Dieser Berechnungsschritt bucht die in der Produktionskette entstandenen Ressourcenan-
sprüche und Emissionen anhand der Input-Output-Beziehungen auf das landwirtschaftliche 
Endprodukt (Getreide, Milch, Fleisch) um. Dadurch können auch miteinander verknüpfte 
Multi-Input-/Multi-Output-Verfahren nach einer einheitlichen Methode analysiert werden. 
Beispielsweise werden die Emissionen aus der Milchviehhaltung und den dabei eingesetz-
ten Vorleistungen (u. a. Futtermittel, Nachzuchtfärsen) nicht allein der Milch angelastet, 
sondern auch den erzeugten Kälbern, dem erzeugten Fleisch und den als Dünger verwerte-
ten tierischen Ausscheidungen. Anteilige Belastungen der Kälber- und Wirtschaftsdünger-
produktion werden wiederum den aufnehmenden Produktionslinien angelastet (z. B. Käl-
bermast oder Getreideproduktion). 

Durch die Umbuchung der interessierenden Belastungsparameter kann eine Ökobilanzie-
rung für verschiedene Produkte aus dem Agrarsektor erstellt werden. Angewendet auf die 
Frage klimarelevanter Umweltauswirkungen von Produkten können auf Basis dieses An-
satzes auch sogenannte CO2-footprints von landwirtschaftlichen Produkten erstellt werden. 

Die anderen Produktionsbereiche der UGR (Wirtschaftssektoren) und die Importe liefern 
Informationen zur Belastungen aus den Vorleistungen, die im Agrarsektor eingesetzt wer-
den. Da Informationen bisher nur auf sehr aggregiertem Niveau vorliegen, muss für eine 
detaillierte Betrachtung in diesem Bereich vorläufig auf Schätzungen zurückgegriffen 
werden, die z. B. auf LCA-Ansätzen aufbauen. Dadurch kann das Belastungspotenzial aus 
der Vorkette, z.B. von Mineraldüngerlieferung in den Agrarsektor, abgeschätzt werden. 
Zusammenfassend lässt sich daraus die Belastungssituation für die Bereitstellung eines 
agrarischen Produktes ableiten. 

Das wichtigste Merkmal des UGR-Ansatzes ist die lückenlose Zuordnung aller Ressour-
cenansprüche und Emissionen einer Volkswirtschaft zu den konsumierten Produkten des 
Endverbrauchs. So ist jedes Ergebnis in ein Gesamtrechnungssystem eingeflochten, das 
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die Konsistenz zu allen anderen Aussagen, ob physischer oder monetärer Ausprägung, 
garantiert und die „Footprints“ (CO2, Flächenanspruch usw.) auf verschiedenen Produkti-
onsstufen ausweist. Bei der Weiterentwicklung der UGR-Methoden, der Ergänzung der 
vor- und nachgelagerten Bereiche des Agrarsektors und bezüglich der weiteren Disaggre-
gierung nach Regionen und betrieblichen Produktionssystemen besteht noch Forschungs- 
und Entwicklungsbedarf. 

2.2.3 Ökobilanzen (Life Cycle Assessment) 

Unter einer Ökobilanz (engl. auch LCA – Life Cycle Assessment) versteht man die syste-
matische Analyse der Umweltwirkungen von Produkten während des gesamten Lebenswe-
ges („von der Wiege bis zur Bahre“). Dazu gehören sämtliche Umweltwirkungen während 
der Produktion, der Nutzungsphase und der Entsorgung des Produktes sowie die damit 
verbundenen vor- und nachgeschalteten Prozesse (z. B. Herstellung der Roh-, Hilfs- und 
Betriebsstoffe). Die Vorgehensweise ist nach EN ISO 14040 und 14044 normiert und 
standardisiert. Neben dem zur Zeit im Fokus stehenden Treibhausgaspotenzial werden 
auch andere Umweltwirkungen des analysierten Produktes wie das Versauerungs-, 
Eutrophierungs-, Ozonbildungs-, Ozonabbau-, Ökotoxizitäts- und Humantoxizitätspoten-
zial quantifiziert. Umweltwirkungskategorien, die Beeinträchtigungen der Biodiversität 
oder Wirkungen durch Flächennutzung zu quantifizieren versuchen, sind noch in der Ent-
wicklung. 

Ökobilanzen gliedern sich in vier Abschnitte: 

Mit der Definition von Ziel und Untersuchungsrahmen wird der Verwendungszweck der 
Ökobilanz festgelegt. Die Abgrenzung des Bilanzraumes erfolgt im Gegensatz zur UGR 
nicht sektor- und länderspezifisch sondern danach, wie detailliert die Umweltwirkungen 
des Lebenszyklus eines Produktes untersucht werden sollen. Zur Abgrenzung des Bilanz-
raumes gehört auch die Definition von Abschneidekriterien, die festlegen, welche Stoff- 
und Energieflüsse in die Bilanzierung einfließen und welche nicht. Wichtig ist auch die 
Festlegung der sogenannten funktionellen Einheit, auf die alle Umweltwirkungen bezogen 
werden. 

In der Sachbilanz werden sämtliche während des gesamten Lebenszyklus die Bilanzraum-
grenze passierenden Stoff- und Energieflüsse nach Inputs und Outputs gegliedert und – auf 
die funktionelle Einheit bezogen – bilanziert. Die Sachbilanz ist ein deskriptives Werk-
zeug ohne wertenden Charakter und daher mit einem Treibhausgasinventar oder einer In-
put-Output Tabelle der UGR zu vergleichen. Man kann die Sachbilanz als produktspezifi-
sches Inventar der umweltrelevanten Stoff- und Energieflüsse des oder der bilanzierten 
Produkte bezeichnen. Im Gegensatz zu Input- Output Tabellen der UGR werden in der 
Sachbilanz ausschließlich die Input- Outputbeziehungen des Produktes (funktionelle Ein-
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heit) mit der Umwelt aufgezeigt. Dabei finden Länder- oder Sektorgrenzen keine Beach-
tung. 

In der Wirkungsabschätzung werden die Sachbilanzdaten unterschiedlichen Wirkungska-
tegorien zugeordnet, um aufzuzeigen, wie stark das betrachtete Produkt während seines 
Lebenszyklus zur Klimaerwärmung, zur Eutrophierung von Gewässern oder der Bildung 
von Ozon beiträgt. Definition und Auswahl der Wirkungskategorien sowie die Zuordnung 
der Sachbilanzdaten zu diesen basiert auf dem neusten Stand der Wissenschaft.  

Abschließend werden in der Auswertung die wesentlichen Ergebnisse der Sachbilanz und 
Wirkungsabschätzung auf Konsistenz und Vollständigkeit hin analysiert. Über Sensitivi-
tätsanalysen kann dargestellt werden, wie sich die Umweltwirkungen unter geänderten 
Bedingungen wie einem anderem Produktionsverfahren oder dem Einsatz anderer Trans-
portmittel verändern. Im Rahmen der Auswertung besteht auch die Möglichkeit, die unter-
schiedlichen Umweltwirkungen mit Hilfe von speziellen Bewertungsverfahren zu gewich-
ten und verdichten (Jungbluth, 2000).  

Ökobilanzen schätzen die ganze Breite der Umweltwirkungen des Lebenszyklus eines oder 
mehrerer Produkte ab. Speziell durch Sensitivitätsanalysen ist es möglich, die ökologi-
schen Stärken und Schwächen sowie Möglichkeiten zur ökologischen Optimierung von 
Produkten und Produktionsprozessen aufzuzeigen. Dazu gehören auch Klimagasredukti-
onspotenziale land- und ernährungswirtschaftlicher Produkte. Da die ökologische Opti-
mierung in der Regel durch geringeren Stoff- und Energieeinsatz erzielt werden kann, re-
sultiert daraus auch fast immer eine Reduktion von Produktions-, Transport-, Entsor-
gungskosten, etc. 

Ökobilanzergebnisse fließen häufig in effizienzorientierte und konsumorientierte Politik-
ansätze sowie in Politikansätze zur Förderung erneuerbarer Energien ein. Sie werden ein-
gesetzt, um z. B. Grenzwerte und Recyclingquoten im Ordnungs-, Förder-, Genehmi-
gungsrecht festzulegen oder ganz allgemein umweltpolitischen Ziele zu definieren. Auf 
europäischer Ebene befindet sich zur Zeit auf Betreiben der EU-Kommission die European 
Life Cycle Database im Aufbau, die vor allem für Politiken der EU-Kommission, aber 
auch Produktentwicklung harmonisierte Durchschnittsdaten für bestimmte Produktgruppen 
und generische Prozesse (Transporte, Energiebereitstellung) bereithalten soll 
(http://lca.jrc.ec.europa.eu/lcainfohub/index.vm). 

Hinsichtlich der Implementierung geeigneter Ansätze zur Quantifizierung der Wirkungen 
von Produkten oder Dienstleistungen auf Biodiversität oder der durch Flächennutzung 
hervorgerufenen Umweltwirkungen – ein Bereich der besonders Land- und Forstwirtschaft 
betrifft – besteht noch Forschungsbedarf. 

http://lca.jrc.ec.europa.eu/lcainfohub/index.vm
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2.2.4 Kohlenstoff-Fußabdrücke (Carbon Footprints) 

Per Definition ist ein Carbon Footprint (CF) bzw. Kohlenstoffprofil eines Produktes (nach 
ISO 14040: Güter und Serviceleistungen) die Summe aller Treibhausgasemissionen (THG-
Emissionen), welche mit diesem Produkt in Verbindung gebracht werden. Er ist mit Hilfe 
des Ökobilanzindikators Treibhausgaspotential 100 (kurz THG-Potential bzw. GWP, Glo-
bal Warming Potential) nach ISO 14040 und 14044 erfassbar, welcher das THG-Potential 
für den Zeitraum von 100 Jahren (nach IPCC 1996) berücksichtigt und auf einem Lebens-
zyklus-Ansatz basiert. Ein ähnlicher Ansatz, der die Erstellung von Regeln für die Bewer-
tung von Gebäuden auf Basis von Ökobilanzen für Bauprodukte zum Inhalt hat, wird zur-
zeit im Bereich der internationalen und europäischen Normung vorbereitet. Bevor die Ini-
tiativen in anderen europäischen Ländern vorgestellt werden, soll daher an dieser Stelle 
kurz darauf eingegangen werden.  

Neben der Energieerzeugung, der Industrie und dem Verkehr ist der Bau- und Wohnsektor 
vornehmlich für den heutigen Ressourcen- und Energieverbrauch verantwortlich, weshalb 
die hier liegenden Einsparpotentiale immer mehr ins Zentrum der Aufmerksamkeit der 
Politik vieler Länder rücken. So hat sich in den letzten Jahren das Vorgehen durchgesetzt, 
die ökologische Bewertung von Gebäuden mit Hilfe von Umweltindikatoren durchzufüh-
ren, welche vornehmlich den klassischen Wirkungskategorien von Ökobilanzen (ISO EN 
14040 und 14044) entsprechen. Diese sind nach ISO EN 14025 Bestandteil der in Kapitel 
5.3.2 beschriebenen Umweltproduktdeklarationen (EPD), welche in Zukunft als Umwelt-
profile für Bauprodukte nach ISO EN 21930 von den jeweiligen Herstellern zur Verfügung 
gestellt werden sollen, um eine Bewertung der Nachhaltigkeit von Gebäuden zu ermögli-
chen. Während in Deutschland das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtent-
wicklung (BMVBS) die Einführung solch eines Bewertungsschemas in einem überarbeite-
ten „Leitfaden für Nachhaltiges Bauen“ noch in diesem Jahr anstrebt, wird auf internatio-
naler Ebene in den Normenausschüssen ISO/TC 59 SC 17 „Nachhaltigkeit im Hochbau“ 
und auf europäischer Ebene im europäischen Normungsgremium CEN/TC 350 „Sustaina-
bility of construction works“ an einer Harmonisierung der nationalen Initiativen in diesem 
Bereich gearbeitet. Ziel ist hier die Entwicklung fünf horizontaler Normensätze für die 
Bewertung der Nachhaltigkeit bzw. Umweltleistungen von Bauwerken über ihren gesam-
ten Lebenszyklus, welche auch hier auf EPDs basiert.  

Die Regeln für die Erstellung solcher Umweltprofile bezüglich Datenerfassung, Modellie-
rung und Datenverwendung bei der Ermittlung der Indikatoren bzw. Ökobilanzdaten (in 
Anlehnung an ISO EN 14040 ff.) befinden sich im Moment in Bearbeitung und sollen 
noch in diesem Jahr (BMVBS, Leitfaden Nachhaltiges Bauen) bzw. voraussichtlich in den 
Jahren 2009/2010 (CEN/TC 350) veröffentlicht und umgesetzt werden. Für die Erstellung 
von Durchschnittsdaten für bestimmte Produktgruppen bzw. generischer Daten (z. B. 
Emissionen aus Transporten) ist auf internationaler Ebene u. a. auch die European Plat-
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form on Life Cycle Assessment aktiv, welche sich für eine Harmonisierung und Bereitstel-
lung solcher Datensätze einsetzt (kurz ELCD, European Life Cycle Database). 

Der Unterschied zwischen den in verschiedenen Ländern in der Diskussion befindlichen 
methodischen Vorschlägen für Carbon Footprints ist groß. So wird das umfassendste Re-
gelwerk dieser Art zurzeit in Großbritannien in Form einer öffentlich verfügbaren Spezifi-
kation (PAS 2050:2008) zur Bewertung der THG-Emissionen von Gütern und Dienstleis-
tungen erarbeitet. Anhand definierter Vorgaben sollen die bei den einzelnen Produktions-
schritten entstehenden THG-Emissionen bis hin zum Endprodukt quantifiziert werden, so 
dass auch verschiedene Produkte miteinander verglichen werden können. Diese Vorge-
hensweise ermöglicht Optimierungsprozesse in den Unternehmen und stellt zudem eine 
objektive Entscheidungshilfe beim Kauf von Produkten für Verbraucher dar (vgl. Kap. 
5.3.2 und 5.3.3). Allerdings fehlt bei der britischen Vorgehensweise ein Bewertungsrah-
men, der eine Einstufung der Produkte nach ihrer absoluten Klimafreundlichkeit zulässt. 
Nach dem britischen Vorgehen gekennzeichnete Produkte können also auch auf den Markt 
kommen, wenn keine Maßnahmen zur Verbesserung des Klimaschutzes getroffen wurden. 
Hier sind politische Zielvorgaben bzw. Bewertungsrahmen für eine Verbesserung der 
THG-Bilanzen unbedingt wünschenswert. 

In einem derzeit in der Entwicklung befindlichen schwedischen Markenzeichenprogramm 
werden hingegen bereits durch die entsprechenden Zugangsvoraussetzungen für das Labe-
ling in einem gewissen Rahmen Schritte zur Verbesserung der Klimaauswirkungen von 
Produkten unternommen. Dieses System beinhaltet konkrete Produktionsvorgaben (z. B. 
einen vorgeschriebenen Mindestanteil an Erneuerbarer Energie), deren Einhaltung von 
einer Kontrollorganisation geprüft wird, und die dazu beitragen, die THG-Emissionen zu 
vermindern. Allerdings wird hier im Unterschied zum englischen System der absolute 
THG-Emissionswert nicht dargestellt. Somit ist keine Überprüfung der tatsächlichen Um-
weltleistung bei der Einführung einzelner Optimierungsmaßnahmen in Unternehmen mög-
lich. 

Gerade für Unternehmen bietet die detaillierte Aufschlüsselung der klimarelevanten Emis-
sionen ihrer Produkte eine entscheidende Voraussetzung für die Entwicklung von Alterna-
tiven hinsichtlich Rohstoffen, Lieferanten, Produktionstechniken und Logistik. Für Ent-
scheidungen von Unternehmen und Verbrauchern sollte die THG-Bilanz den Betrag ein-
zelner Produktionsschritte möglichst detailliert offen legen. Nur so kann eine effiziente 
Systemoptimierung stattfinden.  

Werden die Ergebnisse der produktspezifischen Kohlenstoffprofile dem Verbraucher mit 
Hilfe von Labels verfügbar gemacht, können sie in großem Umfang zur Bewusstseinsbil-
dung bezüglich der klimatischen Auswirkungen von Produkten beitragen. Hinsichtlich der 
Kommunikation der THG-Bilanz zu den Verbrauchern ist zu diskutieren, ob die Angabe 
detaillierter Emissionswerte auf dem Produkt ausreicht oder ob im Sinne eines besseren 
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Verständnisses Bewertungskategorien gebildet werden sollten. Die hierfür notwendige 
Bewertungsskala und die Nutzbarkeit von Carbon Footprints für die politische Steuerung 
von THG-Emissionen muss und wird Gegenstand intensiver gesellschaftspolitischer, wis-
senschaftlicher und firmenpolitischer Diskussion sein.  

In der Landwirtschaft kommt es jahres-, standort- und managementbedingt zu erheblichen 
Ertragsschwankungen, die die produktbezogene THG-Bilanz erheblich beeinflussen kön-
nen. Hinzu kommen große Unterschiede hinsichtlich der Input-Effizienz (Input-/ Output-
Relation) in landwirtschaftlichen Betrieben. Weiterverarbeitete Produkte enthalten je nach 
Verfügbarkeit saisonal oder periodisch Vorprodukte unterschiedlicher Herkunft. Damit 
einher geht eine Reihe von Fragen, die vor einer Einführung von Kohlenstoffprofilen für 
Lebensmittel geklärt werden sollten. Dies betrifft z. B. die Frage, wie oft und wie detail-
liert ein Carbon Footprint für Lebensmittel kalkuliert werden muss. Darüber hinaus muss 
geklärt werden, ob, wann und ggf. für welche Produktgruppen Durchschnittswerte ver-
wendet werden können und inwieweit diese Durchschnittswerte den tatsächlichen Produk-
tionsbedingungen entsprechen. Antworten hierauf können bzw. sollten in begleitenden 
Rahmendokumenten gegeben werden, wie sie auch in den vorgesehenen Bewertungssche-
mata für die Nachhaltigkeit von Bauwerken in Form von Produkt-Kategorieregeln (PCR) 
Verwendung finden. Zudem muss auch eine Vorgehensweise für die Validierung der Er-
gebnisse der Berechnungen für Kohlenstoffprofile festgelegt werden, die sich jeweils am 
aktuellen Stand der wissenschaftlichen Erkenntnisse orientieren muss. Im Vergleich zu 
LCA-Analysen kann zu den Carbon Footprints kritisch angemerkt werden, dass bei einem 
reinen CO2-Label andere Umweltauswirkungen (z. B. der Wasserverbrauch oder Emissio-
nen in Böden und Grundwasser) (SETAC 2008), der Einfluss auf die Biodiversität sowie 
die Einhaltung sozialer Standards nicht berücksichtigt werden. 

Wie in Kapitel 5.3.1 und Kapitel 6 weiter erläutert, ist eine Ökobilanzierung von einzelnen 
Lebensmitteln mit erheblichen Problemen belastet und wird in absehbarer Zeit wahr-
scheinlich nicht zu vertretbaren Kosten belastbare Ergebnisse liefern. In Kapitel 5.3.3 
werden die gegenwärtig laufenden Bestrebungen zur Einführung bzw. Umsetzung von 
Kohlenstoffprofilen in England und Schweden beschrieben. 
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3 Treibhausgasemissionen in der nationalen und internationalen Be-
richterstattung 

In diesem Kapitel wird der Status Quo der THG-Emissionen aus der Landwirtschaft sowie 
aus Landnutzung und Landnutzungsänderungen auf Basis des National Inventory Report 
(NIR) dargestellt (Abschnitt 3.1). Zum anderen werden Ergebnisse des UGR-Moduls 
Landwirtschaft und Umwelt herangezogen, um kumulierte Belastungen der Verkaufspro-
dukte des Agrarsektors abzubilden (Abschnitt 3.2). 

3.1 Entwicklung der THG-Emissionen des Agrarsektors gemäß inter-
nationaler Emissionsberichterstattung 

Bernhard Osterburg, Institut für Ländliche Räume 
Hans-Dieter Haenel, Institut für Agrarrelevante Klimaforschung 

Die folgenden Auswertungen bauen auf Daten des NIR 2008 auf, der im Mai 2008 veröf-
fentlicht wurde, sowie auf die zugehörigen CRF-Tabellen (Common reporting format). In 
Abbildung 3.1 werden die direkten Emissionen aus der Verbrennung von Treib- und 
Brennstoffen aus CRF-Kategorie 1, die Emissionen aus CRF- Kategorie 4 (Landwirt-
schaft) und die Quellen- und Senkenwirkung der Land- und Forstwirtschaft aus CRF 5 
(Landnutzung, Landnutzungsänderung und Forstwirtschaft, „LULUC“) in aggregierter 
Form dargestellt.  

Abbildung 3.1:  Entwicklung der Treibhausgasemissionen und Senken in der Land- 
und Forstwirtschaft von 1990 bis 2006 
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Quelle: NIR 2008. 
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Die CO2-Emisionen aus Brennstoffen, die für Landwirtschaft, Forstwirtschaft und Fische-
rei berichtet werden, sind bis zum Jahr 2006 gegenüber 1990 um 40 % auf etwa 6,5 
Mio. t CO2äq zurückgegangen (vgl. Abbildung 3.2). Die direkten landwirtschaftlichen 
Emissionen, die unter CRF 4 berichtet werden, gingen im gleichen Zeitraum um 18 % zu-
rück. Die Freisetzung von Methan aus tierischer Verdauung repräsentiert 29 % der unter 
CRF 4 berichteten, direkten landwirtschaftlichen Emissionen und betrug im Jahr 2006 ca. 
18,34 Mio. t CO2äq. Sie ist vor allem auf die Rinderhaltung zurückzuführen und ging im 
Zeitraum 1990 - 2006 um 24 % zurück. Emissionen von Methan und Lachgas aus dem 
Wirtschaftsdüngermanagement (Dunglagerung) reduzierten sich gegenüber 1990 um 20 % 
und stellen mit knapp 8 Mio. t CO2äq etwa 13 % der direkten landwirtschaftlichen Emissi-
onen. Lachgasemissionen aus der Düngung landwirtschaftlicher Böden und aus landwirt-
schaftlichen N-Überschüssen, die ausgewaschen werden oder als gasförmige Verluste zur 
Erhöhung der N-Deposition beitragen, werden unter CRF 4.D berichtet und machen 59 % 
aller landwirtschaftlicher Emissionen unter CRF 4 aus (ca. 37 Mio. t CO2äq. im Jahr 2006). 
Sie gingen gegenüber 1990 um 15 % zurück. Die Bindung von Methan in landwirtschaftli-
chen Böden als Senke wurde mit den Lachgasemissionen unter CRF 4.D verrechnet, sie 
macht unter 1 % der landwirtschaftlichen Emissionen aus.  

Abbildung 3.2:  Relative Entwicklung ausgewählter landwirtschaftlicher Emissionen 
von 1990 bis 2006 
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Quelle: NIR 2008. 

Die unter CRF 5 für Landnutzung, Landnutzungsänderung und Forstwirtschaft berichteten 
Emissionen stammen zum größten Teil aus der Nutzung von Moorböden als Acker oder 
Grünland. Lachgasemissionen aus meliorierten Moorböden in Höhe von ca. 5 
Mio. t CO2äq, die unter CRF 4.D berichtet werden, kommen zu den durch Melioration und 
Landnutzung bedingten CO2-Emissionen aus landwirtschaftlichen Böden noch hinzu. Zu-
sammen emittieren meliorierte und als Acker- oder Grünland genutzte Moorböden etwa 42 
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Mio. t CO2äq. Diese Emissionen blieben im berichteten Zeitraum weitgehend konstant. 
Weniger bedeutend sind weitere, unter CRF 5 berichtete Quellen und Senken, wie die 
Kalkung und Harnstoffdüngung, die eine Freisetzung von CO2 aus den Düngern nach sich 
ziehen, und die Umwandlung von Grünland in Ackerland oder umgekehrt, mit entspre-
chenden Einflüssen auf den Bodenkohlenstoffvorrat.  

Die Forstwirtschaft stellt mit 79 Mio. t CO2e (in 2006) eine bedeutende Kohlenstoffsenke 
dar. Nur ca. 6 % dieser Kohlenstoffbindung ist auf die Schaffung neuer Forstflächen durch 
Aufforstung zurückzuführen. Demgegenüber ist der Zuwachs an Kohlenstoff im bestehen-
den Forst durch Zunahme des Holzvorrats der weitaus wichtigere Faktor. Gemäß Artikel 
3.3 des Kyoto-Protokolls sind alle Emissionen und Senkenwirkungen aufgrund von Auf-
forstung und Entwaldung zu berichten. Die Anrechnung der Senkenwirkung von Auffors-
tungsaktivitäten ist auf einen maximalen Betrag von 9 Mio. t Kohlenstoff pro Jahr und 
Land begrenzt. In CO2 ausgedrückt sind dies 33 Mio. t CO2. Dieser Maximalwert hat in 
Deutschland aufgrund des geringen Umfangs der Aufforstung keine restriktive Wirkung. 

Die Kyoto-Vertragsstaaten mussten sich bis 2006 entscheiden, ob sie Senken aufgrund von 
Managementmaßnahmen anrechnen wollen (Benndorf, 2005; Cienciala et al., 2006). 
Deutschland macht für die Waldfläche von der Anrechnungsoption gemäß Art. 3.4 
Gebrauch. Bewirtschaftungsmaßnahmen auf bestehenden Acker- und Grünlandflächen, 
z. B. die Anreicherung von Kohlenstoff durch veränderte Bodenbearbeitung, sowie Begrü-
nung von Ödland stellen in Deutschland in der ersten Verpflichtungsperiode keine anre-
chenbaren Aktivitäten dar. Gemäß Artikel 3.4 können auch Senkenwirkungen, die durch 
gezielte Waldbewirtschaftung entstehen, angerechnet werden, jedoch nur bis zu festgeleg-
ten Höchstbeträgen gemäß Appendix Z des Kyoto-Protokolls. Der maximal anrechenbare 
Betrag aus Waldbewirtschaftung beträgt für Deutschland 1,24 Mio. t Kohlenstoff je Jahr, 
dies entspricht 4,54 Mio. t CO2. Der größte Teil des Senkenzuwachses ist somit nicht auf 
die Ziele des Kyoto-Protokolls anrechenbar.  

Als Hauptquellgruppen werden solche Quellen bezeichnet, die von Höhe, Trend oder auf-
grund besonderer Unsicherheit einen bedeutenden Einfluss auf die Treibhausgasinventare 
haben. Nach der Höhe der Emissionen definierte Hauptquellgruppen summieren sich auf 
95 % der gesamten berichteten CO2e–Emissionen. Als Hauptquellgruppen werden im NIR 
2008 u. a. die CO2-Emisionen aus Brennstoffen nach CRF 1A4c, die Methanemissionen 
aus der Verdauung der Milchkühe (CRF 4A1a) und anderer Rinder (CRF 4A1b), direkte 
und indirekte Lachgasemissionen aus landwirtschaftlichen Böden (CRF 4D1 und 4D3) 
sowie aus CRF 5 (Landnutzung, Landnutzungsänderungen und Forstwirtschaft) die Berei-
che Forst, Acker und Grünland (CRF 5A, 5B und 5C). Hauptquellgruppen müssen in den 
Inventaren mit höherer Genauigkeit kalkuliert werden. Bezüglich der Unsicherheiten der 
Inventare sticht vor allem die Lachgasemission aus landwirtschaftlichen Böden als bedeu-
tendste einzelne Unsicherheitsquelle, bezogen auf das gesamte deutsche THG-Inventar 
hervor. Unsicherheiten bestehen aber auch bei der Ermittlung der landnutzungsbedingten 
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Emissionen aus der Acker- und Grünlandbewirtschaftung, insbesondere auf Moorstandor-
ten. In diesen Bereichen besteht besonderer Forschungsbedarf.  

In den Abbildungen 3.3 und 3.4 werden Aktivitäten und ihre Entwicklung im Zeitablauf 
vorgestellt, die zu den dargestellten Emissionsrückgängen beigetragen haben. Von zentra-
ler Bedeutung ist die Entwicklung der Tierbestände deswegen, weil sie einen starken Ein-
fluss auf alle drei wichtigen Emissionsarten in CRF-Kategorie 4 (Landwirtschaft) hat, 
nämlich Verdauung, Wirtschaftsdüngermanagement sowie Lachgasemissionen aus der N-
Düngung. Die Bestände der Rinder, Schweine und Schafe haben nach der deutschen Wie-
dervereinigung vor allem aufgrund der Strukturveränderungen in den neuen Bundeslän-
dern deutlich abgenommen (Abb. 3.3). Während sich der Trend bei Schweinen und Scha-
fen seit Mitte der 90er Jahre wieder stabilisiert hat, ist die Rinderzahl weiter zurückgegan-
gen. Grund hierfür ist die Begrenzung der Milchproduktion durch die Milchquotenrege-
lung der Europäischen Agrarpolitik, die bei gleichzeitig ansteigenden Milchleistungen pro 
Kuh und Jahr zu weiter abnehmenden Rinderbeständen geführt hat. Nur bei den für die 
Emissionen weniger bedeutenden Tierkategorien Pferde und Geflügel gab es Zunahmen.  

Abbildung 3.3:  Relative Entwicklung der Tierbestände 1990 bis 2006 
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Quelle: NIR 2008. 

In Abbildung 3.4 wird die Entwicklung der N-Zufuhr auf landwirtschaftlichen Böden dar-
gestellt, die Treiber für die bedeutendste Quelle in der CRF-Kategorie 4 (Landwirtschaft), 
den direkten und indirekten Lachgasemissionen, ist. Mineraldünger und Wirtschaftsdünger 
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aus tierischen Ausscheidungen repräsentieren fast 90 % der N-Zufuhr und sind im Jahr 
2006 gegenüber 1990 um fast 20 % zurückgegangen. 

Abbildung 3.4:  Relative Entwicklung der Stickstoffzufuhr in landwirtschaftliche Bö-
den 1990 bis 2006 
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Quelle: NIR 2008. 

Bezüglich der künftigen Entwicklung der direkten Emissionen aus der Landwirtschaft be-
stehen Unsicherheiten. Ein bedeutender Faktor ist die künftige Entwicklung der Tierbe-
stände, insbesondere des Rinderbestands. Zwar ist zu erwarten, dass die Milchleistung der 
Kühe weiterhin steigen wird, die beschlossenen und geplanten Aufstockungen der Milch-
quote und die für das Jahr 2015 zu erwartende Aufhebung der Quotenregelung können den 
Trend zum weiteren Rinderbestandsabbau jedoch bremsen oder sogar umkehren. Die der-
zeit zu beobachtenden, starken Preisänderungen sowohl für Vorleistungen wie Dünger und 
Futtermittel als auch für Agrargüter können zu Anpassungen der speziellen Intensität in-
nerhalb der einzelnen Produktionsverfahren führen, z. B. der Höhe der Düngung im Ge-
treidebau, und haben Einfluss auf die relative Wettbewerbsfähigkeit der Produktionsalter-
nativen. Beispiele für weitere Bestimmungsgrößen sind die Entwicklung der Produktion 
von Biomasse als erneuerbarer Energieträger, die aktuelle Aussetzung der obligatorischen 
Flächenstilllegung und deren zu erwartende, endgültige Aufhebung sowie die seit 2005 
verstärkt stattfindende Umwandlung von Grünland in Ackerland. Für die Erstellung von 
Prognosen unter Einbeziehung bereits umgesetzter Emissions-Minderungsstrategien be-
steht noch Forschungsbedarf. 

3.2 Analyse von THG-Emissionen in den umweltökonomischen Ge-
samtrechnungen 

Bernhard Osterburg, Institut für Ländliche Räume 
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Im Berichtsmodul ‚Landwirtschaft und Umwelt’ wird der deutsche Agrarsektor nach Me-
thoden der Umweltgesamtrechnungen disaggregiert dargestellt. Dabei erfolgt eine Zuord-
nung direkter THG-Emissionen zu den landwirtschaftlichen Produktionsverfahren. Die 
Input-/Output-Analyse ermöglicht eine disaggregierte Abbildung der Vorleistungsver-
wendungen aus vorgelagerten Sektoren (intersektorale Vorleistungsverflechtung) und aus 
dem Agrarsektor selbst (intrasektorale Vorleistungsverflechtung, z. B. Futtermittel, Jung-
tiere und Wirtschaftsdünger). Gemäß CRF 4 zu berichtende, direkte Emissionen aus der 
Landwirtschaft werden in den UGR in Konsistenz zum NIR kalkuliert.  

Die Emissionen aus der Auflösung von Bodenkohlenstoff nach CRF 5 werden derzeit 
nicht den einzelnen Produktionsverfahren zugeordnet. Einerseits fehlen die Daten für eine 
genaue Zuschreibung dieser Emissionen zu Produktionsverfahren, beispielsweise bezüg-
lich der ackerbaulichen Nutzung von Niedermooren nach Kulturarten. Andererseits han-
delt es sich bei der Meliorierung und ackerbaulichen Nutzung von Mooren um eine Frage 
der Landnutzung und nicht des spezifischen Produktionsverfahrens, denn THG-
Emissionen aus dem Abbau der Humussubstanz der Moorbodens treten bei Melioration 
und ackerbaulicher Nutzung weitgehend unabhängig von der Kulturart auf. Die Meliorati-
on erschließt zusätzliche Ackerfläche, ist aber nicht produktspezifisch, so dass eine Be-
rücksichtigung dieser Emissionen über die Belastung der gesamten Ackerfläche eines be-
trachteten Territoriums erfolgen könnte.  

Für die Berücksichtigung von Emissionen, die bei der Produktion und Bereitstellung von 
Vorleistungen im vorgelagerten Bereich entstehen, werden unterschiedliche Datenquellen 
herangezogen. Die UGR liefern stark aggregierte Werte für volkswirtschaftliche Sektoren, 
und eine weitere Disaggregation nach einzelnen Produktionslinien befindet sich noch in 
der Entwicklung. Für Dünge- und Pflanzenschutzmittel wird deshalb auf Daten von Patyk 
und Reinhard (1999) zurückgegriffen, die mit Hilfe von LCA-Ansätzen ermittelt wurden. 
Für Abschreibungen auf Bauten und Maschinen, für Reparaturen und andere Vorleistun-
gen wurden mit Hilfe von Werten der UGR von 2007 (DESTATIS, 2007a) sowie Daten 
der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen (DESTATIS 2007b) Schätzwerte für die 
TGH-Emissionen je Euro berechnet.  

Bei der Berechnung kumulierter Emissionen wurden für die im Folgenden dargestellten 
Berechnungen Vorleistungen aus dem In- und Ausland gleichermaßen berücksichtigt. 
Mangels detaillierter Belastungswerte werden importierte Güter wie solche aus inländi-
scher Produktion gebucht. Dies entspricht einer vorsichtigen Schätzung, da importierte 
Güter je nach Produktionstechnik und Transportaufwand stärker mit THG-Emissionen 
belastet sein können. Als wichtigste Vorleistungsimporte sind der Stickstoff-
Mineraldünger und proteinreiche Futtermittel zu nennen. So wurden vom gesamten in 
Deutschland verbrauchten Stickstoff-Mineraldünger im Wirtschaftsjahr 2006/2007 56 % 
importiert, wobei 22 % aus osteuropäischen Staaten mit vergleichsweise weniger effizien-
ten Produktionsmethoden stammt (Brentrup und Küsters, 2008). Die Versorgung mit pro-
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teinreichen Futtermitteln (Ölkuchen und –schrote, Nebenprodukte der Maisverarbeitung) 
aus Importen lag im Zeitraum von 2000 bis 2005 bei ca. 60 % (BMELV, 2007). Die Emis-
sionen aus der Produktion von Stickstoff-Mineraldünger und Eiweißfuttermitteln fallen 
somit nicht allein in Deutschland an. Mit Hilfe der UGR können solche Emissionen aus 
der Vorkette, die im Nationalen Inventarbericht nicht auftauchen, abgeschätzt und Produk-
tionsverwendungen zugeordnet werden. 

In Abbildung 3.5 werden direkte Emissionen des Agrarsektors und aus der landwirtschaft-
lichen Flächennutzung in Beziehung zu geschätzten Emissionen in der Vorkette gesetzt.  

Abbildung 3.5:  Treibhausgasemissionen im Agrarsektor und im vorgelagerten Bereich 
im Jahr 2005 (vorgelagerter Bereich geschätzt) 
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Quelle: NIR 2008, UGR-Projekt am Institut LR. 

Den Abschätzungen zufolge fallen durch Emissionen aus der Vorkette über 40 
Mio. t CO2äq an. Die bedeutendsten Einzelpositionen sind dabei die Stickstoffdüngerpro-
duktion, Futtermittel sowie Gebäude-, Maschinen- und Anlageninvestitionen.  

Zur Abschätzung der Emissionen nach Verkaufsprodukten des Agrarsektors müssen alle 
durch Vorleistungseinsatz bedingten Emissionen dem Endprodukt angelastet werden. Dies 



24 Kapitel 3        Auf den Nahrungskonsum zurückzuführende THG-Emissionen 

betrifft sowohl die Produktionsmittel aus anderen Sektoren wie auch intralandwirt-
schaftliche Vorleistungen. Die Abbildung 3.6 zeigt ein vorläufiges Ergebnis zur Belas-
tungssituation der Agrarproduktion Deutschlands im Jahr 1999 in CO2-Äquivalenten. Der 
oberste Balken stellt die Aufteilung der direkten Emissionen gemäß nationaler Berichter-
stattung auf die verursachenden Produktionsverfahren dar. Nach Umbuchung aller intra-
sektoralen Vorleistungen (im deutschen Agrarsektor erzeugtes Futter, Jungtiere, Wirt-
schaftsdünger) auf die belieferten Produktionsverfahren, die Verkaufsprodukte an den 
Markt liefern, lassen sich die kumulierten Emissionen des Agrarsektors ausweisen.  

Abbildung 3.6:  Aufteilung der direkten Treibhausgasemission des deutschen Agrar-
sektors im Jahr 1999 nach Produktionsverfahren sowie Darstellung 
kumulierter Emissionen unter Berücksichtigung intra- und intersekt-
oraler Vorleistungen *)  
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*) in CO2-Äquivalenten, ohne CRF 5 (Landnutzung), außersektorale Vorleistungen incl. Importe geschätzt. 
Quelle: UGR-Projekt am Institut LR. 

Haupteffekt der Umbuchung ist die Belastung der Tierhaltung mit Emissionen der Futter-
mittelproduktion im Agrarsektor. Deutlich wird dies am Beispiel des Raufutters (Silomais, 
Futter vom Grünland und sonstigem Feldfutterbau), das innerhalb des Agrarsektors ver-
wertet wird. Die Emissionen aus der Raufutterproduktion werden durch die Allokation auf 
Basis der Input-/Output-Tabellen der Rinder-, Schaf- und Pferdehaltung angelastet. Auf 
die Tierproduktion entfallen nach dieser Umbuchung etwa 75 % der Emissionen aus dem 
deutschen Agrarsektor, während bei Darstellung der direkten Emissionen der Anteil nur 
bei 43 % liegt. Dieses Beispiel unterstreicht die Relevanz der kumulierten Darstellung von 
THG-Emissionen.  
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Der unterste Balken weist eine Schätzung der kumulierten Emissionen des Agrarsektors 
einschließlich intersektoraler Vorleistungen aus, einschließlich der Emissionsbelastungen 
von Importen aus dem Ausland. Diese Berechnung baut auf die kumulierten intralandwirt-
schaftlichen Emissionen auf. Die betrachteten Emissionen steigen auf knapp 120 
Mio. t CO2äq. Die Pflanzenproduktion wird nun mit Emissionen aus der Bereitstellung von 
Mineraldüngern und Maschinen belastet, die Tierproduktion mit solchen aus Importfut-
termitteln und Bauleistungen. Die Aufteilung des untersten Balkens aus Abbildung 3.6 
wird in Abbildung 3.7 noch einmal als Kreisdiagramm dargestellt. Es wird deutlich, dass 
Milchkühe allen etwa 30 % der kumulierten Emissionen aus dem deutschen Agrarsektor 
und seinen Vorleistungen repräsentieren, andere Rinder und Schweine sowie Geflügel 
stellen jeweils weitere 20 %. Auf die Herstellung pflanzlicher Marktprodukte gehen ca. 
25 % der kumulierten Emissionen zurück, wobei Getreide und Ölsaaten aufgrund des ho-
hen Flächenanteils und der hohen Produktionsmengen dominieren. 

Abbildung 3.7:  Aufteilung der direkten und indirekten Treibhausgasemission des Ag-
rarsektors im Jahr 1999 nach Produktionsverfahren*)
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Quelle: UGR-Projekt am Institut LR. 

Die Aggregate Fleisch und pflanzliche Produkte können in der Ergebnisdarstellung weiter 
disaggregiert werden, so dass zukünftige Auswertungen differenziert nach einzelnen Roh-
produkten für die menschliche Ernährung und für die Verwendung als erneuerbarer Ener-
gieträger erfolgen können. Die Angaben können anschließend auch als CO2-Äquivalente je 
Kilogramm Endprodukt berechnet werden. Das Statistische Bundesamt arbeitet derzeit an 
einer Disaggregierung des Lebensmittelsektors, so dass zukünftig nicht nur über den Ag-
rarsektor sektorale Rahmendaten vorliegen werden, sondern auch über dessen nachgela-
gerte Bereiche, bis hin zum Verbrauch. An diesen Arbeiten ist das vTI-Institut für Ländli-
che Räume über eine Kooperationsvereinbarung mit DESTATIS beteiligt. 
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Von einer Darstellung kumulierter THG-Emissionen je Kilogramm Endprodukt des Agrar-
sektors wird hier abgesehen. Die Endprodukte des Agrarsektors unterscheiden sich stark 
hinsichtlich Trockenmasse, wertgebenden Inhaltsstoffen und Verbrauchernachfrage. Ein 
Bezug von TGH-Emissionen auf die Masse des Endprodukts kann als Indikator für Ver-
gleiche zwischen alternativen Verfahren zur Bereitstellung gleicher Produkte herangezo-
gen werden. Ein Vergleich zwischen verschiedenen Produkten sollte dagegen nicht nach 
Emissionen je Kilogramm Produkt erfolgen. Einen Ansatz für Vergleiche mit verschiede-
nen Agrarprodukten stellt die Analyse alternativer Ernährungsweisen dar, unter Berück-
sichtigung ernährungsphysiologischer Kriterien und beobachtetem Verbraucherverhalten 
(siehe Abschnitt 5.3.1).  

Die UGR weist 11,1 Mio. t CO2äq als direkte THG-Emissionen der Herstellung von Nah-
rungs- und Futtermitteln sowie Getränken für das Jahr 2004 aus. In der Darstellung der 
kumulierten Treibhausgas-Emissionen unter Berücksichtigung der Vorleistungen aus dem 
In- und Ausland im Jahr 2004 werden für den deutschen Agrar- und Ernährungssektor 160 
Mio. t CO2äq ausgewiesen (DESTATIS, 2007a). Hierbei werden auch importierte und in 
Deutschland weiterverarbeitete Nahrungsgüter berücksichtigt. Von dem Gesamtwert von 
160 Mio. t werden 30 Mio. t CO2äq Exporten aus Deutschland in andere Länder zugeord-
net, wobei weiterverarbeitete Nahrungsgütern gegenüber Agrarprodukten den weitaus grö-
ßeren Anteil ausmachen. Für eine Kalkulation der Emissionen, die bei Versorgung der 
deutschen Haushalte mit Nahrungsmitteln anfallen, fehlen noch die anteiligen Emissionen 
aus dem Groß- und Einzelhandel, dem Gaststättengewerbe, der Verpackungs- und Abfall-
wirtschaft und den Aufwendungen der Haushalte für die Nahrungszubereitung. Diese Grö-
ßen können derzeit auf Grundlage der UGR-Daten nicht disaggregiert ausgewiesen wer-
den. Der Belastung von Endprodukten auf der Einzelhandelsstufe bis hin zum Privathaus-
halt wird im folgenden Kapitel nachgegangen. 
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4 Auf den Nahrungskonsum zurückzuführende THG-Emissionen 

Dr. Hiltrud Nieberg, Institut für Betriebswirtschaft 

Die Recherche und Auswertung der Teilanalysen über die Klimawirkungen von Lebens-
mittelverarbeitung und Distribution fällt in erster Linie in das Aufgabengebiet des Max 
Rubner-Instituts. Da dieser Bereich zur Einordnung der verschiedenen Ursachen für THG-
Emissionen im gesamten Ernährungsbereich und die darauf aufbauende Politikanalyse von 
großer Bedeutung ist, hat das Institut für Betriebswirtschaft eine Literaturrecherche und –
auswertung zum Thema „Ernährung und Klimawandel“ durchgeführt.  

4.1 Bedeutung des Ernährungsbereichs  

Die Freisetzung von Treibhausgasen erfolgt aus unterschiedlichen Quellen1 und lässt sich 
mit Hilfe diverser Analyseverfahren (Stoffstromanalysen, Input-Output-Analysen, etc.) für 
einzelne Produkte, Dienstleistungen und Produktgruppen sowie gesellschaftliche Aktivitä-
ten ermitteln. Die Zuordnung der Treibhausgasemissionen zu den verschiedenen Aktivitä-
ten des Menschen ermöglicht das Erkennen wichtiger Handlungsfelder für einen umwelt-
gerechten Konsum. 

Der Anteil des Ernährungsbereichs am Primärenergieverbrauch gibt erste Hinweise über 
die Klimarelevanz der Ernährung. Den Berechnungen von Weber und Fahl (1993) zufolge 
sind die Bereiche Wohnen (Raumheizung, Licht etc.), Ernährung (Nahrungsmittelherstel-
lung, -zubereitung etc.) und Freizeit für knapp 70 % des Primärenergieverbrauchs in 
Deutschland verantwortlich. An erster Stelle steht der Bereich Wohnen mit 32 %, gefolgt 
von den Bereichen Ernährung mit 20 % und Freizeit mit 17 %. Rose (2007) ermittelte mit 
Hilfe der von Taylor (2000) und Quack & Rüdenauer (2004) berechneten Daten für den 
Bereich Ernährung nur einen Anteil am Primärenergieverbrauch von etwa 10 %.2  Ergeb-
nisse aus anderen europäischen Ländern zeigen ähnliche Tendenzen. Hierbei ist jedoch zu 
beachten, dass in diesen Studien lediglich der direkte und indirekte Energieverbrauch von 
Haushalten betrachtet wird und die Energieaufwendungen nicht auf den gesamten staatli-

                                                 
1
  Entsprechend den Angaben des Umweltbundesamtes (2008) ist im Jahr 2006 der Verbrauch von fossi-

ler Energie, etwa in Kraftwerken oder im Verkehr, mit 81,5 % die bei weitem bedeutendste Quelle von 
Treibhausgasemissionen. Darauf folgen mit 10,8 % die Industrieprozesse und mit 6,3 % die Landwirt-
schaft. 

2
  Der niedrigere Prozentsatz ist möglicherweise Folge einer unterschiedlichen Bezugsgröße. Rose 

(2007) bezieht die von Taylor (2000) und Quack & Rüdenauer (2004) ermittelten Energieverbrauchs-
daten von Personen bzw. Haushalten auf den bundesdeutschen Primärenergieverbrauch (Territorial-
prinzip, d.h. keine Verrechnung von Im- und Exporten und den damit verbundenen Energieflüssen), 
während Weber und Fahl (1993) in ihrer energetischen Input-Output-Analyse Im- und Exporte berück-
sichtigen. 
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chen Primärenergieverbrauch bezogen wurden. Vringer und Blok (1995) ermittelten für 
die Kategorie Lebensmittel einen Anteil von 17 % und Biesot et al. (1995) einen Anteil 
von 20 % am gesamten Primärenergieverbrauch der niederländischen Haushalte. Im Rah-
men einer EU-Studie wurde von Reinders et al. (2003) für die Kategorie Lebensmittel und 
Getränke im Durchschnitt verschiedener EU-Mitgliedstaaten ein Anteil von 18 % am ge-
samten Primärenergieverbrauch der Haushalte berechnet. Knoepfel (1995, zit. in Jungbluth 
1998) errechnete für die Schweiz den Anteil der Nahrung (inkl. Zubereitung) mit mehreren 
Methoden und kam hierbei auf einen Anteil von 12 bis 15%. 

Tabelle 4.1: Anteil des Bereichs Ernährung am Primärenergieverbrauch und den 
Treibhausgasemissionen in Deutschland 

Primärenergie- Treibhausgas- Quelle Bezugs- Analyseinstrument
verbrauch emissionen jahr

20 % k.A. Weber & Fahl (1993), 1988 Energetische
IER, Universität Stuttgart Input-Output-Analyse

k.A. 16,3 % Wiegmann et al. (2005), 2000 Stoffstromanalyse
Öko-Institut

k.A. 21,8 % Kramer et al. (1994), im Auftrag 1991 Prozesskettenanalyse
der Enquete-Kommission
"Schutz der Erdatmosphäre"

9,8 % 13,5 % Taylor (2000), Universität 1996 Ökobilanz u.a.
Gießen, Anteilsberechnung
durch Rose (2007)

9,6 % 17,6 % Quack & Rüdenauer (2004), 2001 Stoffstromanalyse
Öko-Institut, Anteilsberechnung
durch Rose (2007)

Quelle: Rose (2007), verändert.  

Auch die Ergebnisse zu den Treibhausgasemissionen variieren stark. So reichen die ermit-
telten Anteile der Treibhausgasemissionen in Deutschland, die dem Bereich Ernährung 
zugeordnet werden, von 13,5 % bis hin zu knapp 22 % (vgl. Tabelle 4.1). Schätzungen von 
Garnett (2007) zufolge sind in Großbritannien etwa 18 % der Treibhausgasemissionen 
dem Ernährungsbereich zuzuschreiben. Nijdam & Wilting (2003) ermittelten für die Nie-
derlande einen Anteil von 22 % und Eder & Delgado (2006) für die EU-25 sogar einen 
Anteil von 31 %. 
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Die Gründe für die Ergebnisunterschiede sind vielfältig (vgl. hierzu auch Rose 2007 sowie 
Eder & Delgado 2006). Von Bedeutung sind vor allem folgende Aspekte: 

– Unterschiedlicher zeitlicher Bezug: dadurch Daten aus unterschiedlichen Jahren, ge-
änderte Faktoren zur Berechnung der Treibhausgasemissionen, veränderte Verzehrs-
gewohnheiten, strukturelle und produktionstechnische Änderungen in der Landwirt-
schaft. 

– Unterschiedliche Datengrundlagen (Statistiken, Erhebungen etc.). 

– Unterschiede in der Art der Bilanzierung: unterschiedliche Analyseverfahren (Input-
Output-Analyse, Stoffstromanalyse etc.). 

– Unterschiedlicher Detaillierungsgrad: Taylor (2000) beispielsweise bilanziert den Be-
reich der Südfrüchte nur mit einer Obstart. 

– Unterschiedliche Zuordnung von Gütern und Aktivitäten zu den verschiedenen Be-
dürfniskategorien (Ernährung, Wohnen etc.). 

– Unterschiedlich gesetzte Systemgrenzen (Einbeziehung unterschiedlicher Aktivitäten 
zum Bereich Ernährung; unterschiedliche Berücksichtigung von Importen und Expor-
ten3). 

Zwischenfazit: Trotz der Ergebnisvarianzen lässt sich zusammenfassend festhalten, dass 
der Bereich Ernährung nach dem Bereich Wohnen einen bedeutenden Anteil an den Treib-
hausgasemissionen hat. Demnach steckt im Verbraucherbereich ein erhebliches Emissi-
onsminderungspotential.  

4.2 Bedeutung der verschiedenen Segmente innerhalb des Bereichs Er-
nährung 

An dieser Stelle stellt sich nun die Frage, welche Teilbereiche im Bedürfnisfeld Ernährung 
für die Treibhausgasemissionen von besonderer Bedeutung sind. In den Tabellen 4.2 bis 
4.5 sind die Ergebnisse verschiedener Studien zusammengefasst. Aufgrund unterschiedlich 
gesetzter Systemgrenzen und unterschiedlicher Segmentierung der Teilbereiche sowie Zu-
ordnung der verschiedenen Aktivitäten etc. (siehe oben) sind die Studien nicht direkt ver-
gleichbar.  

                                                 
3
  So wird bei einigen Berechnungen nur der Energieverbrauch berücksichtigt, der im eigenen Land 

stattgefunden hat. Bei einer Tomate aus Italien beispielsweise verbleiben die Energieaufwendungen 
durch Produktion, Verarbeitung und inneritalienischen Transport in der italienischen Energiebilanz. In 
die deutsche Bilanz gehen nur der innerdeutsche Transport, die Kühlung und die Zubereitung ein. 
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Dennoch lassen sich wichtige Tendenzen erkennen:  

– Der Teilbereich Lebensmittelproduktion/Lebensmittelbereitstellung trägt am meisten 
zu den Treibhausgasemissionen bei (45-75%) und hier vor allem zum weit überwie-
genden Teil der Bereich der Tierproduktion. 

– An zweiter Stelle folgt die „Haushaltsphase“ mit einem ebenfalls recht hohen Anteil 
(20-40%). Von Bedeutung ist hier der Energieverbrauch durch die Mahlzeitenzuberei-
tung, Lebensmittellagerung und Raumwärme. 

– Die Bereiche Verarbeitung, Handel/Distribution und Verpackung verzeichnen dage-
gen deutlich niedrigere Anteile (4 - 14 %). 

Tabelle 4.2: Treibhausgasemissionen im Bereich Ernährung nach Kramer et al. (1994) 

Teilbereich

Landwirtschaft 135,0 51,9
- Tierproduktion 115,0 44,2
- Pflanzenproduktion 20,0 7,7

Verarbeitung 15,0 5,8
(Nahrungsmittelgewerbe, Handwerk)

Handel 35,0 13,5
- Verpackung 13,4 5,2
- Gütertransporte 10,1 3,9
- Gebäudeunterhaltung, Lagerhaltung 11,5 4,4

Verbraucher 75,0 28,8
- Heizen Küchen- und Essraum 24,0 9,2
- Kühlgeräte 15,0 5,8
- Gastgewerbe 10,0 3,8
- Lebensmitteleinkauf 9,0 3,5
- Erhitzen 8,0 3,1
- Spülen 8,0 3,1
- Essenfahren 1,0 0,4

Gesamt 260,0 100

Quelle: Rose (2007).

Treibhausgasemissionen

Mio. t CO2-Äq/a %
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Tabelle 4.3: Treibhausgasemissionen im Bereich Ernährung nach Taylor (2000) 

Treibhausgas-Emissionen

Teilbereich Mio. t CO2-Äq/a %

Verbrauchte Lebensmittel 94,9 65,3
- Tierische Erzeugnisse 62,2 42,8
- Pflanzliche Erzeugnisse 32,7 22,5

Stickstoff-Austrag 8,7 6,0

Verpackung 6,0 4,1

Transport 8,6 5,9
- LKW 6,5 4,5
- Überseeschiff 1,7 1,2
- Binnenschiff 0,3 0,2
- Zug 0,1 < 0,1

Haushaltsphase 27,3 18,8
- Gefriergerät 8,4 5,8
- Kühlschrank 7,7 5,3
- Elektroherd 7,0 4,8
- Lebensmitteleinkauf 4,2 2,9

Gesamt 145,5 100

Quelle: Rose (2007).  

Tabelle 4.4: Treibhausgasemissionen im Bereich Ernährung nach Quack und Rüde-
nauer (2004) 

Treibhausgasemissionen

Teilbereich Mio. t CO2-Äq/a %

Lebensmittelbereitstellung 135,3 74,7

Verpackung 11,0 6,1
- Verpackungen Lebensmittel 9,2 5,1
- Verpackungen Küchengeräte 1,8 1,0

Haushaltsphase 34,8 19,2
- Gefriergerät 10,5 5,8
- Kühlschrank 8,7 4,8
- Herd 8,5 4,7
- Geschirrspüler 7,1 3,9

Gesamt 181,1 100

Quelle: Rose (2007).  
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Tabelle 4.5: Treibhausgasemissionen im Bereich Ernährung nach Wiegmann et al. 
(2005) 

Teilbereich

Lebensmittelproduktion IHV 1) 40
AHV 2) 5

Elektrische Geräte IHV 25
Raumwärme IHV 12
Raumwärme, Lagerung, Zubereitung AHV 15

Personentransport AHV 2
Einkaufsfahrten IHV 1

1) Inner-Haus-Verzehr.
2) Außer-Haus-Verzehr.
Quelle: Wiegmann et al. (2005).

45 %

52 %

%

 

Werden die Treibhausgasemissionen aller Stufen (von der Produktion bis zum Verzehr) 
den einzelnen Produktgruppen zugeordnet, so zeigt sich beispielsweise für die Niederlande 
(vgl. Abbildung 4.1), dass der höchste Anteil der Treibhausgasemissionen dem Konsum 
von Fleisch und Fleischprodukten sowie Fisch zuzuschreiben ist (28,2 %). Knapp dahinter 
mit 22,9 % liegt der Verzehr von Milch und Milchprodukten.  

Abbildung 4.1: Anteil der verschiedenen Lebensmittelkategorien an den Treibhaus-
gasemissionen des Nahrungsmittelverbrauchs von niederländischen 
Haushalten 

Öle, Fette
3,0 %

Milch, Milchprodukte
22,9 %Fleisch, Fleischprodukte, Fisch

28,2 %

andere Lebensmittel
3,0 %

Getränke, Süßwaren
14,6 %

Kartoffeln, Gemüse, Obst
14,9 %

Brot, Gebäck, Reis, Teigwaren
13,3 %

Quelle: Kramer et al. (1999).  

Da nicht nur die Höhe der Treibhausgasemissionen, sondern auch die Anteile der ver-
schiedenen Lebenswegabschnitte an den Treibhausgasemissionen je nach Produkt stark 
variieren, werden im folgenden Kapitel die Treibhausgasemissionen für verschiedene Le-
bensmittel/Lebensmittelgruppen genauer unter die Lupe genommen. 
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4.3 Treibhausgasemissionen verschiedener Lebensmittel 

Wie aus Tabelle 4.6 ersichtlich wird, gibt es zwischen den einzelnen Lebensmittel deutli-
che Unterschiede hinsichtlich ihrer Klimarelevanz.  

Tabelle 4.6:  Klimabilanz für verschiedene Lebensmittel 

Lebensmittel

Fritsche & Eberle (2007):
Fleisch Rind 13.311

Rind, tiefgekühlt 14.341
Geflügel 3.508
Geflügel, tiefgekühlt 4.538
Schwein 3.252
Schwein, tiefgekühlt 4.282

Milch/Milchprodukte Butter 23.794
Käse 8.512
Sahne 7.631
Quark, Frischkäse 1.929
Joghurt 1.231
Milch 940

Eier Eier 1.931

Kartoffeln Pommes-frites 5.728
trocken 3.776
frisch 199

Back- und Teigwaren Feinbackwaren 938
Teigwaren 919
Mischbrot 768
Brötchen, Weißbrot 661

Gemüse Konserven 511
Tiefkühlware 415
frisch 153
Tomaten, frisch 339

Jungbluth (2000), zitiert in Koerber & Kretschmer (2007):
Bohnen Treibhaus, beheizt 6.360

Freiland 220

Kopfsalat Treibhaus, beheizt 4.450
Freiland 140

Gurken Treibhaus, beheizt 2.300
Freiland 170

Tomaten Treibhaus, beheizt 880
Freiland 110

Quelle: Eigene Darstellung nach Fritsche & Eberle (2007) sowie Koerber & Kretschmer (2007).

CO2-Äquivalente in g/kg Produkt
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Die Höhe der Treibhausgasemissionen, die den einzelnen Lebensmitteln angerechnet wer-
den, hängt vor allem ab von 

– der Art des jeweiligen Lebensmittels (z.B. Fleisch, Reis, Gemüse etc.). Von den un-
verarbeiteten Produkten weisen die tierischen Produkte und darunter vor allem Rind-
fleisch die ungünstigste Klimabilanz auf. Die Treibhausgasemissionen von Kartoffeln 
und Gemüse (frisch) sind 10- bis über 50-fach niedriger als bei den Fleischprodukten. 

– der Produktionsweise (z.B. Freiland vs. Gewächshaus, öko vs. konventionell). Gemü-
se, welches im Treibhaus angebaut wird, verursacht bis zu 30-mal so hohe Treibhaus-
gasemissionen wie die Freilandproduktion.   
In mehreren Studien wird der ökologischen Produktion eine günstigere Klimabilanz 
bescheinigt (vgl. z.B. Fritsche & Eberle 2007, Taylor 2000). Flächenbezogen weist 
der ökologische Landbau günstigere Klimabilanzen auf als der konventionelle Land-
bau. Produktbezogen werden vergleichbare Emissionen zu integrierten konventionel-
len Systemen ermittelt (Rahmann et al. 2008). Aufgrund teilweise widersprüchlicher 
Ergebnisse kann jedoch derzeit noch kein abschließendes Urteil über die Klimavortei-
le des ökologischen Landbaus im Vergleich zum konventionellen Anbau abgegeben 
werden (siehe auch Kapitel 5.2). 

– der Verarbeitungstiefe. Vor allem die Energieaufwendungen für Kühlung und Trock-
nung verursachen erhebliche Treibhausgasemissionen. So verursachen Pommes frites 
(tiefgekühlt) knapp 29-mal mehr Treibhausgasemissionen als frische Kartoffeln. 

– der Verpackung (Glas, Plastikfolie, Metalldose, etc.). Die Verpackung hat im Ver-
gleich zu den anderen Aspekten eine relativ geringe Bedeutung für die Treibhausgas-
emissionen. Je nach Verpackungsart und den zur Verpackung der Lebensmittel benö-
tigten Mengen an Verpackungsmaterial können die Treibhausgasemissionen stark va-
riieren. So liegt der Anteil der Gemüseverpackungen an den Treibhausgasen zwischen 
7 % (bei Papiertüten) und 35 % (bei Einweggläsern) (Wiegmann et al. 2005) 

– der Lagerung. Hier sind Dauer und Art der Lagerung von Bedeutung. So sind die 
Treibhausgasemissionen von Äpfeln, die in der Erntesaison gekauft werden, deutlich 
niedriger als im Frühjahr nach etlichen Wochen Lagerungszeit. Tiefgekühltem Gemü-
se können etwa 3-mal so viele Treibhausgasemissionen zugeschrieben werden wie fri-
schem Gemüse. 

– den Vermarktungswegen (genutzte Transportmittel, Transportentfernungen). Nach 
Hoffmann & Lauber (2001) belasten Flugtransporte mit 2041 g CO2-Äquvalente je 
1000 km die Atmosphäre 15-mal stärker als der Transport mit einem LKW, 51-mal 
stärker als der Transport mit der Bahn und schließlich 222-mal stärker als der Trans-
port auf einem Hochseeschiff. 

– der Beschaffung, Zubereitung und Lagerung im Haushalt. Hier sind vor allem der 
Tiefkühllagerumfang und die Energieeffizienz der einzelnen Haushaltsgeräte von Be-
deutung. Erfolgt das Einkaufen der Lebensmittel mit dem Auto und werden nur kleine 
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Mengen beschafft, so kann das die Klimabilanz der verschiedenen Lebensmittel deut-
lich verschlechtern. 

Welche Abschnitte im Lebenszyklus eines Lebensmittels besonders klimarelevant sind, 
hängt von den zuvor genannten Faktoren ab. In den Abbildungen 4.2 und 4.3 sind die 
Treibhausgasemissionen für die verschiedenen Abschnitte im Lebenszyklus dargestellt. 
Während bei den Fleischprodukten die landwirtschaftliche Produktion - unabhängig von 
der Verarbeitungstiefe - den größten Teil der Treibhausgasemissionen verursacht, ist der 
Anbau bei den Gemüse- und Kartoffelprodukten in den meisten Fällen weniger bedeutsam. 

Deutlich wird, dass es keine allgemeingültige Aussage darüber gibt, welche Abschnitte im 
Lebenszyklus eines Lebensmittels besonders wichtig ist (siehe auch Abbildung 4.4). 
„Ökologisches Handeln kann also nicht dadurch vereinfacht werden, dass nur bestimmte 
Produktmerkmale, z.B. die Produktionsweise, als Beurteilungskriterium für die ökologi-
sche Relevanz herangezogen werden“ (Jungbluth 2000, S. 23). 

Abbildung 4.2: Treibhausgasemissionen von Gemüse- und Kartoffelprodukten (vom 
Anbau bis zum Handel) bezogen auf 1 kg Endprodukt 
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Quelle: Wiegmann et al. (2005).  
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Abbildung 4.3: Treibhausgasemissionen verschiedener Fleischprodukte (von der Tier-
haltung bis zum Handel) bezogen auf 1 kg Endprodukt 
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Quelle: Wiegmann et al. (2005).  

Abbildung 4.4: Anteile des Energieverbrauchs verschiedener Abschnitte des Lebens-
zyklus am Gesamtverbrauch verschiedener Nahrungsmittel 

Quelle: Jungbluth (1998).
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5 Maßnahmen zur Verringerung der THG-Emissionen unter Berück-
sichtigung von Kohlenstoffsenken 

Bernhard Osterburg, Institut für Ländliche Räume 

Unter dem Begriff “Maßnahme” werden in diesem Kapitel technische oder organisatori-
sche Veränderungen der Landnutzung, von Produktionsabläufen, des Konsumverhaltens 
der Verbraucher sowie Optionen zur energetischen Nutzung von Biomasse verstanden, die 
durch die individuellen Unternehmer und Konsumenten umgesetzt werden und zum Kli-
maschutz beitragen. Im Gegensatz dazu sollen Politikmaßnahmen für den Klimaschutz 
Entscheidungen von Unternehmern und Konsumenten im Sinne des Klimaschutzes lenken 
und die Umsetzung technisch-organisatorischer Maßnahmen im Produktionsbereich sowie 
klimaschonendes Verbraucherverhalten fördern. Erste Überlegungen zu Politikmaßnahmen 
werden im Kapitel 6 dargestellt.  

Die nachfolgenden Unterkapitel zu Landnutzung, landwirtschaftlicher Produktion, 
Verbraucherverhalten und Bioenergien gehen auf unterschiedliche Vorarbeiten der jewei-
ligen Bearbeiter zurück. Die Maßnahmenbeschreibungen in Kapitel 5.1 und 5.2 sollen ei-
nen ersten, groben Überblick über THG-Minderungsmöglichkeiten geben, die bei Bedarf 
vertieft werden können.  

Berichtbarkeit als elementare Voraussetzung für Kyoto-Maßnahmen 

Politisch entscheidend ist, dass nicht nur „Gutes getan wird“, sondern Emissionsreduktio-
nen auch in der nationalen THG-Bilanz dokumentierbar sind. Probleme der Erfassung und 
sektoralen Zuschreibung von Veränderungen der THG-Emissionen werden in Abbildung 
5.1 illustriert. Der Agrarsektor zeichnet sich durch eine hohe Anzahl von Adressaten, be-
trieblich, klimatisch und standörtlich stark variable Produktionsbedingungen sowie diffuse 
Emissionen unterschiedlicher Treibhausgase aus. Die Erfassung von Daten für die Klima-
berichterstattung ist unter diesen Bedingungen besonderen Schwierigkeiten unterworfen, 
und viele für eine detaillierte THG-Kalkulation benötigte Aktivitätsdaten sind nicht ver-
fügbar.  

Veränderte Fütterungsstrategien mit Wirkungen auf den CH4-Ausstoß und N-
Ausscheidungen der Tiere, verändertes Weide- und Güllemanagement und graduelle Än-
derung der Bodenkohlenstoffvorräte müssen durch zusätzliches Monitoring erfasst wer-
den. Auch die THG-mindernde Wirkung von Biogasanlagen mit gasdichter Lagerung von 
Gülle wird künftig nur berichtet werden können, wenn hierzu statistische Daten erhoben 
werden. Dies ist bisher nicht der Fall. Dagegen gehen die Wirkungen einer Einsparung 
von N-Mineraldünger oder einer reduzierten Verwendung fossiler Energieträger aufgrund 
Biomasse-basierter Substitution oder Energieeinsparungen über die nationalen Statistiken 
quasi automatisch in die Emissionsberichte ein. Dabei werden Daten in Unternehmen des 
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vor- und nachgelagerten Bereichs erfasst, die als „Flaschenhälse“ Vorteile für die statisti-
sche Erfassung aufweisen.  

Ohne gesondertes Monitoring von Biomasseverwendungen für energetische Zwecke lassen 
sich im Falle einer zurückgehenden Verwendung fossiler Energieträger die Wirkungen der 
Biomasse-basierten Substitution nicht von andere Effekten wie der Energieeinsparung 
trennen. Für den Nachweis über die Erreichung der Kyoto-Ziele ist dies nicht relevant. 
Eine Evaluierung und Bewertung einzelner Politikmaßnahmen zum Klimaschutz kann da-
gegen nur nach Zuordnung der Wirkungen vorgenommen werden, beispielsweise durch 
Erhebung der Biomasseverwendung in Konversionsanlagen. Tabelle 5.1 gibt für eine Rei-
he von Klimaschutzoptionen eine Übersicht über mögliche Ansatzstellen für die Erfas-
sung. 

Abbildung 5.1: Erfassbarkeit von Stoffströmen und Produktionsverfahren im Agrar-
sektor sowie vor- und nachgelagerten Bereichen 
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hohe Anzahl von Adressaten, geringe Datenverfügbarkeit: 
Management-bezogene Aktivitätsdaten zu Boden- und Dünger-
management, Tierhaltungs- und Fütterungsverfahren sowie 
Wirtschaftsdünger-Lagerung und -Ausbringung;
Bodenzustand und Landnutzungsänderungen, z.B. 
Konversion  zwischen Grünland und Ackerland, Melioration

Inputs des Agrar-
sektors: Energieträger, 
Dünger, Futter „Flaschenhals“ für statistische Erhebung von Inputs

„Flaschenhals“ für statistische Erhebung des Verbrauchs 
fossiler Brenn- und Treibstoffe 

Vorgelagerte Sektoren und Handel

Energiewirtschaft

Quelle: verändert nach Osterburg et al., 2008. 
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Tabelle 5.1:  THG-Minderungsoptionen im Agrarsektor: Möglichkeiten des Monito-
ring, Ebene der Erhebung und Datenanforderungen für die Berücksichti-
gung in den Emissionsinventaren 

THG-Minderungsoption THG Monitoring Ebene Datenanforderungen für THG-Inventare 

Erhaltung / Etablierung 
von Grünland 

CO2, 
N2O 

+/- leicht Schlag Schlagspezifische Information über Nutzung und  
Boden-C-Vorrat, bzw. Schätzung der Boden-C 
anhand Standort- und Nutzungsinformationen 

Renaturierung / Vernäs-
sung von Moorböden 

CO2, 
N2O 

+/- leicht Schlag, 
Projekt-
gebiet 

Wie Grünland, zusätzlich werden genauere Infor-
mationen zum Wasserhaushalt benötigt 

[Aufforstung – Maßnahme 
des Forstbereichs] 

CO2 +/- leicht Schlag Flächenerfassung abhängig von Flächenfrag-
mentierung, C-Vorratsaufbau in Biomasse und 
Boden müssen geschätzt oder gemessen werden  

Verbesserte Fütterung  
– Reduzierung CH4 

 
CH4

 
schwer 

 
Betrieb 

– Reduzierung N-
Ausscheidung 

N2O schwer Betrieb 

 
Betriebliche Aufzeichnungen über Menge und 
Qualität der Futtermittel (CH4: für Wiederkäuer), 
Daten zum Futtermittelabsatz, oder Schätzwerte 

Wirtschaftsdüngerlagerung 
/  
verlängerte Weidezeiten 

CH4, 
N2O 

+/- schwer Betrieb Art und Menge von Wirtschaftsdünger, Art der 
Lagerung einschließlich Biogasnutzung (diese kann 
Anlagenseitig erhoben werden); /  
Erhebung der Weidetiere und Weidedauer 

Reduzierte N-Düngung N2O leicht Handel Düngemittelstatistik 
Viehbestandsabstockung CH4, 

N2O 
leicht Betrieb Viehzählung / Herkunftssicherungs- und Informati-

onssystem für Tiere (HIT) 
Kohlenstoff-Festlegung in 
landwirtschaftlich genutz-
ten Böden 

CO2 schwer Schlag Anrechnung in Deutschland in der ersten Ver-
pflichtungsperiode nach Kyoto-Protokoll Art. 3.4  
nicht vorgesehen; benötigt würden schlagspezifi-
sche Information über Nutzung und  Boden-C-
Vorrat, bzw. Schätzung der Boden-C anhand Stand-
ort- und Nutzungsinformationen;  

Einsparung fossiler Ener-
gieträger im Agrarsektor 

CO2 leicht Handel Verbrauchsstatistik zu fossilen Energieträgern 

Biomasse- & Biogas-
Nutzung 

CO2 leicht Energie-
wirtschaft, 
Konver-
sionsan-
lage 

Verbrauchsstatistik zu fossilen Energieträgern 
(Rückgang aufgrund Substitution durch Biomasse-
Optionen), oder Erfassung der Biomassenutzung in 
Konversionsanlagen (schwerer bei dezentralen 
Kleinanlagen, z.B. für Festbrennstoffe) 

 Quelle: verändert nach Osterburg et al., 2008. 
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Kriterien zur Beschreibung von Maßnahmen zur Verringerung der THG-Emissionen im 
Agrarsektor 

Für die Unterkapitel 5.1. und 5.2. wird auf Vorarbeiten im Institut für Ländliche Räume im 
Rahmen des EU-Projekts MEACAP zurückgegriffen (siehe im Internet unter 
http://www.ieep.eu/projectminisites/meacap/index.php). Für die Beschreibung und Beur-
teilung von Klimaschutzmaßnahmen wurden eine Reihe von Kriterien aufgestellt, die für 
die Maßnahmenbeschreibungen genutzt werden sollen: 

1. Beschreibung der Maßnahme und des zugrunde liegenden Wirkungsmechanismus 
unter Benennung der beeinflussten THG-Quellen (direkte Wirkungen). 

2. Technische Umsetzbarkeit, technische Restriktionen und Status der bereits beste-
henden Umsetzung. 

3. Andere Restriktionen für die Umsetzung, z. B. aus rechtlichen, sozialen, institutio-
nellen oder verbraucherschutzpolitischen Gründen. 

4. Positive und negative Nebeneffekte auf Klimaschutzziele (indirekte Wirkungen) und 
andere Zielbereiche sollten zumindest qualitativ benannt werden.  

5. Minderungspotential: Hierbei ist neben dem theoretisch erreichbaren, technischen 
Potential von Interesse, welches Potential unter Marktbedingungen und bei zusätzli-
chem Einsatz politischer Instrumente erwartet werden kann. Im Falle von Flächenan-
sprüchen der Optionen ist zusätzlich die Vermeidung von Emissionen bzw. die Festle-
gung von Bodenkohlenstoff in t CO2-Äquivalenten je Hektar auszuweisen 

6. Es ist zwischen der temporären / reversiblen Festlegung von Bodenkohlenstoff und 
dauerhaften Emissionsentlastungen (Effizienzsteigerungen, verbessertes Manage-
ment, Ersatz fossiler durch erneuerbare Energien) zu unterscheiden. 

7. Minderungskosten je t CO2-Äquivalent („global warming potential“) dienen dem Ver-
gleich der Kostenwirksamkeit innerhalb und außerhalb des Agrarsektors. Dieser 
Wert sollte ohne Subventionswerte durch staatliche Maßnahmen ausgewiesen werden. 
Soweit möglich, sollten auch Hinweise auf Verwaltungskosten gegeben werden. 

8. Kontrollierbarkeit und Monitoring: Technisch-organisatorische Klimaschutz-
maßnahmen sollten zur Umsetzbarkeit im Rahmen von Politikmaßnahmen leicht und 
ohne hohen Verwaltungsaufwand kontrollierbar sein. Minderungseffekte sollten im 
Rahmen des bestehenden und ggf. eines mit möglichst geringen Kosten aufzubauen-
den neuen Monitoring erfasst werden können und so Eingang in die nationale THG-
Bilanz finden. 

9. Unsicherheiten über die Maßnahmenwirkungen und weiterer Forschungsbedarf. 

10. Mögliche Politikmaßnahmen zur Umsetzung der Maßnahme. 

Eine vertretbare Kostenwirksamkeit im Vergleich zu Klimaschutzoptionen in anderen Sek-
toren, eine hohe Wirkungssicherheit, Synergien mit anderen (umwelt-)politischen Zielen 

http://www.ieep.eu/projectminisites/meacap/index.php
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und einfaches Monitoring sind zentrale Kriterien für die Auswahl von Klimaschutzmaß-
nahmen.  

Kostenwirksamkeit multifunktionaler Maßnahmen 

Bei relevanten, positiven Wirkungen von Maßnahmen auf andere Ziele, beispielsweise den 
Wasser-, Boden- und Naturschutz, ist der Bezug der Kosten allein auf die Klimaschutz-
wirkung irreführend, da durch die Maßnahmen gleichzeitig auch andere Ziele erreicht 
werden können. Derzeit liegt keine einheitliche, formale Methode zur quantitativen Be-
wertung multifunktionaler Maßnahmen vor. Da zunehmend Daten zu Kostenwirksamkei-
ten in anderen Bereichen, z. B. im Wasserschutz, vorliegen, könnten pauschalierte Bewer-
tungen auf Grundlage beobachteter Kostenwirksamkeiten vorgenommen und im Falle mul-
tifunktionaler Maßnahmen aggregiert werden. Eine solche Methode zur quantitativen Ab-
bildung von Synergieeffekten sollte im Zuge der weiteren Maßnahmenbewertung ausgear-
beitet werden und könnte nicht nur für die Klimaschutzpolitik, sondern auch für andere 
Prozesse wie die Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie eine Planungs- und Entschei-
dungsgrundlage liefern. 

In den Kapiteln 5.1 und 5.2 wurde auf die folgenden Quellen zurückgegriffen: Döhler et 
al. (2002), ECCP II (2006), Flachowski und Brade (2007), KTBL (2008), Oenema et al. 
(2004), Osterburg B (2007a und 2007b), Osterburg et al. (2007 und 2008), Smith et al. 
(2007 und 2008), Spiekers und Obermaier (2007), Weiske (2005 und 2007), Weiske und 
Michel (2007), Zanchi et al. (2007). 
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5.1 Landnutzung und Landnutzungsänderungen 

Bernhard Osterburg, Institut für Ländliche Räume 

Im Sinne von CRF 5 wird im Folgenden nach den Landnutzungskategorien Wald, Acker, 
Grünland und Feuchtgebiete unterschieden. Flächennutzungsänderungen zwischen diesen 
Kategorien werden im NIR berichtet und belasten im Falle des Grünlandumbruchs oder 
der Melioration von Mooren die nationale THG-Bilanz oder entlasten diese, z. B. durch 
Grünlandeinsaat, Renaturierung von Mooren und Aufforstung. Die Änderung der Land-
nutzung oder die Konservierung bestehender Landnutzungsverhältnisse können bei Vor-
handensein einzelwirtschaftlich attraktiverer Nutzungsalternativen mit erheblichen Oppor-
tunitätskosten belastet sein. Dabei ist allerdings sorgfältig zu prüfen, ob diese Kosten 
durch andere Fördertatbestände zusätzlich erhöht werden, namentlich durch Förderungen 
der ersten und zweiten Säule der Gemeinsamen Agrarpolitik der EU. Ein teures „Heraus-
kaufen“ anderer Subventionsansprüche sollte vermieden werden. Zumindest ist ein solcher 
Subventionstausch, wie er z. B. im Rahmen der Erstaufforstung auf Agrarflächen durch 
Einkommensverlustbeihilfen auftritt, nicht auf die Kostenwirksamkeit von Maßnahmen 
anzurechnen.  

Eine Einschränkung der Produktionsmöglichkeiten kann durch Verlagerungseffekte zu 
Intensivierung und Landnutzungsänderung an anderen Orten führen. Deshalb sollten die 
Produktionswirkungen von Landnutzungs-bezogenen Maßnahmen sorgfältig geprüft wer-
den, und Nutzungsoptionen aufrecht erhalten bleiben. Viele Landnutzungsoptionen bezie-
hen sich aber auf marginalere Agrarflächen, die entsprechend geringeres Gewicht für die 
Produktion im Agrarsektor haben. Schließlich eröffnet die energetische Verwertung 
pflanzlicher Aufwüchse neue Nutzungsoptionen, die eine Umsetzung von Landnutzungs-
bezogenen Maßnahmen künftig erleichtern können.  
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5.1.1 Schutz von Dauergrünland vor Umbruch und Umwandlung in 
Ackerland 

Maßnahmenbeschreibung: Beim Umbruch von Dauergrünlandflächen wird ein Teil der 
Bodenkohlenstoffvorräte zu CO2 abgebaut, insbesondere bei Umwandlung in Ackerland. 
Dabei wird auch Stickstoff freigesetzt, der zum Teil als N2O entweicht. Ein Schutz von 
Grünlandflächen vor Pflügen und Umwandlung in Ackerland vermeidet diese CO2 – und 

N2O-Emissionen. 

Technische Umsetzbarkeit: technische Restriktionen bestehen ggf. bei Notwendigkeit 
einer Neueinsaat der Grünlandnarbe, die i.d.R. aber auch ohne Umbruch erfolgen kann. 
Derzeit findet in vielen Bundesländern ein verstärkter Grünlandumbruch statt. Dies liegt 
zum einen an der höheren Vorzüglichkeit ackerbaulicher Nutzungen, zum hat die Entkopp-
lung die Möglichkeit geschaffen, bisherige Grünlandflächen ohne Ausschluss von Direkt-
zahlungen als Acker zu nutzen. Bis 2005 galt für Flächen, die vor dem 31.12.1991 als 
Grünland genutzt worden sind, ein Ausschluss von Direktzahlungen für Ackerkulturen. 
Abbildung 5.2 stellt die beschleunigte Veränderung des Grünland-/Ackerflächen-
Verhältnisses dar. 

Andere Restriktionen: höhere Vorzüglichkeit ackerbaulicher Nutzungen und abnehmen-
de Verwertungsmöglichkeiten für Grünland aufgrund zurückgehender Rinderbestände 
können zu hohen Opportunitätskosten einer Grünlanderhaltung führen. 

Positive und negative Nebeneffekte: Negative Effekte eines Grünlandumbruchs auf den 
Gewässerschutz (Nitratauswaschung) und auf den Naturschutz (Verlust von Grünland als 
Lebensraum) werden vermieden. 

Minderungspotential: Die Höhe der verhinderten Freisetzung von CO2 und N2O ist stark 
standortabhängig; alte, humose und moorige Standorte weisen höhere Bodenkohlenstoff-
vorräte auf als junges Grünland auf Mineralboden. Auf Niedermoorböden kann die Diffe-
renz der THG-Freisetzung zwischen Acker- und Grünlandnutzung aufgrund der stärkeren 
Grundwasserabsenkung unter Ackerland besonders groß sein. Pauschal kann mit einer 
verhinderten Freisetzung von ca. 10 t CO2äq pro Hektar und Jahr über eine Zeitraum von 
ca. 10 Jahren gerechnet werden. Die Freisetzung ist in den ersten Jahren nach Umbruch 
am höchsten. 

Dauerhaftigkeit der Klimaschutzwirkung: Keine dauerhaft sichere Wirkung, sondern 
ggf. nur zeitliches Aufschieben einer Freisetzung von Boden-C und N. 

Kostenwirksamkeit: Während eine zeitlich befristete THG-Freisetzung verhindert wird, 
kumulieren sich die jährlich anfallende Opportunitätskosten alternativer Nutzungen zu 
langfristig sehr hohen Kosten. Die Kostenwirksamkeit ist somit stark von der Länge des 
Betrachtungszeitraums abhängig. Auf ackerfähigen Standorten sind die Opportunitätskos-
ten der Grünlandnutzung an der Pachtdifferenz zwischen Acker- und Grünland ablesbar.  
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Kontrollierbarkeit und Monitoring: Dauerhafte Umwandlung von Grünland in Acker-
land ist bei Kontrollen leicht erkennbar und kann leicht in ein Flächenmonitoring zur Be-
richterstattung aufgenommen werden. Pflügen zur Neueinsaat von Grünland ist dagegen 
nur in einem engeren Zeitraum kontrollierbar.  

Unsicherheiten / weiterer Forschungsbedarf: Forschungsbedarf besteht bezüglich der 
Quantifizierung der THG-Freisetzungen nach Grünlandumbruch in Abhängigkeit von 
Standort, Klima und Nutzungsgeschichte, bezüglich des Übergangs zu alternativen Nut-
zungen heutiger Grünlandflächen unter weitestgehender Schonung des Bodenkohlenstoff-
vorrats (z. B. Nutzung zur Produktion von Biogassubstraten, Etablierung von Kurzum-
triebsplantagen) und zur umbruchlosen Verbesserung der Grünlandnarben.  

Politikmaßnahmen zur Umsetzung: Einschränkung des Grünlandumbruchs nach Cross 
Compliance auf Grundlage von standortspezifischen Kriterien, wobei Grünland u.a. auf 
humusreichen Böden und Moorstandorten erhalten werden sollte; besserer Vollzug beste-
hender Beschränkungen des Grünlandumbruchs durch Naturschutz- und Wasserschutzge-
setze. 

Abbildung 5.2:  Jährliche Änderung der Grünlandflächenanteile auf Landesebene vor 
und nach 2005 
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Quelle: Angaben des Statistischen Bundesamtes, Alliance Environnement (2007). 
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5.1.2 Umwandung von Ackerland in Dauergrünland 

Maßnahmenbeschreibung: Etablierung von Dauergrünland auf bisherigen Ackerland zur 
Akkumulation von Bodenkohlenstoff. Der Vorgang des Humusaufbaus verläuft deutlich 
langsamer als der Abbau bei Grünlandumbruch. 

Technische Umsetzbarkeit: keine technische Restriktionen. 

Andere Restriktionen: siehe Schutz von Dauergrünland. Die Schaffung von neuen Grün-
landfläche kann bezüglich der Cross Compliance-Regelung zur Erhaltung des Grünlandan-
teils auf Landesebene dazu führen, dass andere Flächen umgebrochen werden können. 

Positive und negative Nebeneffekte: Grünlandeinsaat wird u. a. als Maßnahme für den 
Grundwasserschutz empfohlen, wodurch im Mittel ein Austrag von 50 kg N/ha * a verhin-
dert wird. 

Minderungspotential: Aufgrund geringer wirtschaftlicher Attraktivität und geringer Ak-
zeptanz für eine Etablierung von neuem Dauergrünland ist kein relevantes Flächenpotenti-
al zu erwarten. 

Dauerhaftigkeit der Klimaschutzwirkung: befristete Akkumulation und Reversibilität. 

Kostenwirksamkeit: Über den Zeitraum der C-Akkumulation (Annahme: 10 t CO2äq pro 
Hektar und Jahr über 10 Jahre) und unter Berücksichtigung des verminderten N-Austrags 
ergibt sich eine Kostenwirksamkeit von ca. 35 – 55 €/t CO2äq. Förderung ist aber nur bei 
dauerhafter Beibehaltung des erreichten Zustands sinnvoll. 

Kontrollierbarkeit und Monitoring: Flächennutzung gut kontrollierbar, kann leicht in 
ein Flächenmonitoring zur Berichterstattung aufgenommen werden. 

Unsicherheiten / weiterer Forschungsbedarf: Forschungsbedarf besteht bezüglich der 
Quantifizierung der C-Festlegungen nach Grünlandeinsaat in Abhängigkeit von Standort 
und Klima. 

Politikmaßnahmen zur Umsetzung: Fördertatbestand in einigen Bundesländern und in 
Wasserschutzgebieten; neu etablierte Flächen sollten nicht zur Genehmigung von Grün-
landumbrüchen nach Cross Compliance führen und deshalb nicht auf den jeweils landes-
weit ermittelten Grünlandflächenanteil angerechnet werden. 
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5.1.3 Renaturierung und Vernässung von Niedermooren 

Maßnahmenbeschreibung: Erhöhung des Grundwasserspiegels in entwässerten Nieder-
mooren, was die Aufgabe der Ackernutzung und i.d.R. der intensiveren Grünlandnutzung 
zur Folge hat. Der Torfabbau mit CO2- und N2O-Freisetzungen von bis zu 15 t CO2äq/ha * 
a wird dadurch vermindert, bei starker Vernässung kann wieder eine C-Akkumulation ein-
setzen.  

Technische Umsetzbarkeit: problematisch bei großen Niederungsgebieten, in (sommer-) 
trockenen Gebieten kann das Wasser für die Überstauung knapp werden. U.a. in Mecklen-
burg-Vorpommern wird ein umfangreiches Moorrenaturierungsprogramm durchgeführt. 

Andere Restriktionen: starker Eingriff in Nutzungsrechte, der i.d.R. einen Erwerb durch 
die öffentliche Hand erforderlich macht. In größeren Niederungen können sehr viele Flä-
cheneigentümer und –bewirtschafter und auch Siedlungen und Infrastruktur betroffen sein, 
was die Umsetzbarkeit stark erschwert und verteuert oder ggf. ganz verhindert. 

Positive und negative Nebeneffekte: Niedermoorrenaturierung wird u.a. als Maßnahme 
für den Wasserschutz empfohlen, wodurch im Mittel ein Austrag von 100 kg N/ha * a ver-
hindert wird. Bei Vernässung steigen die CH4-Emissionen an.  

Minderungspotential: Aufgrund geringer wirtschaftlicher Attraktivität und geringer Ak-
zeptanz für eine Renaturierung ist ein relevantes Flächenpotential nur bei Bereitstellung 
entsprechender Finanzmittel zu erwarten. In Mecklenburg-Vorpommern ist eine Renatu-
rierung von 60 % der Niedermoore bis zum Jahr 2020 geplant. 

Dauerhaftigkeit der Klimaschutzwirkung: Bei mächtigeren, entwässerten Torfkörpern 
kann es über viele Jahre hinweg zu hohen Emissionen kommen, die durch Renaturierung 
verhindert werden. Die Erhaltung dieser Senken ist zwar reversibel, es können aber über 
viele Jahre hinweg nahezu konstant hohe Emissionen verhindert werden. 

Kostenwirksamkeit: Kosten können bei Kauf durch die öffentlich Hand sehr hoch liegen, 
bei Berücksichtigung von Zielen des Wasserschutzes und des Naturschutzes können bei 
Kumulierung der Beiträge zu den einzelnen Zielen besonders bei längeren Betrachtungs-
zeiträumen von über 10 Jahren jedoch günstigere Kostenwirksamkeiten der CO2äq-
Vermeidung resultieren. Eine Nutzung der Biomasseaufwüchse kann die Kostenwirksam-
keit weiter verbessern. 

Kontrollierbarkeit und Monitoring: Flächennutzung gut kontrollierbar, kann leicht in 
ein Flächenmonitoring zur Berichterstattung aufgenommen werden.  Bodenwasser-
verhältnisse und deren Wirkungen auf die THG-Freisetzung sind dagegen schwieriger zu 
erheben. 
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Unsicherheiten / weiterer Forschungsbedarf: Forschungsbedarf besteht bezüglich der 
Quantifizierung der THG-Freisetzungen und C-Festlegungen bei Renaturierung in Abhän-
gigkeit von Torfmächtigkeit, Nutzungsgeschichte, Standort und Klima. 

Politikmaßnahmen zur Umsetzung: In einigen Bundesländern bestehen Moorschutzpro-
gramme zur Renaturierung, die i.d.R. im Rahmen von Projekten oder Flurneuordnungen 
erfolgt.  

5.1.4 Aufforstung 

Maßnahmenbeschreibung: Aufforstung auf bisherigen Acker- und Grünlandflächen, Ak-
kumulation von Kohlenstoff im Holzaufwuchs und im Boden.  

Technische Umsetzbarkeit: keine technische Restriktionen, wird als ELER-
Fördermaßnahme in der Mehrzahl der Länder angeboten. 

Andere Restriktionen: Die Bereitstellung landwirtschaftlicher Flächen zur Aufforstung 
erfolgt i.d.R. nur auf schlechten Standorten oder bei Bereitstellung hoher Ausgleichszah-
lungen für die Flächenkosten.  

Positive und negative Nebeneffekte: Aufforstung wird u.a. als Maßnahme für den 
Grundwasserschutz empfohlen, wodurch ein Austrag von ca. 50 kg N/ha * a verhindert 
wird. Während der Etablierung kann es jedoch im Falle einer Bodenbearbeitung zu Stof-
fausträgen und Erosion kommen. Positive Wirkungen könne auch auf das Landschaftsbild 
ausgehen. 

Minderungspotential: Aufgrund geringer wirtschaftlicher Attraktivität und begrenzter 
Förderbudgets ergibt sich nur ein sehr begrenztes Flächenpotential. Im Jahr 2006 wurden 
laut NIR 2008 etwa 5 Mio. t CO2 durch Aufforstungsmaßnahmen gebunden. 

Dauerhaftigkeit der Klimaschutzwirkung: befristete Akkumulation, aber aufgrund der 
Waldgesetzgebung keine Reversibilität.  

Kostenwirksamkeit: Einschließlich der Einkommensverlustbeihilfe liegt die Kostenwirk-
samkeit bei deutlich über 50 €/ t gebundenes CO2.  

Kontrollierbarkeit und Monitoring: Flächennutzung gut kontrollierbar, kann leicht in 
ein Flächenmonitoring zur Berichterstattung aufgenommen werden. 
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Unsicherheiten / weiterer Forschungsbedarf: Forschungsbedarf besteht bezüglich der 
Quantifizierung der C-Festlegungen in Abhängigkeit von Standort und Klima sowie vor 
allem bezüglich der Vorratsänderungen im Boden. 

Politikmaßnahmen zur Umsetzung: Fördertatbestand in der Mehrzahl der Bundesländer. 

5.2 Landwirtschaftliche Produktion 

Bernhard Osterburg, Institut für Ländliche Räume 

In diesem Abschnitt werden Optionen zur THG-Minderung im Agrarsektor beschrieben. 
Im Mittelpunkt stehen CH4- und N2O-Emissionen nach CRF 4, durch Energieverbrauch 
bedingte CO2-Emissionen (CRF 1) sowie durch landwirtschaftliches Management erzielte 
Erhöhungen der Bodenkohlenstoffvorräte (CRF 5), letzteres als Option für die nächste 
Kyoto-Verpflichtungsperiode nach 2012. Es wird davon ausgegangen, dass die landwirt-
schaftliche Produktion in Deutschland aufrecht erhalten wird, da bei gleich bleibenden 
Konsumansprüchen lediglich eine Produktionsverlagerung ins Ausland stattfinden würde. 
Ziele der hier beschriebenen Maßnahmen sind daher eine möglichst effiziente Produktion 
und möglichst geringe THG-Emissionen pro Produkteinheit.  

5.2.1 Veränderte Fütterung zur Reduzierung von CH4-Emissionen aus 
der Verdauung von Wiederkäuern 

Maßnahmenbeschreibung: Eine veränderte Rationszusammensetzung und die Verwen-
dung von Futterzusatzstoffen können die CH4-Emissionen aus der Verdauung von Wie-
derkäuern reduzieren. Dabei kommen erhöhte Kraftfuttermengen und Fette in Betracht, 
und als Zusatzstoffe Ionophore, Halogenderivate, Propionsäurevorstufen (organische Säu-
ren), sekundäre Pflanzeninhaltsstoffe, Hefen. Daneben wird an Methoden zur Immunisie-
rung gegen bestimmte den Pansen besiedelnde Mikroben gearbeitet. 

Technische Umsetzbarkeit: Eine Erhöhung der Kraftfutteranteile geht ohnehin mit der 
Leistungssteigerung der Milchkühe einher. Die gezielte Steuerung der Futterrationen und 
regelmäßiger Einsatz von Futterzusatzstoffen sind bei Weidehaltung nur eingeschränkt 
möglich. Einer Erhöhung der Rationsanteile von Fetten und dem Zusatz organischer Säu-
ren sind fütterungstechnische und physiologische Grenzen gesetzt.  

Andere Restriktionen: Ionophoren und Halogenderivate sind in der EU nicht als Futter-
zusatzstoff zugelassen. Ionophoren fallen unter das in der EU geltende Verbot von Futter-
antibiotika.  
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Positive und negative Nebeneffekte: Halogenderivate haben negative Nebeneffekte auf 
die tierischen Leistungen. 

Minderungspotential: Hohe Unsicherheiten über Wirkungen der verschiedenen Fütte-
rungsstrategien zur CH4-Minderung, Eignung als Klimaschutzmaßnahme unklar.  

Dauerhaftigkeit der Klimaschutzwirkung: Dauerhafte Wirkung der CH4-Minderung, bei 
einige Maßnahmen wie Futterzusatzstoffen wird mit abnehmender Minderungswirkung 
durch Resistenzbildung oder Adaption gerechnet. 

Kostenwirksamkeit: Aufgrund der Unsicherheiten über Wirkungen keine Angaben mög-
lich. 

Kontrollierbarkeit und Monitoring: Nur begrenzt möglich, da Futterrationen bei Wie-
derkäuern wenig standardisiert sind und CH4-mindernde Fütterungsstrategien eine tägliche 
Umsetzung erfordern. Am ehesten bieten veränderte Zusammensetzung von zugekauftem 
(standardisiertem) Mischfutter und Immunisierung Ansatzstellen für Monitoring und Kon-
trolle. 

Unsicherheiten / weiterer Forschungsbedarf: es besteht weiterer Forschungsbedarf, da-
bei ist auf die Implementierbarkeit als Klimaschutzmaßnahme (Wirkungssicherheit, Kon-
trollierbarkeit, Monitoring) zu beachten. 

Politikmaßnahmen zur Umsetzung: derzeit keine. 

5.2.2 Verbesserte Fütterung zur Reduzierung der tierischen N-Aus-
scheidung 

Maßnahmenbeschreibung: Reduzierte Proteingehalte im Futter, z. B. in Verbindung mit  
an den Bedarf angepasster Phasenfütterung, vermindern die von Tieren ausgeschiedenen 
N-Mengen. Dies vermindert THG-Emissionen aus der Wirtschaftsdüngerlagerung (N2O) 
sowie direkte und indirekte N2O-Emissionen aus der N-Düngung. Gasförmige NH3-
Verluste sind neben NO3-Auswaschungen in Grund- und Oberflächengewässer eine Ursa-
che für indirekte N2O-Emissionen, auch sie werden vermindert.  

Technische Umsetzbarkeit: In der Schweine- und Geflügelhaltung ist N-angepasste Füt-
terung bereits gängige Praxis, insbesondere in Regionen mit hoher Tierbesatzdichte zur 
Unterschreitung der Ausbringungsobergrenze für N aus tierischen Ausscheidungen von 
170 kg/ha gemäß Düngeverordnung. Mehrphasenfütterung kann Investitionen in Futterla-
ger und Fütterungstechnik erforderlich machen. In der Rinderhaltung gibt es aufgrund der 
vielfältigen Fütterungspraxis bisher keine standardisierten Verfahren. Einen Ansatz für 
Milchvieh bietet die Analyse des Milchharnstoffs im Rahmen der Milchleistungsprüfung. 
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Der Harnstoffgehalt der Milch stellt einen geeigneten Indikator für die N-Ausscheidung 
der Milchkühe dar.  

Andere Restriktionen: Die Verteuerung gerade der energiehaltigen Futtermittel kann die 
N-Gehalte der üblichen Rationen ansteigen lassen und N-reduzierte Fütterung verteuern. 

Positive und negative Nebeneffekte: Reduzierung von N-Auswaschungen (Wasser-
schutz) und gasförmigen NH3-Verlusten (Eutrophierung, Versauerung, Bildung von Fein-
staub)  

Minderungspotential: In der Schweine- und Hähnchenmast liegt die Reduzierung der 
tierischen N-Ausscheidungen mit 16-18 % am höchsten, bei Sauen, Legehennen und Puten 
nur bei 4-6 %. Würde der gesamte Schweine- und Geflügelbestand N-reduziert gefüttert, 
ergäbe sich gegenüber konventioneller Fütterung eine THG-Minderung von ca. 0,5 Mio. t 
CO2äq.Eine Redzierung der N-Ausscheidungen des Milchviehbestandds um 10 % würde 
THG-Minderungen in ähnlicher Größenordnung erbringen. 

Dauerhaftigkeit der Klimaschutzwirkung: Dauerhafte Wirkung. 

Kostenwirksamkeit: Kosten N-reduzierter Fütterung unterscheiden sich in Gebieten mit 
entsprechender Nachfrage nicht von denen konventioneller Futtermischungen. Durch Sy-
nergieeffkte mit dem Abbau von N-Bilanzüberschüssen und NH3-Emissionen können sehr 
geringe THG-Minderungskosten resultieren. 

Kontrollierbarkeit und Monitoring: Bei Zukauf von Mischfutter Kontrolle und Monito-
ring über Kaufbelege und Futterbilanz möglich, bei Hofmischungen schwerer kontrollier-
bar. Monitoring kann für N-reduziertes Mischfutter ggf. auch über Futtermittelhersteller 
und Handel erfolgen. Milchharnstoffgehalt kann routinemäßig gemessen werden. 

Unsicherheiten / weiterer Forschungsbedarf: Stand des Einsatzes N-reduzierter Fütte-
rung bei Schweinen und Geflügel unklar, Anreize zur Umsetzung fehlen bisher (außer bei 
sehr hoher Viehbesatzdichte) und müssten entwickelt werden; bei Milchvieh gibt es weite-
ren Forschungsbedarf, neben der Fütterung als Einflussfaktor treten auch Unterschiede 
zwischen Einzeltieren auf, was ggf. züchterische Optionen eröffnet. 

Politikmaßnahmen zur Umsetzung: Anforderungen an Futtermischungen, Fütterungs- 
und Düngeberatung. Prämien für N-reduzierte Fütterung werden im Zusammenhang mit 
Wasserschutzzielen kritisch diskutiert, da diese in Regionen mit hoher Viehbesatzdichte 
weitere Viehbesatzaufstockungen ermöglicht. 
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5.2.3 Wirtschaftsdüngerlagerung (siehe auch Abschnitt 5.2.11) 

Maßnahmenbeschreibung: Gasdichte Lagerung von Gülle, vorzugsweise über eine Ko-
fermentierung in Biogasanlagen, reduziert die CH4- und N2O-Emissionen aus der Güllela-
gerung.  

Technische Umsetzbarkeit: Güllelagerung im Stall erlaubt keine Abdeckung; Probleme 
bzw. höhere Kosten können bei Nachrüstung vorhandener Außenlager auftreten.  

Andere Restriktionen: - 

Positive und negative Nebeneffekte: Gasförmige NH3-Verluste aus der Lagerung werden 
unterbunden. N2O-Emissionen werden möglicherweise z. T. nur auf die Zeit nach der 
Ausbringung verschoben; bei der Ausbringung können erhöhte NH3-Emissionen auftreten. 

Minderungspotential: Aus dem Wirtschaftsdüngermanagement stammen ca. 8 Mio. t 
CO2äq, ein zunehmender, statistisch aber nicht erfasster Anteil der Emissionen wurde in 
den letzte Jahren bereits durch Kofermentierung in Biogasanlagen und anschließende gas-
dichte Lagerung vermieden.  

Dauerhaftigkeit der Klimaschutzwirkung: Dauerhafte Wirkung. 

Kostenwirksamkeit: Die Kostenwirksamkeit von Biogasanlagen zur THG-Vermeidung 
steigt mit höheren Anteilen von Wirtschaftsdünger (siehe Kapitel 5.4), besonders günstig 
wäre eine Erhöhung des Wirtschaftsdüngeranteils in bereits bestehenden Anlagen. Lager-
abdeckung bei Schweinegülle ist die kostengünstigste bauliche Maßnahme zur Vermei-
dung von NH3-Verlusten (<1 €/kg vermiedenes NH3), Eigenschaften von Gärresten sind 
mit Schweinegülle vergleichbar. 

Kontrollierbarkeit und Monitoring: Erfassung der Wirtschaftsdüngermengen als Gär-
substrate im Rahmen der Prüfung bzgl. der EEG-Einspeisevergütung; Vorhandensein von 
Lagerabdeckungen leicht prüfbar, Gasdichtigkeit schwerer prüfbar, aber wichtige Voraus-
setzung für die Klimaschutzwirkung. 

Unsicherheiten / weiterer Forschungsbedarf: Strategien zur Maximierung der Wirt-
schaftsdüngerverwertung in Biogasanlagen. 

Politikmaßnahmen zur Umsetzung: Auflagen oder Anreize zur Nutzung von Wirt-
schaftsdünger als Koferment in Biogasanlagen, Förderung und/oder Auflagen zur gasdich-
ten Lagerung. 
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5.2.4 Verlängerte Weidezeiten 

Maßnahmenbeschreibung: Weidehaltung vermindert das Aufkommen von Gülle und 
damit die Emission von CH4 aus der Wirtschaftsdüngerlagerung. 

Technische Umsetzbarkeit: Weidehaltung ist bei Rindern, Schafen und Pferden weit ver-
breitet, ihre Bedeutung nimmt aber insbesondere beim Milchvieh mit wachsenden Tierbe-
ständen aus Gründen des bei „zerograzing“ leichter steuerbaren Fütterungsmanagements 
und wegen fehlender, zusammenhängender und stallnaher Flächen ab. Genaue Zahlen zur 
Weidehaltung fehlen. 

Andere Restriktionen: Bei Verwertung des Wirtschaftsdüngers in Biogasanlagen ist eine 
Erweiterung der Weidehaltung nicht sinnvoll.  

Positive und negative Nebeneffekte: Auf Weiden kommt es zu höheren Futterverlusten, 
dagegen wird der (THG-Emissionen verursachende) Kraftstoffverbrauch für die Futter-
werbung eingespart. Es treten geringere gasförmige NH3-Verluste auf, es kann aber durch 
ungleiche Verteilung der Ausscheidungen zu höheren N-Verlusten im Boden kommen. 
Weidehaltung ist aus Sicht des Tierschutzes positiv zu bewerten. 

Minderungspotential: Nettoeffekt ist umstritten, da höhere N2O-Emissionen auftreten 
können, diese Emissionen können die Vermeidung von CH4-Emissionen teils (oder ganz?) 
kompensieren, entsprechend fallen die Netto-THG-Minderungen gering aus. 

Dauerhaftigkeit der Klimaschutzwirkung: Dauerhafte Wirkung. 

Kostenwirksamkeit: Bei Möglichkeiten zur Weidehaltung und Wirkungssicherheit kann 
dies eine sehr kostengünstige Klimaschutzmaßnahme darstellen. Dies kann z. B. die Wei-
dehaltung von Färsen mit möglichst langer Weideperiode und geringer/keiner N-
Mineraldüngung (zur Absicherung besserer N-Ausnutzungsgrade) sein. 

Kontrollierbarkeit und Monitoring: Während der Weideperiode kontrollierbar, Flä-
chenkontrollen u.U. aufwändig. 

Unsicherheiten / weiterer Forschungsbedarf: Nettowirkung und Voraussetzungen für 
Wirkungssicherheit müssen weiter untersucht werden, ebenso Status Quo, Möglichkeiten 
und Restriktionen für eine verstärkte Weidehaltung. 

Politikmaßnahmen zur Umsetzung: Grünlandextensivierungsprogramme, Förderung für 
Tierschutz, Flurneuordnung (Arrondierung von Weideflächen), Verknüpfung von Weide-
haltungskonzepten mit Stallinvestitionen. 
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5.2.5 Verbesserung der Tierleistungen je Stallplatz 

Maßnahmenbeschreibung: Erhöhung der Futterverwertung trägt zur Ressourceneffizienz 
in der Produktion und damit zum Klimaschutz bei. 

Technische Umsetzbarkeit: Vorlaufender Prozess des biologisch-technischen Fort-
schritts. 

Andere Restriktionen: - 

Positive und negative Nebeneffekte: Bezogen auf die Produkteinheit positive Nebenef-
fekte auf andere Ziele wie Abbau der N-Überschüsse und NH3-Emissionen. 

Minderungspotential: Ein Beispiel für die Wirkungen steigender Tierleistungen ist die 
Milchproduktion. Durch steigende Einzeltierleistung hat sich die Belastung der Milch aus 
direkten Emissionen der Milchviehhaltung und der Nachzuchtfärsen (CH4 aus Verdauung 
und Wirtschaftdüngermanagement, N2O aus Wirtschaftdüngermanagement und 
-ausbringung, ohne Berücksichtigung der Futterproduktion) seit 1992 (also nach weitge-
hendem Abschluss des Viehbestandsabbaus in den Neuen Ländern) um ca. 1 Mio. t. CO2äq 
verringert, die THG-Emissionen je kg Milch gingen dabei um ca. 7 % zurück. 

Dauerhaftigkeit der Klimaschutzwirkung: Dauerhafte Wirkung. 

Kostenwirksamkeit: Keine Klimaschutzmaßnahmen, sondern eigenständiger Prozess oh-
ne Zusatzkosten. 

Kontrollierbarkeit und Monitoring: Veränderte Tierzahlen über Viehzählungen erfasst, 
veränderte Fütterung etc. nicht oder nur unvollständig erfasst (siehe N-reduzierte Fütte-
rung). 

Unsicherheiten / weiterer Forschungsbedarf: Weitere Unterstützung des biologisch-
technischen Fortschritts durch Forschung und Zusammenarbeit mit Beratung. Analyse der 
Wirkungen der Aufhebung der Milchquote auf die THG-Bilanzen. 

Politikmaßnahmen zur Umsetzung: Forschung und Beratung. 
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5.2.6 Umbau des Rinderbestands 

Maßnahmenbeschreibung: Auf Mastnutzung ausgerichtete Nachzucht aus der Milch-
viehhaltung kann Mutterkuhhaltung zur Bereitstellung von jungen Mastrindern ersetzen, 
Färsen aus den Milchviehhaltung können statt Mutterkühen für Pflege extensiver Grün-
landflächen eingesetzt werden. ‚Sexing’ von Rindersperma kann dabei ein gezieltere Käl-
berproduktion ermöglichen. Ziel ist ein geringerer, aber effektiver genutzter Rinder-
bestand. 

Technische Umsetzbarkeit: Gezielte Produktion von Mastkälbern in der Milchproduktion 
bereits üblich, ebenso Einsatz von Färsen zur Landschaftspflege.  

Andere Restriktionen:  

Positive und negative Nebeneffekte: Nutzung von Färsen zur Landschaftspflege kann zu 
weiterer Reduktion von THG-Emissionen und N-Überschüssen beitragen, wenn Färsen 
zuvor von intensiven Futterflächen ernährt wurden. 

Minderungspotential:  

Dauerhaftigkeit der Klimaschutzwirkung: Dauerhafte Wirkung. 

Kostenwirksamkeit: Hohe Kostenwirksamkeit zu erwarten, da Mutterkuhhaltung be-
triebswirtschaftlich nicht wettbewerbsfähig und stark von Transferzahlungen abhängig ist. 

Kontrollierbarkeit und Monitoring: Veränderte Tierzahlen über Viehzählungen erfasst. 

Unsicherheiten / weiterer Forschungsbedarf: Möglichkeiten der verbesserten Nutzung 
von Nachzucht der Milchviehherde für die Rindermast; ‚Sexing’ von Rindersperma; Ko-
operationsmodelle für die Nutzung von Färsen zur Landschaftspflege, auch überregional. 

Politikmaßnahmen zur Umsetzung:  
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5.2.7 Verbesserung der N-Ausnutzung und Abbau von N-Bilanzüber-
schüssen im Agrarsektor 

Maßnahmenbeschreibung: Steigerung der Ausnutzung von N-Düngern (Umsetzung von 
gedüngtem Stickstoff in Ertrag) zur Vermeidung unproduktiver Überschüsse und damit 
verbundener, direkter und indirekter N2O-Emissionen, nach Möglichkeit unter Beibehal-
tung hoher Produktivität (keine Extensivierung). 

Technische Umsetzbarkeit: Die beobachtete Streuung der Zufuhr von mineralischem N-
Dünger je Hektar in landwirtschaftlichen Betrieben mit ähnlicher Struktur (siehe Abb. 5.3) 
zeigt, dass sehr unterschiedliche, einzelbetriebliche N-Ausnutzungsgrade auftreten. Dies 
lässt entsprechende  Verbesserungsmöglichkeiten besonders bezüglich der Ausnutzug des 
Wirtschaftsdüngers erwarten. Die Streuung lässt sich nicht allen durch die Zufuhr von N 
aus tierischen Ausscheidungen je Hektar erklären. Zu vergleichbaren Ergebnissen bezüg-
lich der starken Streuung der Mineraldünger-N-Zufuhr kommt auch Hege (2003) auf 
Grundlage einer Auswertung einzelbetrieblicher Hoftorbilanzen. Für die Senkung von N-
Bilanzüberschüssen stehen eine Vielzahl von einzelnen technischen Maßnahmen zur Ver-
fügung (vgl. Tabelle 5.2).  

Andere Restriktionen: Produktpreissteigerungen können den Anreiz für höhere N-
Düngung verstärken; zunehmende Ertragsschwankungen aufgrund klimatischer Extreme  
können die N-Ausnutzungen in der Agrarproduktion vermindern. 

Positive und negative Nebeneffekte: Einsparung von N-Mineraldünger, Verringerung der 
N-Auswaschung in Gewässer und gasförmiger NH3-Verluste. 

Minderungspotential: Es sind erhebliche Potentiale für eine Steigerung der N-
Ausnutzung zu vermuten. Bei Umsetzung der gemäß Düngeverordnung ab dem Jahr 2011 
geltenden maximalen N-Nettosalden von 60 kg N/ha können in Abhängigkeit von der Um-
setzung Rückgänge der N-Überschüsse von zwischen 10 und 20 kg N/ha LF erwartet wer-
den. Bei Eröffnung von mehr Freiheitsgraden bei der Berechnung der betrieblichen Nähr-
stoffvergleiche können Wirkungen aber auch ganz ausbleiben. 

Dauerhaftigkeit der Klimaschutzwirkung: Dauerhafte Wirkung. 

Kostenwirksamkeit: Ohne Berücksichtigung von THG-Emissionen aus der Vorkette und 
unter der Annahme, dass N-Überschüsse reduziert werden (dadurch Vermeidung direkter 
und indirekter N2O-Emissionen und Einsparung von N-Mineraldünger), entsprechen Ver-
meidungskosten von 1 € pro kg N einer Kostenwirksamkeit von ca. 30 €/t CO2äq. Derart 
geringe Kosten je kg reduzierter N-Überschuss sind aber kaum erreichbar, unter simulta-
ner Berücksichtigung von Klima- und Wasserschutzzielen stellen sich Maßnahmen aber 
günstiger dar. 

 



Kapitel 5 Maßnahmen zur Verringerung der THG-Emissionen 57 

Kontrollierbarkeit und Monitoring: Kontrolle des betrieblichen N-Überschusses bzw. 
der N-Ausnutzung schwierig, erfordert klare Vorgaben für die Bilanzierung sowie Rück-
verfolgbarkeit und Angaben auf Lieferscheinen. 

Unsicherheiten / weiterer Forschungsbedarf: Zeitnahe Evaluierung der Umsetzung der 
Düngeverordnung in Deutschland, Analyse von Strategien zur N-Überschussreduktion 
unter Berücksichtigung von Synergien mit Wasserschutzzielen, Möglichkeiten zur Redu-
zierung der N2O-Bildung (z. B. durch Denitrifikationshemmer). 

Politikmaßnahmen zur Umsetzung: Düngeverordnung, Agrarumweltmaßnahmen, in-
vestive Förderung (Lager, Ausbringungstechnik), Auflagen zur Güllelagerung und Wirt-
schaftsdüngerausbringung im Herbst, verschiedene ökonomische Instrumente (N-Steuer, 
Quote, Überschussabgabe). 

Abbildung 5.3:  Verteilung der Mineraldünger-N-Zufuhr je Hektar LF (ohne Stillle-
gung und Brache) in Betrieben mit unterschiedlichem Aufkommen an 
N aus tierischen Ausscheidungen 

 

Quelle: Osterburg (2008) 
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Tabelle 5.2:  Schätzwerte für die Kostenwirksamkeit einer Reduzierung von N-
Bilanzüberschüssen in landwirtschaftlichen Betrieben 

min. Mittel max.
Reduzierte N-Mineraldüngung (Acker) inkl. Verzicht auf Spätgabe Getreide 1,3 2,7 15,0
Zeitpunkt der N-Mineraldüngung auf Acker 1,0 2,0 ∞
Einsatz stabilisierter N-Mineraldünger bei Wintergetreide und Kartoffeln 1,3 3,0 ∞
Einsatz des CULTAN-Verfahrens 1,3 4,0 ∞
Verbesserte N-Mineraldüngerausbringungstechnik (Exaktstreuer) 0,9 2,6 ∞
Reihendüngung in Kartoffeln 1,3 2,6 ∞
Grünlandextensivierung 1,3 3,3 15,0
Extensive Weidewirtschaft 0,8 1,9 5,5
Wirtschaftsdüngermanagement im Betrieb (Stall, Lagerung) 0,7 4,0
Einsatz von grundwasser-schonender Gülleausbringungstechnik 0,4 1,0 3,5
Einsatz grundwasserschonender Ausbringungstechnik für Festmist 1,2 2,3 3,5
keine Wirtschaftsdüngerausbringung nach Ernte 0,3 0,7 1,5
Verlängerung der Sperrfristen für Wirtschaftsdünger 0,8 1,3 2,5
Düngeplanung 0,2 0,4 2,0
Frühjahrs-Nmin-Analyse zur Unterstützung der Düngeplanung 0,4 3,0 ∞
Pflanzenanalysen zur Unterstützung der Düngeplanung 0,5 2,0 -6,0
Wirtschaftsdünger-Analysen zur Unterstützung der Düngeplanung 0,1 0,5 ∞

€ / kg N Bilanzreduzierung

 

Quelle: Osterburg et al., 2007. 

5.2.8 Kohlenstoff-Festlegung in ackerbaulich genutzten Böden 

Maßnahmenbeschreibung: Erhöhung des Bodenkohlenstoffgehalts von Ackerflächen 
durch Veränderung der Bodenbearbeitung (reduzierte Bodenbearbeitung), Zufuhr von or-
ganischer Substanz und Fruchtfolge. 

Technische Umsetzbarkeit: Reduzierte Bodenbearbeitung ist weit verbreitet und in vie-
len Ländern Fördergegenstand der ELER-Verordnung. Eine dauerhaft pfluglose Bodenbe-
wirtschaftung ist in Deutschland eher selten, hierzu fehlen genauere Daten. 

Andere Restriktionen: Fruchtfolgeprobleme (Pilz- und Insektenbefall, z. B. Fusarien und 
; Maiszünsler) begrenzen eine dauerhafte und stark reduzierte Bodenbearbeitung. 
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Positive und negative Nebeneffekte: Beitrag zum Erosionsschutz; Maßnahme zur besse-
ren Nutzung des Bodenwassers; Schutz der Oberflächengewässer vor Einwaschung von 
Feinsediment und Phosphat; Einsparung von Treibstoff aufgrund geringerer Bodenbearbei-
tungsintensität, Erhöhung des Pflanzenschutzmitteleinsatzes 

Minderungspotential: Je Hektar und Jahr ist mit einem geringem Aufbau des Bodenkoh-
lenstoff-Vorrats von unter 1 t CO2 zu rechnen, die Maßnahme wirkt daher nur langfristig 
und unter Beibehaltung der notwendigen Managementmaßnahmen. Kurzfristige Änderun-
gen sind aufgrund von Messungenauigkeiten nur schwer festzustellen. 

Dauerhaftigkeit der Klimaschutzwirkung: Reversibel, periodisches Pflügen, Umstel-
lung der Fruchtfolge und dauerhafte Rückumstellung auf konventionelle Bodenbearbei-
tung führen zur Auflösung des angewachsenen Bodenkohlenstoffvorrats. 

Kostenwirksamkeit: Klimaschutz kann als Nebeneffekt von Energieeinsparungen, Erosi-
onsschutz und wassersparendem Flächenmanagement angesehen werden, hohe Kosten des 
Monitorings bei Bodenuntersuchungen. 

Kontrollierbarkeit und Monitoring: Hohe Kosten von Bodenuntersuchungen, das Moni-
toring muss aufgrund der langsamen Änderungen langfristig angelegt sein. Umsetzung 
reduzierter Bodenbearbeitung ist leicht überprüfbar, ein periodisches Pflügen kann dage-
gen bei gelegentlichen Stichprobenkontrollen nur schwer ausgeschlossen werden. 

Unsicherheiten / weiterer Forschungsbedarf: Aufbau eines Bodenmonitoringsystems; 
Analyse der Möglichkeiten dauerhaft reduzierter Bodenbearbeitung; Wirkungen periodi-
scher Wechsel mit Pflug/pfluglos; Überprüfung von Maßnahmen zum Boden-C-
Management für die Zeit nach 2012. 

Politikmaßnahmen zur Umsetzung: Förderung reduzierter Bodenbearbeitung. 
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5.2.9 Ökologischer Landbau 

Hans Marten Paulsen, Institut für ökologischen Landbau  

Dem Referat 526 des BMVEL liegt seit Ende 2007 ein umfangreiches Gutachten der 
FAL/vTI über die Klimawirksamkeit des ökologischen Landbaus vor. Ergänzt werden die-
se Einschätzungen zur Klimarelevanz des ökologischen Landbaus im Beitrag: Rahmann et 
al. (2008). Wesentliche Einschätzungen aus diesen Arbeiten werden im Folgenden wieder-
gegeben. 

Maßnahmenbeschreibung: Erhöhung des Anteils der ökologischen Bewirtschaftung von 
Flächen und der ökologischen Tierproduktion. 

Technische Umsetzbarkeit: keine technischen Restriktionen, weitere Optimierung der 
Produktion hinsichtlich der THG-Emissionen möglich 

Andere Restriktionen: Zunehmende Importsituation für ökologische Produkte nach 
Deutschland verschärft Wettbewerb und hemmt die Einführung  

Positive und negative Nebeneffekte: Verminderung des Energieeinsatzes, dezentrale Er-
zeugung und Vermarktung als Leitbild, geringere Belastung der Vorkette der Produktion 
mit THG, weniger Importprodukte aus ungeprüfter Herkunft, weitere positive Effekte; 
Biodiversität, Tiergerechtigkeit 

Minderungspotential: Aufgrund der derzeit guten Vermarktungsoptionen für ökologische 
Produkte ist eine weitere Ausdehnung des ökologischen Landbaus zu erwarten 

Dauerhaftigkeit der Klimaschutzwirkung: Akkumulation von Boden-C, Minderung des 
Energieeinsatzes pro Fläche, produktgebundene THG-Emissionen bei optimalen Manage-
ment auf Niveau optimierter konventioneller Systeme 

Kostenwirksamkeit: nicht ermittelt 

Kontrollierbarkeit und Monitoring: Flächennutzung gut kontrollierbar, Kontrolle der 
Bewirtschaftung durch unabhängige Kontrollorganisationen 

Unsicherheiten / weiterer Forschungsbedarf: Hinsichtlich der Verbesserung der Verrin-
gerung der THG-Bilanzen wird folgender Forschungsbedarf gesehen: Quantifizierung der 
C-Akkumulation im Boden, Objektivierung von Ökobilanzierungsansätzen und System-
grenzen, Managementoptimierung zur Verbesserung der Produktivität und THG-Bilanz, 
Integration von Systemen zur Erzeugung und Nutzung von regenerativen Energiequellen, 
Effekte dezentraler Erzeugungs- und Distributionssysteme auf die THG-Emissionen, Op-
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timierung der ökologischen Tierfütterung, Richtlinien für die Ausrichtung der ökologi-
schen Produktion hinsichtlich des Klimaschutzes schaffen 

Politikmaßnahmen zur Umsetzung: Förderung der Einführung ökologischer Produktion 

5.2.10 Einsparung fossiler Energieträger im Agrarsektor 

Maßnahmenbeschreibung: Einsparung fossiler Energieträger im Agrarsektor durch effi-
zientere Technologien, energiesparende Verfahren (reduzierte Bodenbearbeitung, Außen-
klimaställe) und Substitution durch erneuerbare Energien. 

Technische Umsetzbarkeit: Fortlaufender Prozess, der durch steigende Energiepreise und 
Energiesteuern befördert wird.  

Andere Restriktionen: Ggf. hoher Investitionsbedarf 

Positive und negative Nebeneffekte: Einsparung von Energiekosten, Entwicklung neuer 
Technologien 

Minderungspotential: Begrenzt, da der Agrarsektor mit 6,5 Mio. t CO2äq nur geringen 
Anteil an gesamten THG-Emissionen aus fossilen Energieträgern hat. Schwerpunkte bil-
den Gewächshäuser, Ställe (Schweine, Geflügel), Bodenbearbeitung und Transporte. 

Dauerhaftigkeit der Klimaschutzwirkung: Dauerhafte Wirkung. 

Kostenwirksamkeit: Bei energiesparenden Neuinvestitionen hohe Kostenwirksamkeiten 
zu erwarten. 

Kontrollierbarkeit und Monitoring: Einzelbetriebliche Kontrollen nicht sinnvoll, Wir-
kungsmonitoring erfolgt über gesamtwirtschaftliche Energieverbrauchsbilanzen. 

Unsicherheiten / weiterer Forschungsbedarf: Analyse von Schwerpunkten zur Förde-
rung innovativer Technologien und zum Einsatz erneuerbarer Energien. 

Politikmaßnahmen zur Umsetzung: Forschung und Entwicklung, Beratung (Energie-
Check), Investitionsförderung, Energiesteuern und Abbau von energiebezogenen Beihil-
fen. 
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5.2.11 Exkurs: Stand der Technik und Forschung zur Minderung von 
Emissionen klimarelevanter Schadgase aus der Landwirtschaft 
(CH4, N2O) - Teilbereich Wirtschaftsdünger-Management 

Frank Schuchardt (Koordinator), Institut für Agrartechnologie und Biosystemtechnik 

Das vTI verfügt mit dem Institut für Agrartechnologie und Biosystemtechnik über eine 
Einrichtung, die sich seit Jahre mit Treibhausgasemissionen aus dem Wirtschaftsdünger-
management befasst. Im Folgenden werden die Ergebnisse eines Teilgutachtens zum Stand 
der Forschung und weiterem Forschungsbedarf in diesem Bereich dargestellt. 

1. Bereich Stall/Hof 

1.1 Biogasanlagen 

Peter Weiland, Institut für Agrartechnologie und Biosystemtechnik 

Beitrag zur Verringerung von CH4- und N2O-Emissionen 

Die anaerobe Behandlung von Gülle und Festmist in Biogasanlagen stellt eine besonders 
wirksame Maßnahme dar, um die bei der Lagerung von Wirtschaftsdünger auftretenden 
Emissionen an Methan zu vermindern. Im Vergleich zum unbehandelten Zustand weisen 
die vergorenen Wirtschaftsdünger einen wesentlich geringeren Gehalt an leicht abbauba-
rem Kohlenstoff auf, wodurch die Freisetzung von Methan während der Lagerung erheb-
lich reduziert wird. Je nach Betriebsweise der Biogasanlage werden Wirkungsgrade zwi-
schen 70 und 95 % erreicht [1, 2]. In der Regel erfolgt bisher jedoch keine alleinige Ver-
gärung von Wirtschaftsdünger sondern eine Kofermentation zusammen mit nachwachsen-
den Rohstoffen. Da die pflanzlichen Rohstoffe aufgrund des allgemein hohen Rohfaserge-
halts und den in der Praxis üblichen Verweilzeiten nicht vollständig im Fermenter abge-
baut werden, entstehen bei offener Lagerung der Gärrückstände zusätzliche Methanemis-
sionen. Diese können bei einstufiger Prozessführung und kurzen Verweilzeiten von unter 
100 Tagen zu Methanverlusten führen, die mehr als 5 % der Methanproduktion des Fer-
menters betragen [3]. Das Gärrestlager von Biogasanlagen sollte daher grundsätzlich gas-
dicht abgedeckt und mit der Gasverwertungsstrecke verbunden sein [7]. 

Stand der Technik 

Für die gasdichte Abdeckung des Gärrückstandslagers und dessen Einbindung in die Gas-
verwertung sind verschiedene technische Lösungen am Markt verfügbar. Es handelt sich 
überwiegend um Folienabdeckungen, die bei einschaliger Bauweise eine stützende Unter-
konstruktion erfordern oder in Form eines Tragluftdachs ohne eine tragende Dachkon-
struktion auskommen. Aufgrund fehlender Vorschriften verfügt bisher nur ein geringer 
Teil der Biogasanlagen über ein gasdicht abgedecktes Gärrestlager.  
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Neben den Methanemissionen aus dem Gärrestlager tritt bei der motorischen Verbrennung 
des Gases ein Methanschlupf auf, der vom Motortyp abhängt und bauartbedingt nicht 
vollkommen vermieden werden kann.  

Stand der Forschung 

Eine bundesweite Erhebung zeigt, dass von 350 untersuchten Anlagen, die sämtlich nach 
2004 in Betrieb gegangen sind, lediglich 35 % über ein gasdicht abgedecktes Gärrestlager 
verfügen. Dabei bestehen erhebliche regionale Unterschiede. Während in Niedersachsen 
bereits 50 % der Neuanlagen eine gasdichte Abdeckung aufwiesen, ist der Anteil in Bay-
ern (28 %), Baden-Württemberg (25 %) und Brandenburg (20 %) wesentlich geringer [4, 
5].  

Untersuchungen des Methanschlupfs an verschiedenen zur Gasverwertung eingesetzten 
Motorbautypen haben gezeigt, dass die Höhe des Anteils an unverbranntem Methan im 
Abgas in erheblichem Umfang von der Motoreneinstellung abhängt und durch regelmäßi-
ge Wartung vermindert werden kann [6, 7].  

Forschungsbedarf 

Bei Biogasanlagen treten diffuse Methanemissionen auf, für die bisher keine Messdaten 
vorliegen und daher pauschal mit einem Anteil von ca. 1 % der Methanproduktion ange-
nommen werden. Dabei handelt es sich vor allem um die Methanverluste durch das Fo-
liendach und externe Gasspeicher sowie um Verluste durch das Auslösen der Überdrucksi-
cherung. Zur Quantifizierung der Verluste sind Messungen an ausgewählten Praxisanlagen 
notwendig. 

Nach Verabschiedung der Gasnetzzugangsverordnung am 12.03.2008 muss mit einer stei-
genden Anwendung von Gasaufbereitungsverfahren gerechnet werden, die zu zusätzlichen 
Methanemissionen führen. Um die Wirksamkeit der verschiedenen in der Praxis eingesetz-
ten Verfahren bewerten zu können, ist eine Evaluierung der zum Teil neuartigen Verfahren 
erforderlich. Hiermit können abgesicherte Aussagen über die technisch erreichbaren 
Grenzwerte gewonnen werden, die für die Ausgestaltung zukünftiger Verordnungen benö-
tigt werden. 
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1.2 Gülle-/Jauchelager   

Jan-Gerd Krentler, Institut für Agrartechnologie und Biosystemtechnik 

Beitrag zur Verringerung von CH4- und N2O-Emissionen 

Die Abdeckung von Gülle-/Jauchelagern gilt als besonders effektive Maßnahme zur Ver-
ringerung bzw. Vermeidung von Emissionen klimarelevanter Schadgase aus der tierischen 
Produktion. Hierbei lassen sich Wirkungsgrade zwischen 80% und 100% erreichen [1]. 
Ein sehr schwer wiegendes Problem stellt die Möglichkeit tödlicher Unfälle durch Gülle 
dar. Matting [2] stellte fest, dass selbst kleine Gasmengen für Menschen und Tiere schon 
tödlich sein können. Die Erforschung dieser Unfälle durch Hammer [3] zeigte, dass viele 
Landwirte diese Gefahr unterschätzen. 

Stand der Technik 

Bei den Abdeckungen für Güllebehälter zum Zwecke der Verhinderung von Schadstoff-
emissionen (nicht: Witterungseinflüsse) werden schwimmende und feste Abdeckungen 
unterschieden. Die Wahl einer solchen Abdeckung wird wesentlich durch das Baumaterial 
und die Bauform des Behälters beeinflusst. In Deutschland werden folgende Materialien 
eingesetzt [4]: 

– monolithische Behälter aus Stahlbeton, 

– Stahlbetonbehälter aus vorfabrizierten Elementen, 

– Behälter aus gepressten Holzkohlen auf einer Stahlbetonbodenplatte, 
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– Beschichtete Stahlplatten mit verschiedenen Profilen auf Stahlbeton-bodenplatte, 

– kunststoffausgekleidete Erdbecken 

 
a) Schwimmende Abdeckungen 

Bei der Lagerung von Gülle entmischt sich diese, wobei sich eine Schwimmschicht an der 
Oberfläche bildet. Dieser Effekt führt bereits zu einer signifikanten Verminderung der 
Emissionen. Nachteilhaft ist jedoch, dass es bis zu drei Wochen dauert, bis sich eine feste 
Schicht gebildet hat. Eine andere Möglichkeit besteht durch den Zusatz von gehäckseltem 
Stroh oder Perlite als Schwimmschicht. Hierbei besteht die Gefahr, dass ein Teil dieser 
Schicht durch den Wind abgeblasen oder auch beiseite gedrückt werden kann. Großflächi-
ge Güllelager werden durch miteinander verschweißte Kunststoffbahnen abgedeckt, die 
auf schwimmenden, konisch geformten Styrofoamkörpern mit 80 cm Durchmesser im Ab-
stand von je 3 m aufliegen. Diese Schwimmkörper werden mit der Abdeckung ver-
schraubt. 

 
b) Feste Abdeckungen 

Eine Übergangsform von den schwimmenden zu den festen Abdeckungen stellt das so ge-
nannte Zelt dar. Es besteht zwar aus fester PE-Folie, wird aber in Behältermitte durch ei-
nen in der Länge verschiebbaren Mast gehalten. Daher eignet sich diese Bauform beson-
ders für runde Behälter. In den Rand dieser Abdeckungen wird ein Stahlseil eingelassen, 
durch dessen Anspannung die Behälterdichtheit hergestellt wird. 

Stand der Forschung 

Tautz und Westendarp [5] verglichen verschiedene Möglichkeiten von Güllebehälterabde-
ckungen in Bezug auf Geruchsemissionen. Sie fanden, dass die schwimmenden Abde-
ckungen nicht schlecht sind, aber für eine Langzeitnutzung schlagen sie das so genannte 
Zelt vor. Eine ähnliche Diskussion wurde durch Ratschow [6] geführt. Seine Schlussfolge-
rung war, dass eine leichte Abdeckung ausreichen sollte. Diese leichten Abdeckungen 
können entweder aus Textilien oder aus festen Kunststoffteilen hergestellt sein, die zu 
einem zeltartigen Gebilde zusammengeführt werden können. Diese Abdeckungen aus fes-
tem Kunststoff werden inzwischen jedoch nicht mehr gebaut, weil sie im Vergleich zu den 
Textilien zu teuer sind.  

In kleineren Güllebehältern sind Abdeckungen aus dem gleichen Material wie der Behälter 
möglich, die dann auch statisch durch das Material getragen werden und keine eigene 
Stützkonstruktion benötigen. Dieses kann z.B. bei Stahlbetonbehältern gemacht werden, 
und im Falle von unterirdischen Behältern können sogar Lasten durch Fahrzeuge getragen 
werden. Obwohl dieses die teuerste Art einer Abdeckung ist, ist sie manchmal in engen 
Hoflagen z.B. in Süddeutschland unvermeidbar. 
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Forschungsbedarf 

Da alle vorgenannten Konstruktionen technisch ausgereift sind, besteht zurzeit kein aktu-
eller Forschungsbedarf. Wegen der rapiden Entwicklung neuer Betonkonstruktionen (z.B. 
Faserbeton, der kein Moniereisen benötigt) kann sich das jedoch schnell ändern. Beton hat 
sich bereits als sehr zuverlässiger Baustoff für Abdeckungen bewährt, ist jedoch für eine 
Reihe von Anwendungen z. Zt. zu schwer. 
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1.3 Festmistlager 

Jan-Gerd Krentler, Institut für Agrartechnologie und Biosystemtechnik 

Beitrag zur Verringerung von CH4- und N2O-Emissionen 

Über die bauliche Gestaltung des Festmistlagers können die CH4- und N2O-Emissionen 
über die Gasaustauschrate in Grenzen beeinflusst werden. Bei den Genehmigungsverfah-
ren zum Bau von Festmistlagern gelten die gleichen Anforderungen wie beim Bau von 
Flüssigmist- und Jauchelagern. Auch hier wird hauptsächlich auf die Dichtheit der Anla-
gen zum Schutz von Boden und Wasser abgestellt. Maßgebliche gesetzliche Regelungen 
sind das Wasserhaushaltsgesetz (WHG) [1], die Neufassung der DIN 1045 [2] und die 
ebenfalls neu überarbeitete DIN 11622 [3]. Bei den Genehmigungsverfahren wird abwei-
chend vom Bau von Flüssigmistlagern bisher jedoch nicht der Schutz der Atmosphäre be-
rücksichtigt. 

Stand der Technik 

In den meisten Bundesländern werden kleinere Miststapel unverändert in der Feldmark 
angelegt, wobei behördlicherseits verlangt wird, dass der Standort jährlich wechselt. Bei 
größeren Anlagen zur Tierhaltung mit Festmistkette setzen sich jedoch zunehmend be-
fahrbare Betonplatten durch, die ebenfalls zunehmend mit dreiseitigen Stützmauern umge-
ben werden. Das Material der Wahl ist Stahlbeton. Bodenplatten aus Ziegelsteinen oder 
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Steinplatten werden wegen der Forderung der Dichtheit und wegen der ansteigenden 
Punktlasten durch schwerere Fahrzeuge zurückgedrängt. 

Stand der Forschung 

Eine umfassende Aufzählung und Beschreibung der gängigen Mistlager erfolgt durch Bo-
xenberger, Eichhorn und Seuffert [4]. Auch hier wurden auf die technische Ausführung 
und die Dichtheit herausgestellt, nicht jedoch mögliche Schadgase beim Festmist.  

Ein Vergleich der Treibhausgasemissionen aus Schweinefestmist während der Lagerung 
und Kompostierung unter Berücksichtigung verschiedener Trockenrückstandsgehalte wur-
de von Schuchardt et al. durchgeführt [5]. Die Autoren kommen zu dem Ergebnis, dass 
insbesondere thermophile Mikroorganismen für die Entstehung klimarelevanter Schadgase 
von Bedeutung sind. 

Forschungsbedarf 

Aus baulicher Sicht müssen gasdichte Abdeckungen von Festmistlagern erst noch entwi-
ckelt werden. Dies dürfte unter Zugrundelegung der zuvor beschriebenen Bauweise von 
befahrbaren Festmistlagern jedoch kein großes Problem sein. Es gilt, selbsttragende Abde-
ckungen zu konstruieren, die möglichst keine Horizontallasten verursachen. Damit könn-
ten bereits vorhandene Lager nachgerüstet werden. 
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1.4 Güllebehandlung  (Bearbeiter: Frank Schuchardt) 

Frank Schuchardt, Institut für Agrartechnologie und Biosystemtechnik 

Beitrag zur Verringerung von CH4- und N2O-Emissionen 

Insbesondere die Biomethanisierung kann einen wesentlichen Beitrag zur Verringerung 
von Emissionen klimarelevanter Schadgase leisten durch Vermeidung von Methan- und 
Lachgasemissionen bei der Lagerung der Gülle im Stall bzw. in Lagerbehältern aber auch 
bei der Ausbringung [1]. 

Durch eine Stickstoffabtrennung kann Gülle bzw. der daraus abgetrennte Stickstoff be-
darfsgerecht eingesetzt werden, was zu einer Minderung von N2O-Emissionen führen 
kann. 

Stand der Technik 

Die Ziele der Güllebehandlung sind: 

– Verbesserung der Handhabung für die Ausbringung 

– Verringerung der Geruchsemissionen 

– Verringerung der Ammoniakemissionen 

– Abtrennung von Nährstoffen 

– Entseuchung  

– Gewinnung von Biogas 

– Gewinnung von organischen Düngern (Kompost) 

Folgende verfahrenstechnischen Elemente sind für Gülle untersucht und erprobt worden 
[2] [3]: 

– Mechanische Stofftrennung 
Feststoffseparierung  • 

• 

• 
• 
• 
• 

Mikrofiltration, Ultrafiltration und Umkehrosmose 

– Biologische Stoffumwandlung 
Anaerobe Behandlung (Methangärung) 
Aerobe Behandlung 
Anoxische Behandlung (Denitrifikation) 
Aerob-thermophile Behandlung 

– Kompostierung 
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– Thermisch/physikalische Stofftrennung 
• 
• 

• 
• 

Verdampfung 
Ammoniakstrippung 

– Chemische Fällung 
Fällung von Calciumphosphat 
Fällung von Magnesium-Ammonium-Phosphat (MAP) 

– Zusatz von Additiven (Säuren, Mineralien, Mikroorganismen) 

In einem BMBF-Förderschwerpunkt "Umweltverträgliche Gülleaufbereitung und -
verwertung" wurden von 1990 bis 1997 insgesamt 29 Vorhaben mit 21 Mio. EUR geför-
dert (ca. 60 % des gesamten Forschungs- und Investitionsaufwandes). Die wesentlichen 
Ergebnisse sind [2, S. 267]: 

– Der Stand des Wissens und der Technik hinsichtlich Behandlung und Verwertung von 
Wirtschaftsdüngern hat durch die Forschungsarbeiten (einschließlich Demonstrations-
anlagen) einen wesentlichen Fortschritt erreicht.  

– Der Stand des Wissens und der Technik wird als "gut" bezeichnet. 

– Der Kosten-Nutzen-Effekt für Verfahren zur Verbesserung der Gülleeigenschaften 
(insbes. Vergärung) ist "gut". 

– Der Kosten-Nutzen-Effekt für Verfahren zur Nährstoffabtrennung (Teil- oder Total-
reinigung), eine wesentliche Maßnahme zur Verringerung von Ammoniakemissionen, 
wird als "sehr schlecht" bewertet. 

– Das wesentliche Problem ist die Umsetzung vorhandener Verfahrenstechniken in die 
Praxis, die für Verfahren zur Verbesserung der Gülleeigenschaften zwar als "befriedi-
gend" angesehen werden, Verfahren zur Nährstoffabtrennung werden dagegen als 
"sehr schlecht" bewertet. 

Der Mehrzahl der Demonstrationsanlagen zur Güllebehandlung haben ihren Betrieb nach 
kurzer Zeit aus wirtschaftlichen Gründen wieder eingestellt, so auch eine von FAL (Insti-
tut für Technologie und Biosystemtechnik) konzipierte Anlage zur Nährstoffabtrennung 
mit einer Jahreskapazität von 15.000 t [4]. Abgesehen von Anlagen zur Biomethanisierung 
(meist Ko-Fermentation) und zur Separierung von Feststoffen ("sehr begrenzte Verbrei-
tung/Bedeutung in der Praxis") sind derzeit keine Anlagen zur mehrstufigen Gülleaufbe-
reitung in Deutschland im Einsatz [5].  

Stand der Forschung 

Die Ergebnisse aus der Forschung zur Behandlung von Gülle sind weitgehend in praxisrei-
fe Verfahren umgesetzt worden (siehe "Stand der Technik"). Während derzeit einige For-
schungsarbeiten zur Biomethanisierung durchgeführt werden, gibt es solche im Bereich 
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Güllebehandlung (Geruchsminderung, Minderung von Methanemissionen) nur noch im 
geringen Umfang (z. B. Universitäten Bonn und Göttingen). 

Forschungsbedarf 

Es wird kein dringender Forschungsbedarf zu Fragen der Güllebehandlung gesehen. 

Literatur 
[1] Anonym (2007) Drucksache 16/5346 vom 14.5.2007. Deutscher Bundestag 16. Wahlperiode 
[2] KTBL (1999) Umweltverträgliche Gülleaufbereitung und -verwertung. KTBL Arbeitspapier 272. 
KTBL-Schriften-Vertrieb im Landwirtschaftsverlag Münster-Hiltrup 
[3] Burton C H, Turner C (2003) Manure management. Silsoe Research Institute, Wrest Park, Silsoe, Bed-
ford UK 
[4] Hahne J, Schuchardt F (1997) Aerob-thermophile Nährstoffabtrennung aus Gülle. KTBL-Arbeitspapier 
242:68-76 
[5] Grimm E et al. (2002) Beste verfügbare Technik in der Intensivtierhaltung (Schweine- und Geflügelhal-
tung). UBA-Texte 75/02 

1.5 Stallabluftbehandlung 

Jochen Hahne, Institut für Agrartechnologie und Biosystemtechnik 

Beitrag zur Verringerung von CH4- und N2O-Emissionen 

Die Behandlung der Stallabluft kann keinen Beitrag leisten zur Verringerung der CH4- und 
N2O-Emissionen. 

Stand der Technik 

Die Stallabluftbehandlung ist nicht Stand der Technik in der deutschen Tierhaltung. Dies 
bedeutet auch, dass sie nach der geltenden Rechtslage nicht generell gefordert werden 
kann. Die Stallabluftbehandlung kann grundsätzlich nur bei zwangsbelüfteten Stallsyste-
men zum Einsatz kommen (vor allem in der Schweine- und Geflügelhaltung). 

Sie wird erfolgreich zur Geruchsminderung eingesetzt, wenn beispielsweise Mindestab-
stände zur Wohnbebauung, wie sie in der TA Luft [1] für Tierart und Tiermasse festgelegt 
sind, unterschritten werden (TA Luft, S. 154, Abb. 1). Ferner kann die Stallabluftbehand-
lung zur weitgehenden Minderung von Ammoniakemissionen zum Einsatz kommen, wenn 
die Abstände zu empfindlichen Ökosystemen (Wald, Moor, Magerrasen, Baumschulen) 
unterschritten werden. Auch diesbezüglich liegt in der TA Luft eine Abstandskurve vor 
(TA Luft, Anhang 1, Abb. 4). Bei großen Tierhaltungen kann sie auch zur Minderung der 
Staubimmissionen effektiv eingesetzt werden.  
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Die gegenwärtig in der Tierhaltung eingesetzten Verfahren zur Stallabluftbehandlung 
können organische Luftverunreinigungen (NMVOC), stickstoffhaltige Stoffe (Ammoniak, 
Amine) und Feinstäube sehr weitgehend reduzieren. Trotz der Tatsache, dass die Abluft-
reinigung nicht Stand der Technik in der Tierhaltung ist, gibt es dennoch einen allgemei-
nen Stand der Technik der Abluftreinigung. Dieser ist in den VDI-Richtlinien 3477 [2] 
und 3478 [3] dokumentiert und für den Bereich der Nutzierhaltung in der KTBL-Schrift 
451 [4] konkretisiert worden.  

Stand der Forschung 

Für den Abbau von Methan und Lachgas sind die gegenwärtig in der Tierhaltung einge-
setzten Abluftreinigungsverfahren nicht geeignet. Dies liegt im Wesentlichen an der 
schlechten Wasserlöslichkeit beider Gase sowie den sehr kurzen Verweilzeiten der Abluft 
in den Abluftreinigungsanlagen aufgrund der vergleichsweise großen zu reinigenden Ab-
luftvolumenströme. Arbeiten von Kussmaul [5] zeigen beispielsweise, dass bei einer Bio-
filterbelastung von 2 L/(m² min) und Temperaturen von > 10 °C Methanabbaugrade von 
70 % eingehalten werden. Die Methankonzentration des Rohgases lag während der Versu-
che bei durchschnittlich 26 Vol-%.  

Die Biofilterbelastung bei Tierhaltungsanlagen in der Praxis liegt zwischen 200 und 400 
m³/(m² h). Sie beträgt damit mindestens das 1660-fache der Belastung, die für einen 70 
%igen Methanabbau erforderlich wäre. Ferner liegen die Methankonzentrationen in der 
Stallabluft überwiegend im Bereich von 4 – 25 ppm und nicht bei 260.000 ppm wie bei 
den o.g. Arbeiten. 

Langjährige Versuche an der Abluftreinigungsanlage in Braunschweig zeigen, das unter 
Bedingungen, wie sie in der Tierhaltung vorliegen, praktisch keine Minderung der Me-
thanemissionen zu erreichen ist [6; 7]. Auch für Lachgas zeigen die Versuche unter pra-
xisüblichen Bedingungen keine Minderung. In der güllebasierten Schweinehaltung liegen 
die Lachgaskonzentrationen in der Stallluft allerdings ohnehin unter 1 ppm [6, 7].  

Die wesentlichen Methanemissionen aus der deutschen Landwirtschaft entstammten 2005 
nach Berechnungen von Dämmgen et al. mit 480, 2 Gg/a (= 44,5 %) aus der Verdauung 
von Milchkühen, gefolgt mit 327 Gg/a (= 30,3 %) von anderen Rindern [08]. Rindvieh 
wird ganz überwiegend in Offenställen gehalten, bei denen eine Stallabluftbehandlung 
nicht eingesetzt werden kann. Die N2O-Emissionen aus der Tierhaltung sind nach [8] mit 
9,8 Gg/a (= 6 %) nur in sehr geringen Umfang an den landwirtschaftlichen N2O-
Emissionen beteiligt. Die Stallabluftbehandlung könnte insofern auch nur einen sehr klei-
nen Beitrag liefern, zumal auch in diesem Fall die höchsten Emissionen aus der Rinderhal-
tung stammen.  
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Forschungsbedarf 

Für die Abluftreinigung besteht erheblicher Forschungsbedarf hinsichtlich der Minderung 
von NMVOC-, Staub – und Ammoniakemissionen, insbesondere im Bereich der stark 
wachsenden Geflügelmast. Ein weiterer wichtiger Aspekt ist die Verbesserung der Wirt-
schaftlichkeit von Abluftreinigungsanlagen sowie Untersuchungen zur Abscheidung von 
Bioaerosolen. 

Ein Abbau von Methan bzw. Lachgas durch die „klassischen“ Abluftreinigungsverfahren 
mit den in der Tierhaltung üblichen Filterflächenbelastungen ist m.E. weder besonders 
sinnvoll noch wirtschaftlich darstellbar. Die Senkung der Methanemissionen aus gülleba-
sierten Haltungsverfahren wird eher und wirtschaftlicher erreicht, wenn die Lagerung im 
Stall möglichst unterbunden wird und die Gülle in einem separaten Außenlager gelagert 
oder besser noch zur Methanerzeugung vergoren wird. 
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[4] KTBL (Hrsg.): Abluftreinigung für Tierhaltungsanlagen. KTBL-Schrift 451, Darmstadt 2006 
[5] Kussmaul, M.; Gebert, J.: Ein neues Verfahren zum biologischen Methan- und Geruchsabbau von Gasen 
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2. Bereich Ausbringung 

Beitrag zur Verringerung von CH4- und N2O-Emissionen 

Die Ausbringtechnik kann keinen Beitrag zur Verringerung der CH4- und N2O-Emissionen 
beitragen. Die N2O-Emissionen hängen ab vom Düngermanagement sowie den klimati-
schen Verhältnissen und dem Boden (Art und Zustand). 
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5.3 Konsum- und Ernährungsverhalten, Labeling und Carbon 
Footprints 

Wie vorliegende Untersuchungen zeigen, tragen Lebensmittelverarbeitung und Handel 
vergleichsweise wenig zu den Treibhausgasemissionen im Bereich Ernährung bei (4-14%, 
vgl. Kapitel 4.2). Lebensmittelverarbeitung und Handel können die Treibhausgasemissio-
nen vor allem durch eine energieeffiziente Produktion, Lagerung sowie Logistik und durch 
eine Minimierung von Verpackungsmaterial reduzieren. 

Dagegen liegen in veränderten Ernährungs- und Konsumgewohnheiten deutlich stärkere 
Treibhausgasminderungspotentiale. Deshalb werden im Folgenden die Möglichkeiten der 
Verringerung von Treibhausgasemissionen durch den Verbraucher und die Umweltkenn-
zeichnung und Labeling von Produkten zur Beeinflussung von Kaufentscheidungen aus-
führlicher erläutert. 
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5.3.1 Möglichkeiten der Verringerung von Treibhausgasemissionen 
durch den Verbraucher 

Hiltrud Nieberg, Institut für Betriebswirtschaft 

Der Bereich Ernährung hat - nach dem Bereich Wohnen - einen bedeutenden Anteil an den 
Treibhausgasemissionen (vgl. Kapitel 4). Demnach steckt im Verbraucherbereich ein er-
hebliches Emissionsminderungspotential. Der Verbraucher kann durch eine Reihe von 
Maßnahmen, die vor allem die Kaufentscheidungen und die Ernährungsgewohnheiten 
betreffen, zur Reduktion der Treibhausgasemissionen beitragen. Im folgenden werden ver-
schiedene Anpassungsmaßnahmen vorgestellt und hinsichtlich ihrer Wirksamkeit bewer-
tet. 

Reduktion des Konsums tierischer Produkte 

Da die tierischen Produkte im Vergleich zu den meisten pflanzlichen Produkten mehrheit-
lich mit deutlich höheren Treibhausgasemissionen verbunden sind, liegt die Empfehlung 
nahe, den Verbrauch von tierischen Produkten im allgemeinen und den Konsum von Rind-
fleisch aufgrund der hohen Emissionswerte im speziellen zu reduzieren. Die Ergebnisse 
von Taylor (2000), die in ihrer Dissertation drei verschiedene auf Basis von Verzehrsstu-
dien abgeleitete Ernährungsweisen mit Hilfe verschiedener Bilanzierungsansätze im Hin-
blick auf deren Umweltrelevanz bewertet hat, unterstützen diese Empfehlung. Wie die 
Abbildung 5.4 zeigt, können Verbraucher/innen durch den Wechsel der Ernährungsweise 
von der Mischkost zur ovo-lacto-vegetarischen Ernährung die Treibhausgasemissionen der 
Ernährung um 34 % verringern. 

Abbildung 5.4: Treibhausgasemissionen verschiedener Ernährungsweisen 

Quelle: Taylor (2000); eigene Darstellung.

C
O

  -
 Ä

qu
iv

al
en

te
 k

g/
Pe

rs
on

 u
nd

 Ja
hr

2

Mischkost Vollwertkost

250

500

750

1.000

1.250

1.500

1.750

2.000

0

wenig 
Fleischkonsum

ohne 
Fleischkonsum

(ovo-lacto-Vegetarier)

22,2 %
33,9 %

 

 



Kapitel 5 Maßnahmen zur Verringerung der THG-Emissionen 75 

Wiegmann et al. (2005) ermittelten ein etwas niedrigeres Reduktionspotential. Ihren Be-
rechnungen zufolge reduziert eine Halbierung des Fleischkonsums die mit der Ernährung 
verbundenen Treibhausgasemissionen lediglich um 5,2 %.  

Zu beachten ist, dass eine Verringerung des Konsums tierischer Produkte nicht zwingend 
mit einer verbesserten Klimabilanz einhergehen muss. Richtung und Ausmaß der Ände-
rung bei den Treibhausgasemissionen hängen nämlich davon ab, womit der verringerte 
Konsum tierischer Produkte substituiert wird.  

Abbildung 5.5: Treibhausgasemissionen von vier verschiedenen Mahlzeiten mit dem-
selben Energie- und Eiweißgehalt (2 MJ und 22-24 g Protein) 
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Quelle: Carlsson-Kanyama (1998).
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Wird beispielsweise der Schweinefleischkonsum reduziert und dafür der Verbrauch von 
Reis und Gemüseprodukten aus dem Gewächshaus erhöht, kann sich die Klimabilanz 
durch diese Ernährungsänderung sogar verschlechtern. Das zeigen zum Beispiel Berech-
nungen von Carlsson-Kanyama (1998). Wie der Abbildung 5.5 entnommen werden kann, 
ist ein vegetarisches Essen nicht zwangsläufig mit niedrigeren Treibhausgasemissionen 
verbunden als ein fleischhaltiges Mahl. 

Verwendung energieeffizienter Geräte und deren effiziente Nutzung 

Nach Angaben des Bayerischen Staatsministeriums für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr 
und Technologie (2008) gehen etwa ein Drittel des verbrauchten Haushaltsstroms auf das 
Konto von Kühl- und Gefrierschrank und fast die Hälfte auf alle ernährungsbezogenen 
Haushaltsgeräte (Kühl- und Gefrierschrank, Elektroherd, Geschirrspüler). Werden alte 
Kühl- und Gefrierschränke durch neue ersetzt, ist es möglich, bis zu 40 % an Strom einzu-
sparen. Nach Faist (2000) lässt sich der Energieverbrauch durch effiziente Kühlgeräte al-
lerdings nur um 11 % senken. Hierbei ist zu beachten, dass die Erstellung neuer Geräte mit 
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einem erheblichen Energieaufwand verbunden ist. Von daher fällt die gesamte Einsparung 
(je nach Alter des ersetzten Gerätes) geringer aus.  

Vermeidung von Lebensmittelabfällen 

Der Verlust von Nahrungsmitteln im Haushalt wird in verschiedenen Studien mit bis zu 
25% abgeschätzt (Recherchen von Jungbluth, 2000). Heller & Keoleian (2003) haben für 
die USA festgestellt, dass etwa 26 % der Lebensmittel weggeworfen werden. Würden von 
den Haushalten im Durchschnitt nur 10 und nicht die in Europa geschätzten 25 % der Le-
bensmittel vernichtet werden, so könnten die ernährungsbedingten Treibhausgas-
emissionen um 15 % gesenkt werden. Hier besteht also ein erhebliches, bisher wenig be-
achtetes Einsparpotential. 

Saisonales Gemüse und Obst bevorzugen, Verzicht auf Produkte aus dem beheizten Ge-
wächshaus 

Wie oben schon beschrieben, bestehen große Unterschiede in der Klimabilanz zwischen 
Obst und Gemüse, das frisch verkauft wird, und Produkten, die außerhalb der Saison und 
in beheizten Gewächshäusern angebaut wurden. Beispielsweise sind die Treibhausgas-
emissionen von Bohnen aus beheizten Gewächshäusern knapp 29-mal so hoch wie die von 
Bohnen aus dem Freiland. 

Verzicht auf mit dem Flugzeug transportierte Produkte. Auswahl von Produkten mit 
kurzen Transportwegen (Regionale Erzeugnisse) 

Nach Kramer et al (1994) hat der Gütertransport nur einen Anteil von knapp 4 % an den 
gesamten Treibhausgasemissionen des Bereichs Ernährung. Maßnahmen zur Steigerung 
der Energieeffizienz von Haushaltsgeräten (Verringerung des Energieverbrauchs um 11 % 
durch effiziente Kühlgeräte, s.o.) sind demnach effektiver als Maßnahmen zur Reduktion 
von Gütertransporten. Der Transport kann jedoch – vor allem bei Flugtransport – bei ein-
zelnen Produkten einen erheblichen Anteil an der Klimabilanz haben. Wie Berechnungen 
von Demmeler (2007) zeigen, sind die Treibhausgasemissionen für Erdbeeren, die aus 
Südafrika mit dem Flugzeug nach München transportiert werden, 191-mal höher als die 
von Erdbeeren aus der Region und immer noch 53mal höher als die von Erdbeeren, die mit 
dem LKW aus Italien nach München transportiert werden.  

Doch nicht immer sind regionale Produkte im Hinblick auf ihre Klimabilanz günstiger zu 
beurteilen. Regionale Produkte, die beispielsweise lange gelagert und gekühlt werden 
müssen, können frischen Produkten aus Übersee, die mit dem Schiff transportiert wurden, 
unterlegen sein. So zeigen Berechnungen von Milà i Canals et al. (2007), dass Äpfel, die 
aus der südlichen Hemisphäre (Südafrika, Chile etc.) per Schiff nach England kommen, 
gegenüber in England produzierten Äpfeln, die bis zum Frühjahr/Sommer im Kühlhaus 
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lagen4, bezüglich ihres Energieverbrauchs nicht schlechter und im Vergleich zu Äpfeln, 
die aus anderen europäischen Ländern nach England transportiert wurden, teilweise deut-
lich besser abschneiden. 

Auch die Berechnungen von Lagerberg-Fogelberg & Carlsson-Kanyama (2006) für Broc-
coli zeigen, dass regionale Produkte im Hinblick auf Treibhausgasemissionen nicht immer 
die bessere Wahl sind (siehe Abbildung 5.6). Die unterschiedlichen Produktionssysteme 
und Ertragshöhen in den verschiedenen Ländern sind in diesem Beispiel bedeutend. So 
wiegen die günstigeren Produktionsbedingungen in Südeuropa die transportbedingte 
Treibhausgasemissionen auf. Dieser Zusammenhang ist besonders dann relevant, wenn das 
ausländische Gemüse im Freiland und das inländische Gemüse im Gewächshaus produ-
ziert wird. 

Abbildung 5.6: Treibhausgasemissionen für Broccoli in Schweden bei unterschiedli-
cher Herkunft und Verarbeitung 
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Quelle: Lagerberg-Fogelberg & Carlsson-Kanyama (2006).  

Darüber hinaus können „sekundäre Transporte“ dazu führen, dass regionale Produkte ver-
gleichsweise weniger klimaverträglich sind: Wird z.B. das Futter für die Tiere importiert 
(Soja aus Brasilien), so können die Gesamtemissionen der regionalen Produkte, die aus 

                                                 
4
  Blanke & Burdick (2005) errechneten für Äpfel, die aus Neuseeland per Schiff nach Deutschland 

kommen, gegenüber deutschen Äpfeln, die 150 Tage im Kühlhaus lagen, noch einen Mehrbedarf an 
Energie von 27%. 
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diesen Tieren erstellten werden, diejenigen des importierten Endproduktes (Hähnchen-
fleisch aus Brasilien) übersteigen (vgl. Lagerberg-Fogelberg & Carlsson-Kanyama, 2006). 

Nach Wiegmann et al. (2005) schneiden regionale Lebensmittel bei den transportbedingten 
Treibhausgasemissionen nicht per se besser ab, da die Transporte in der Region mit klei-
neren Fahrzeugen durchgeführt werden und häufig durch eine geringere Auslastung und 
schlechtere Logistikketten gekennzeichnet sind. Demmeler (2008) ermittelte allerdings in 
seiner Dissertation, dass regionale Lebensmittelbereitstellungssysteme hohe Ressourcen-
einsparpotentiale aufweisen können.  

Zusammenfassend lässt sich zu diesem Punkt festhalten, dass mit dem Flugzeug transpor-
tierte Lebensmittel im Hinblick auf die Klimabilanz unzweifelhaft kritisch zu beurteilen 
sind. Regionale Produkte verfügen jedoch nicht per se über die bessere Klimabilanz. So 
kommen auch Edwards-Jones et al. (2008, S. 265) auf Grundlage ihrer Literaturanalyse zu 
folgendem Schluss: „Food miles are a poor indicator of the environmental and ethical im-
pacts of food production.“ 

Kauf von frischen, ungekühlten Produkten mit geringer Verarbeitungstiefe. 

Tiefgekühlte Lebensmittel verbrauchen vor allem in der Aufrechterhaltung der Kühlkette 
während des Transports und der Lagerung erhebliche Energiemengen. Gefrorenes Geflü-
gel- oder Schweinefleisch „verursacht“ nach Fritsche & Eberle (2007) etwa ein Drittel 
mehr Treibhausgasemissionen als frisches Fleisch, gefrorenes Gemüse etwa 2,7 mal so 
viel wie frisches Gemüse (vgl. Tabelle 4.6, oben). Neben den tiefgefrorenen Produkten 
sind vor allem Produkte, die einen Trocknungsprozess durchlaufen haben, mit hohen 
Treibhausgasemissionen verbunden. So weisen Kartoffeltrockenprodukte eine knapp 
19fach schlechtere Klimabilanz auf als frische Kartoffeln (vgl. Tabelle 4.6, oben). Der 
Vergleich hinkt allerdings ein bisschen, da die beiden Produkte hinsichtlich ihres Nähr-
werts nicht vergleichbar sind. Vom getrockneten Produkt würde man erheblich weniger 
essen als vom Frischeprodukt.  

Grundsätzlich ist beim Vergleich von frischen und verarbeiteten Produkten der Trade-off 
zwischen höheren Treibhausgasemissionen durch die Verarbeitung zu Fertigprodukten und 
den reduzierten Emissionen aufgrund der einfacheren Zubereitung in der Haushaltsphase 
zu beachten. So stellten Lagerberg-Fogelberg & Carlsson-Kanyama (2006) beispielsweise 
fest, dass gefrorener inländischer Broccoli nur geringfügig mehr Treibhausgasemissionen 
verursacht als frischer inländischer Broccoli (vgl. Abbildung 5.6, oben) und dass bei aus 
Südeuropa importierter Ware die gefrorene Variante sogar besser abschneidet. Zum einen 
liegt das daran, dass der Broccolistrunk (40%iger Gewichtsanteil) im Verarbeitungspro-
zess entfernt wird und dementsprechend den Weitertransport zum Endverbraucher nicht 
mehr belastet, während er bei frischer Ware bis zum Endverbraucher transportiert und in 
der Regel erst dort entfernt wird. Zum anderen ist der Energieaufwand in der Haushaltpha-
se bei frischer Ware deutlich höher als bei der gefrorenen Variante. (vgl. Abbildung 5.6). 
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Jungbluth (1998) weist darüber hinaus darauf hin, dass einige sogenannte Frischprodukte 
(z.B. Teigwaren) aus vorher tiefgefrorenen oder auch getrockneten Waren (z.B. Trocke-
nei) hergestellt worden sind und somit mit vergleichsweise hohen Treibhausgasemissionen 
verbunden sein können.  

Zu berücksichtigen ist hier schließlich, dass der Einkauf von frischer Ware häufig mit zu-
nehmenden Einkaufsfahrten verbunden ist, was die gesamte Klimabilanz deutlich ver-
schlechtern kann. 

Häufige Einkaufsfahrten mit dem Auto vermeiden. Wenn möglich, öffentlichen Nah-
verkehr nutzen, zu Fuß gehen oder mit dem Fahrrad einkaufen fahren. 

Nach Koerber & Kretschmer (2007) werden bei einer Einkaufsfahrt von einem Kilometer 
mit einem Mittelklassewagen genau so viele klimaschädliche Gase freigesetzt wie für den 
Anbau und Handel von einem Kilogramm Frischgemüse. Die Anregung, für den Einkauf 
öffentliche Verkehrsmittel zu wählen oder zu Fuß zu gehen, ist für viele Menschen jedoch 
nicht umsetzbar. In etlichen Regionen sind die Lebensmittelläden mit dem ÖPNV, zu Fuß 
oder mit dem Fahrrad nicht oder nur schwer zu erreichen. 
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5.3.2 Umweltkennzeichnung und Labeling von Produkten zur Beein-
flussung von Kaufentscheidungen 

Sebastian Rüter, Institut für Holztechnologie und Holzbiologie  

Wenn Umweltleistungen als Steuergröße für das Konsumverhalten der Verbraucher kom-
muniziert werden sollen, bedarf es einer einheitlichen Kennzeichnung. Im Folgenden wird 
daher einführend die heute bestehende Umweltkennzeichnung nach ISO-Norm kurz erläu-
tert. 

Umweltkennzeichen Typ I nach ISO 14024 

Bei Typ I handelt es sich um zertifizierte Ökolabel, für welches die Produkte eine Reihe 
an definierten Umweltkriterien einhalten müssen, die sie von anderen Produkten ver-
gleichbarer Leistung unterscheiden. Diese Kriterien müssen von unabhängigen Dritten 
entwickelt worden sein und die Produkte sind von einer externen Stelle zu zertifizieren. 
Beispiele sind der Blaue Umweltengel, natureplus oder der skandinavische Nordische 
Schwan.  

Abbildung 5.7:  Vergabeverfahren und verschiedene Typen des Blauen Engels (2008) 

 

Umweltkennzeichen Typ II nach ISO 14021 

Umweltkennzeichen vom Typ II sind Selbstdeklarationen und umweltbezogene Selbster-
klärungen, die genaue und überprüfbare Umweltaussagen enthalten sollen und meistens 
von Herstellern oder dem Handel entwickelt werden, um einzelne Umweltaspekte der Gü-
ter und Dienstleistungen hervorzuheben. Man spricht daher auch von umweltbezogenen 
Anbietererklärungen (EcoSMEs 2004). Da bei diesen Umweltkennzeichen im Gegensatz 
zu Typ I und III keine Zertifizierung durch externe Dritte vorgenommen wird, soll die 
Glaubwürdigkeit des Labels durch verifizierbare, genaue und relevante Informationen si-
chergestellt werden. Dabei sind nur zwölf mögliche Begriffe mit Hinweis auf die Verwen-
dung des Produktes zu gebrauchen (u. a. kompostierbar, abbaubar, recyclingfähig, redu-
zierter Energieverbrauch, reduzierter Wasserverbrauch, wieder verwendbar, etc.) 
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Ein Beispiel für ein Umweltkennzeichen Typ II ist das untenstehend abgebildete Möbius 
Recycling-Symbol.  

Abbildung 5.8:  Möbius-Recycling Symbol 

 

Umweltkennzeichen Typ III nach ISO 14025 

Umweltkennzeichen Typ III sind sogenannte Umwelt-Produktdeklarationen (kurz auch 
EPD, Environmental Product Declaration), die im Wesentlichen auf Ökobilanzierungen 
nach ISO EN 14040 und 14044 beruhen und darüber hinaus technische und funktionale 
Spezifizierungen des Produktes aufführen. Sie umfassen Kennzahlen über die Umwelt-
auswirkungen des Produktes oder der Dienstleistung, zum Beispiel zum Rohstoffverbrauch 
oder zum Treibhausgaspotenzial, die entweder bis zur fertigen Herstellung (cradle to gate) 
oder über den gesamten Lebenszyklus (cradle to grave) des Produktes anfallen. 

Nachstehend sind die Inhalte einer EPD aufgelistet: 

1. Angaben zum Produktlebenszyklus 

– Charakterisierung des Produkts 

– Eingesetzte Stoffe und Vorprodukte 

– Beschreibung des Herstellungsprozesses 

– Verarbeitung des Produktes 

– Hinweise zur Nutzungsphase 

– End-of-Life Optionen 

2. Angaben zur Ökobilanz des Produktes 

– Dokumentation von Randbedingungen und Datengrundlage für die Berechnung 

– Ergebnisse der Ökobilanz (Indikatoren) 

3. Sonstige Nachweise und Prüfungen 

– für Holzprodukte z. B. Angaben zu Formaldehyd oder Brandschutz nach DIN 4102 
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Abbildung 5.9:  EPD für Holz 

 
 

Da die Basis für einen Vergleich auf ökobilanzieller Basis die funktionale Einheit dar-
stellt, ist es nicht möglich Produkte unterschiedlichster Art miteinander zu vergleichen. 
Daher werden in den sogenannten Produktkategorie-Regeln (kurz PCR, Product Category 
Rules) die jeweiligen Anforderungen an die Produktgruppe bzgl. der Berechnungs- und 
Darstellungsvorgaben definiert.  

5.3.3 Überblick europäischer Initiativen zu Carbon Footprints 

Sebastian Rüter, Institut für Holztechnologie und Holzbiologie 
Hans Marten Paulsen, Institut für ökologischen Landbau  

Nachfolgend sind die gegenwärtig laufenden Bestrebungen zur Einführung von Kohlen-
stoffprofilen in England und zur Kennzeichnung von Produkten mit niedrigen Carbon 
Footprints in Schweden sowie derzeitig laufende deutsche Initiativen beschrieben. 

Britischer PAS 2050 Entwurf zu Carbon Footprints 

Auf Anfrage des BMELV wurde am 29.02.2008 eine Stellungnahme des vTI zur Entwick-
lung eines Standards zur Bewertung der THG-Emissionen von Gütern und Dienstleistun-
gen in Großbritannien erstellt, an dessen Bearbeitung die vTI-Institute HTB, OEF und 
OEL beteiligt waren. Konkret ging es um die Bewertung eines britischen Entwurfs für eine 
„Öffentlich Verfügbare Spezifikation“ (PAS) zur Bewertung der Treibhausgasemissionen 
von Gütern und Dienstleistungen über ihren gesamten Lebenszyklus, der gemeinsam von 
der British Standards Institution (BSI) und dem Carbon Trust, einer 2001 von der Briti-
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schen Regierung ins Leben gerufenen privatwirtschaftlichen Initiative, entwickelt wird. Im 
Wesentlichen wird daher im Folgenden der Inhalt dieser Stellungnahme zitiert.  

Die PAS ist eine öffentlich verfügbare Spezifikation, die Produkte, Systeme oder Dienst-
leistungen beschreibt, in dem sie Merkmale definiert und Anforderungen festlegt. Die Er-
stellung von PAS stellt ein Mittel dar, um die Lücke zwischen der konsensbasierten Nor-
mung und Industriestandards zu schließen. Damit wird auf Forderungen des Marktes nach 
einer technischen Spezifikation reagiert, die vor allem schnell verfügbar sein soll, dafür 
aber keine umfassende Konsensbildung aller interessierten Kreise erfordert und somit kei-
ne Norm im klassischen Sinn darstellt.“ (DIN, 2008).  

In dem Entwurf des britischen Departments for Environment, Food and Rural Affairs 
(DEFRA) für die PAS 2050 werden die wesentlichen Merkmale und Anforderungen zur 
Bewertung von Gütern und Dienstleistungen hinsichtlich ihrer THG-Bilanz definiert. So-
mit wird eine nachprüfbare Vorgabe zur Abschätzung der im Laufe des Lebenszyklus von 
Gütern oder Dienstleistungen (im Folgenden Produkte genannt) entstehenden THG-
Emissionen auf Grundlage von offiziellen Standards geschaffen. Die PAS 2050 soll dar-
über hinaus durch zwei weitere Dokumente, die der britische Carbon Trust mit dem Ziel 
einer „low carbon economy“ im Moment entwickelt, komplettiert werden. Diese sollen 
zum einen die Anforderungen für Verpflichtungen definieren, wie THG-Emissionen zu 
reduzieren sind, die mit Hilfe des PAS 2050 gemessen wurden (The Product-related Emis-
sions Reduction Framework (PERF)), und zum anderen darlegen, wie die Ergebnisse die-
ser Lebenszyklusanalyse von Produkten kommuniziert werden können (Product-related 
Emissions Communications Guidance (PECG),   
http://www.carbontrust.co.uk/carbon/briefing/developing_the_standard.htm)  

Die mit der PAS 2050 vorgelegten Anforderungen für die Erstellung von Kohlenstoffpro-
filen bzw. Carbon Footprints sollen es Nutzern, Unternehmern und Verbrauchern ermögli-
chen, brauchbare Aussagen über die THG-Emissionen, die mit den jeweiligen Produkten 
verbunden sind, an die Hand zu geben.  

Anders als die eingangs genannten Initiativen im Bausektor, die auch andere ökobilanziel-
le Wirkungskategorien wie z. B. das Versauerungspotential, ebenso wie Indikatoren für 
ökonomische und soziale und funktionale Kriterien für eine Bewertung heranziehen, kon-
zentriert sich der vorliegende PAS-Entwurf ausschließlich auf die Ermittlung der THG-
Emissionen (in CO2-Äquivalenten), welche mit den zu bewerteten Produktsystemen ver-
bunden sind. Doch sind sehr hohe Übereinstimmungen mit den unveröffentlichten Norm-
entwürfen, z. B. zu Produktkategorieregeln (PCR) für alle Bauprodukte (Nachhaltigkeit 
von Bauwerken — Umweltdeklarationen für Produkte — Regeln für Produktkategorien), 
hinsichtlich Gliederung und Inhalt zu erkennen. Dies betrifft z. B. die Vorgabe, welche 
Stoffströme für die Berechnung herangezogen werden sollen (Stoffströme, die zu mehr als 
1 Prozent zum THG-Potential beitragen). Auch gibt der PAS 2050-Entwurf vor, wann Da-

http://www.carbontrust.co.uk/carbon/briefing/developing_the_standard.htm
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ten vom Hersteller, Anwender bzw. Anbieter dieser Berechnungsvorgaben verwendet wer-
den sollen (primary activity data), und wann auf Durchschnittsdaten bzw. generische Da-
ten (secondary data) zurückgegriffen werden darf. So sollen die Daten, die nicht vom Her-
steller, Anwender bzw. Anbieter von Gütern oder Dienstleistungen bereit gestellt werden 
können, ebenso wie bei dem angestrebten System zur Bewertung von Gebäuden, über ge-
nerische bzw. Sektor-Datenbanken (z. B. ELCD) für eine Berechnung bereitgestellt wer-
den. 

Bezüglich der Erhebung von primären Datensätzen wird zwar auf die in ISO EN 14025 
enthaltenen Regeln für die Erstellung von EPDs und die jeweiligen PCRs hingewiesen 
(Kap. 3.34 und 3.35), doch spezifiziert die PAS 2050 EPDs nicht als die Träger der Infor-
mation über die produktspezifischen THG-Emissionen. Diese stellen bei dem Bewertungs-
system des Nachhaltigen Bauens jedoch nicht nur die Basis für die Bewertung der Nach-
haltigkeit über den gesamten Lebenszyklus dar (ISO EN 14040 ff.), sondern werden dar-
über hinaus auch als das Kommunikationsformat für die Umweltinformation definiert.  

Für den Lebensmittelbereich hieße das konkret, dass auch jeder Zulieferer von Rohstoffen 
für die Lebensmittelproduktion (relevant für Lebensmittel die mehrere Zutaten enthalten, 
wie z. B. Gefrierpizza) die für die Berechnung eines Kohlenstoffprofils notwendigen Da-
ten dem Produzenten (z. B. dem Hersteller von Gefrierpizza) in Form von EPDs zur Ver-
fügung stellen würde. Dies erscheint notwendig, da nur der Hersteller eines Produktes, 
welches als Zutat für die weitere Lebensmittelproduktion verwendet wird (im Fall der Ge-
frierpizza z. B. Salami), auch über die relevanten Daten zu den THG-Emission dieses Pro-
duktes verfügt. 

Zwar unterscheidet sich eine EPD, wie in Kapitel 1 dargelegt, von einfachen Umweltla-
beln, doch können die in der EPD zusammengefassten Ergebnisse der Evaluierung durch-
aus mit Hilfe eines einfachen Labels kommuniziert werden, zumal im Fall von Carbon 
Footprints nicht die Ergebnisse verschiedener Ökobilanzindikatoren zusammengeführt 
werden müssen, sondern letztendlich nur die anfallenden CO2-Äquivalente kommuniziert 
werden müssen. Obgleich mit dem ‚Product-related Emissions Communications Guidance’ 
(PECG) ein separates Carbon Trust-Dokument entsteht, welches das Kommunikationsfor-
mat näher definieren soll, gibt es doch keinerlei Querverweise hierzu in der PAS 2050. 
Dies kann als eine Schwäche des entwickelten Dokuments angesehen werden.  

Geht es um die Abschätzung von THG-Emissionen von Produkten biogenen Ursprungs, 
spielen darüber hinaus auch Aspekte der Landnutzung eine wichtige Rolle und stehen 
nicht zuletzt wegen aktueller Veröffentlichungen (Crutzen et al. 2008, Fargione et al. 2008 
und Searchinger et al. 2008) im Fokus des Interesses. Da ca. 20 Prozent aller THG-
Emissionen weltweit durch Landnutzungsänderungen (vornehmlich Entwaldung) entste-
hen (Schlamadinger et al. 2000), ist eine Einbeziehung dieser Emissionen ausschlagge-
bend für eine realistische Abbildung des CO2-Profils der jeweiligen Produkte. Während 
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die Normentwürfe zur Nachhaltigkeitsbewertung im Bausektor diese Aspekte derzeit 
(noch) nicht berücksichtigen, geht die vorliegende PAS explizit darauf ein und ist daher 
sehr zu begrüßen. 

Der PAS 2050 sieht vor, dass: 

– Veränderungen des Bodenkohlenstoffgehaltes (s. 5.5) nach dem 01.01.2008, 

– Veränderungen der Landnutzungsform (s. 5.6) nach dem 01.01.2008, 

– Nicht-CO2-Emissionen (das sind vor allem Methan CH4 und Lachgas N2O) durch 
Viehhaltung und Landwirtschaft (s. 7.5) erfasst werden sollen. 

Während für die Erfassung der Veränderung des Bodenkohlenstoffes keine konkrete Vor-
gehensweise festgelegt wird, sollen Veränderungen der Landnutzungsform und Nicht-
CO2-Emissionen aus Viehhaltung und Landwirtschaft in Übereinstimmung mit den Rege-
lungen des IPCC für Nationale THG-Inventuren erfasst werden. Für eine ausgewählte An-
zahl von Ländern werden im Anhang B durchschnittliche Treibhausgasemissionen pro ha 
und Jahr genannt, die durch Umwandlung von einer Landnutzungsform in eine andere ent-
stehen. Punkt 5.6 des PAS sieht vor, dass, falls keine genaueren Werte vorliegen, diese 
Kennwerte in die Bilanzierung einfließen sollen. 

Während die Tatsache, dass Veränderung der Landnutzung überhaupt in die Bilanzierung 
einbezogen werden soll, ausdrücklich zu begrüßen ist, bedürfen einige methodische Fra-
gen und die Vorgehensweise noch näherer Erläuterung: 

– In Punkt 5.6 wird vorgeschrieben, dass alle THG-Emissionen, die durch direkte Land-
nutzungsänderung entstehen, erfasst und über 20 Jahre abgeschrieben werden sollen. 
Unklar ist, wie diese Abschreibung im Rahmen der Bilanzierung vorgenommen wer-
den soll. Unklar ist auch, ob die in Anhang B ausgewiesenen Länderwerte für einen 
Zeitraum von 20 Jahren gelten. 

– Die in Anhang B aufgelisteten durchschnittlichen Werte für THG-Emissionen lassen 
sich nur schwer verifizieren. Die Spannbreite innerhalb der aufgeführten Länder ist 
jedenfalls immens. So haben Fargione et al. (2008) Spannbreiten für Indonesien und 
Malaysia für die Dauer von 50 Jahren von jährlich 14 bis 69 t CO2äq/ha berechnet, 
wenn Regenwald bzw. Regenwald auf Torfboden in Ackerland umgewandelt wird. 
Für Brasilien errechnen Fargione et al. in Abhängigkeit von der ursprünglichen Land-
nutzung Werte zwischen 1,7 und 15 t CO2äq/ha. Der von PAS 2050 vorgeschlagene 
pauschalierte Ansatz deckt die großen Schwankungsbreiten sicher ab, kann aber im 
Einzelfall dazu führen, dass die THG-Emissionen eines Produktes oder eine Dienst-
leistung erheblich über- oder unterschätzt werden. 

– In PAS 2050 ist nicht eindeutig festgelegt, wie die THG-Emissionen aus Änderung 
der Flächennutzung auf die Funktionale Einheit bezogen werden sollen und wie ver-
fahren werden soll, wenn im zweiten Jahr nach der Flächenumwandlung eine andere 
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landwirtschaftliche Frucht angebaut wird. Welchen CO2äq-Wert erhält dann Frucht 1 
und welchen Frucht 2? Was geschieht, wenn die Fläche nach weniger als 20 Jahren 
wieder in den Zustand vor der Umwandlung versetzt wird? Sind dann die in Anhang B 
aufgeführten anzurechnenden Treibhausgasemissionen entsprechend zu kürzen?  

– Wie ist zu verfahren, wenn durch die Flächenumwandlung kein CO2 freigesetzt, son-
dern gebunden wird (z. B. Umwandlung Ackerfläche in Kurzumtriebsplantage)? Wäh-
rend dies für unterschiedliche Rohstoffe in 5.4 und den Bodenkohlenstoff in 5.5 gere-
gelt ist, fehlt eine solche Regelung in 5.6.  

Wie für die gesamte PAS 2050 so gilt auch für den Bereich Landnutzungsänderung, dass 
der methodische Ansatz grundsätzlich geeignet ist, die THG-Emissionen so umfassend wie 
möglich zu erfassen. Die Anwendung der Methodik, die Erstellung von Bilanzen setzt al-
lerdings Expertenwissen voraus. Um die Ergebnisse richtig interpretieren zu können, be-
darf es ebenfalls intensiver Kommunikation mit dem Verbraucher (s. Kommunikations-
leitfaden PECG). Denn streng genommen sind Vergleiche unterschiedlicher Produkte, z. 
B. Butter und Margarine, eigentlich nicht möglich, da sie unterschiedliche Eigenschaften 
besitzen (hier: tierische und pflanzliche Basis). Allerdings kann mit Hilfe eines solchen 
Kohlenstoffprofils dem Verbraucher eine Entscheidungshilfe zugunsten klimafreundlicher 
Produkte an die Hand gegeben werden, und es obliegt dem Verbraucher zugunsten wel-
cher Produkteigenschaft er die Kaufentscheidung fällt. 

Das vom Carbon Trust im Auftrag des britischen Umweltministeriums entwickelte System 
zur Abschätzung der Kohlenstoffbilanz von Gütern und Dienstleistungen beschreibt also, 
wie eine Bewertung vorgenommen werden muss und nimmt selbst keine Bewertung vor.  

Markenzeichenprogramm zu Verminderung von Carbon Footprints in Schweden 

In Schweden wird zurzeit ein Projekt zur Einführung eines Labels zur Einstufung der 
THG-Bilanz von Lebensmitteln in einem offenen Prozess durchgeführt. Das Projekt wird 
durch den Schwedischen Kontrolldachverband für ökologische Erzeugung (KRAV), koor-
diniert (KRAV 2008). Weiterhin sind ein Markenzeichengeber im Lebensmittelbereich 
(Sigill Kvalitetssystem), die Federation of Swedish Farmers (LRF), das Schwedische Zent-
ralamt für Landwirtschaft (Jordbrugsvaerket), eine landwirtschaftliche Erzeugergemein-
schaft (Lantmännen), eine Molkereigenossenschaft (Milko) und eine Meierei beteiligt. 

Bisher sind Vorschläge für die Produktgruppen Fisch, Früchte, Gemüse und Getreide erar-
beitet worden, die der Öffentlichkeit zur Diskussion präsentiert werden). Geplant ist dar-
über hinaus die Ausweitung auf Fleisch und Milch. Die Vorgaben beziehen sich zunächst 
auf die heimische Produktion. In einer gestaffelten Vorgehensweise sollen zunächst Pro-
duktionsstandards aufgestellt werden bei denen Faktoren reglementiert werden, die maß-
geblich zur THG-Emission der jeweiligen Produktionsverfahren beitragen. Erst für die 
weitere Entwicklung ist angedacht, auch einzelne Produkte zu zertifizieren. Im Bereich der 
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Transporte liegt ein Entwurf vor, der auch die Zertifizierung von Importprodukten um-
fasst. 

Bei den bisher vorliegenden Vorschlägen werden Regeln aufgestellt, die zu einer Vermin-
derung der THG-Emissionen bei Herstellung, Lagerung, Verpackung und Transport führen 
sollen. Es ist das Ziel, die THG-Emissionen um 25 % gegenüber einer Referenzproduktion 
zu erreichen, zu der allerdings noch keine Angaben vorliegen. Die Definition soll durch 
eine Kontrollorganisation erfolgen. 

Die Zielgrößen für die Kennzeichnung mit diesem Markenzeichen  (Umweltkennzeichen 
Typ I) sind wie folgt definiert: 

a) Energieerzeugung und Verbrauch in der Lebensmittelerzeugung 

100% erneuerbare Energien (RE) bei der Elektrizität, bestimmte Anteile RE bei er Pro-
zess- und Heizenergie, jährliche Durchführung mit einer Energieverbrauchsanalyse, Maß-
nahmenplan zur Verbesserung der Energieeffizienz und zur Einführung von RE 

b) Verpackungen (Obst, Gemüse) 

Kein PET und Polystyren, gebleichtes Papier nur wenn der Verpackungszweck es erfordert 
und nur mit Ausnahmegenehmigung, Anbringen von Hinweisen zur Klima schonenden 
Zubereitung, Verpackungsmaterial minimieren, Plan zur Einführung von Verpackungen 
aus „erneuerbaren“ Materialien 

c) Lagerung von Obst und Gemüse 

Umstellungsplan auf alternative Kühlmittel ab 2012, Verlust synthetischer Kühlmittel 
<3%, Energieanalyse, Nutzung von x% (noch offen) RE bis 100 % RE 

d) Transport 

Maximalwerte von 200-300 g CO2eq /kg Lebensmittel (bei 200 g ist Überseeware nur 
noch eingeschränkt möglich, bei 300 g nur aus Teilen Südamerikas), 100 g CO2eq /kg für 
heimische Lebensmittel innerhalb der Erzeugungssaison, Berechnung der Transport CO2-
Äquivalente mit festen Faktoren abhängig von Transportmittel, Strecke, Packdichte, Aus-
nutzung von Ladekapazitäten vom Erzeuger bis zum Laden, Nachweis geringerer Werte 
durch Unternehmen möglich 

e) Fischerei, Fischfarmen und Aquakultur 

Energie: limitierter Treibstoffverbrauch pro kg Fisch, eventueller Ausschluss bestimmter 
Fischereimethoden, Maßnahmenplan zur Steigerung der Energieeffizienz und zur Einfüh-
rung von RE; Verbot synthetischer Kühlmittel bzw. Übergangsplanung bis 2012; Aquakul-
tur nur nach IFOAM Standards; Fütterung: keine Nutzung von Tiermehlen, limitierter Ra-
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tionsanteil an Fischmehl, pflanzliche Komponenten zu festgeschriebenem Anteil aus Er-
zeugung mit Nachhaltigkeitskriterien, nur bis zu 10% Summe an Soja, Palmfrüchten und 
Mais-Gluten zulässig; Futterkomponenten mit 50% RE Energie erzeugen, max. 7 MJ/kg 
einsetzen, für Pellets nur 1,2 MJ/kg, landbasierte Aquakultur nur mit RE bzw. Verbot 

f) Landwirtschaft 

N-Düngungspläne nach offiziellen Empfehlungen, N-Bilanz für den Betrieb mit Vorschlä-
gen zur Verbesserung der N-Ausnutzung der Wirtschaftsdünger, Anrechnung der Wirt-
schaftsdünger, Jauche und Gülle nicht im Herbst zu Getreide und Hülsenfrüchten, Wirt-
schaftsdünger vor der Saat spätestens 4 Stunden nach Applikation einarbeiten, getrockne-
ter, pelletierter Wirtschaftsdünger ist verboten, Humusreiche Böden sollen mit Grünland 
bedeckt sein, Gewächshäuser: mit 80% RE oder Abwärme beheizen, jährlich Energie-, 
CO2- und Düngungsanalyse durchführen, Vorgabe zum maximalen Verbrauch fossiler 
Energie (2,3 kWh/m2), Plan zur Steigerung der Energieeffizienz erstellen, Umstellung auf 
100% Elektrizität aus RE 

g) Energieverbrauch auf dem landwirtschaftlichen Betrieb 

Energieanalyse sämtlicher Inputs durchführen und in Relation zur Erzeugung setzen, Ak-
tionsplan zur Minderung der Abhängigkeit von fossiler Energie, ab 2009 Elektrizität aus 
100% RE 

Im oben beschriebenen Vorgehen der KRAV in Schweden wird ein Label bzw. Umwelt-
kennzeichen des Typ I im Rahmen eines Markenzeichenprogramms geschaffen. Eine akk-
reditierte Zertifizierungsorganisation überwacht die Produktion und prüft auch die Wirk-
samkeit der THG vermeidenden Maßnahmen. Der Kunde kann sich zwischen Produkten 
mit Rücksicht auf den Klimaschutz und bisher nicht gelabelten Produkten entscheiden. 

Initiative des BMU und UBA 

Das Bundesumweltministerium (BMU) und das Umweltbundesamt (UBA) haben ein For-
schungsprojekt gestartet, um die laufenden Aktivitäten zur Berechnung und Bewertung des 
Kohlenstoff-Fußabdrucks von Produkten in Deutschland zusammenzustellen und mög-
lichst einheitliche Regelungen für die Kohlenstoffbilanzen unterschiedlicher Produkte zu 
entwickeln. Ziel ist es, eine Methodenkonvention als Angebot an die potenziellen Nutzer 
zu entwickeln. Dabei soll auch eine möglichst frühzeitige Harmonisierung mit vergleich-
baren Entwicklungen in anderen Staaten – vor allem mit dem Projekt der Europäischen 
Kommission „Carbon Footprint Measurement Toolkit“ – erreicht werden. Mit diesem Pro-
jekt will die Kommission ein nutzerfreundliches Berechnungsinstrument für das EU-
Umweltzeichen entwickeln, welches allgemein methodisch nutzbar ist und für einzelne 
Produktgruppen spezifisch angepasst den „Carbon Footprint“ berechnet. 
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Auszug aus der Webseite „Dialogprozess Konsum“ des BMU und UBA: 
„Carbon Footprint“ von Produkten 

In der Diskussion über Klimaschutz haben Vorschläge zur Erfassung und Kennzeichnung 
des „Carbon Footprint“ (Kohlendioxid (CO2)-Fußabdruck) von Produkten, aber auch von 
Unternehmen, Gewicht bekommen. Allerdings sind die bisherigen Ansätze zur Berechnung 
(und Kommunikation) des CO2-Fußabdrucks recht unterschiedlich. Eine allgemein gültige 
und anerkannte Methodik, die übergreifend für alle Produktgruppen zur Anwendung 
kommt, besteht bisher nicht. Ein wichtiger Aspekt ist dabei vor allem, ob der gesamte Pro-
duktlebenszyklus oder nur die Lebenszyklusphase mit dem größten Beitrag zum Treibhaus-
effekt einbezogen wird – bei manchen Produkten ist dies zum Beispiel die Nutzungsphase. 
Da die bisher angewandten Bilanzierungsansätze selten vergleichbar sind, besteht die 
Gefahr der Verunsicherung und sogar Irreführung der Verbraucherinnen und Verbrau-
chern.  

BMU und UBA haben daher ein Forschungsprojekt gestartet, um die laufenden Aktivitäten 
zur Berechung und Bewertung des CO2-Fußabdrucks von Produkten in Deutschland zu-
sammenzustellen und möglichst einheitliche Regelungen für die CO2-Bilanzen unter-
schiedlicher Produkte zu entwickeln. Ziel ist es, eine Methodenkonvention als Angebot an 
die potenziellen Nutzer zu entwickeln. Dabei soll auch eine möglichst frühzeitige Harmo-
nisierung mit vergleichbaren Entwicklungen in anderen Staaten – vor allem mit dem Pro-
jekt der Europäischen Kommission „Carbon Footprint Measurement Toolkit“ – erreicht 
werden. Mit diesem Projekt will die Kommission ein nutzerfreundliches Berechnungsin-
strument für das EU-Umweltzeichen entwickeln, welches allgemein methodisch nutzbar ist 
und für einzelne Produktgruppen spezifisch angepasst den „Carbon Footprint“ berechnet.  

Die Grundzüge des Konzepts, aktuelle Methodenvorschläge zur Bilanzierung des Carbon 
Footprint sowie Möglichkeiten der Kommunikation standen im Mittelpunkt der Tagung 
„Carbon Footprint von Produkten“ von BMU und UBA am 28. April 2008 im Presse- und 
Besucherzentrum der Bundesregierung in Berlin. Zu diesem Zeitpunkt waren auch bereits 
erste Ergebnisse des EU-Projektes verfügbar, für welches am 22. April 2008 ein Work-
shop in Brüssel stattfand. 

Product Carbon Footprint-Pilotprojekt Deutschland 

In einem Konsortium aus WWF, Öko-Institut, Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung 
und THEMA1 sollen ausgewählte Unternehmen zusammengebracht werden. Unter der 
Trägerschaft des Konsortiums starten sechs Unternehmen (dm-drogerie markt, FRoSTA, 
Henkel, Tchibo, T-Home und Tetra Pak) in dem gemeinsames Pilotprojekt, indem sie für 
ausgewählte Produkte die THG-Gase ermitteln, um daraus Product Carbon Footprints 
(PCF) zu erstellen. Zudem wird gemeinsam wird an der internationalen Harmonisierung 
einer einheitlichen Erfassungsmethodik gearbeitet. Im Pilotprojekt wird darüber hinaus 
diskutiert, ob und gegebenenfalls wie eine Kommunikation und Kennzeichnung für Waren 
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und Dienstleistungen gegenüber Kunden und Endverbrauchern vor dem Hintergrund der 
internationalen Entwicklungen erfolgen kann. Das gemeinsame Pilotprojekt der sechs Un-
ternehmenspartner aus den Branchen Lebensmittel, Handel, Telekommunikation, Verpa-
ckung und Verbrauchsgüter startete am 15. April mit einem öffentlichen Symposium in 
Berlin. 
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5.4 Bioenergie 

Folkhard Isermeyer, Institut für Betriebswirtschaft 

In Deutschland hat sich, unter dem Einfluss intensiver politischer Förderung, inzwischen 
eine Vielzahl unterschiedlicher Bioenergie-Linien etabliert. Die verschiedenen Linien 
weisen erhebliche Unterschiede auf hinsichtlich der Energieerträge, der Produktionskos-
ten, des Wertes der erzeugten Energieträger und des Beitrags zu energie-, klima- und sons-
tigen politischen Zielen.  

Der Wissenschaftliche Beirat für Agrarpolitik hat in seinem jüngsten Gutachten ein um-
fangreiches Zahlenwerk vorgelegt, welches für die wichtigsten Bioenergie-Linien der 
deutschen Landwirtschaft eine vergleichende Beurteilung der CO2-Bilanzen ermöglicht 
(Wissenschaftlicher Beirat Agrarpolitik, 2008). Eine Einbeziehung der forstlichen Bio-
masseproduktion erfolgte hierbei nicht, der Vergleich bezieht sich also ausschließlich auf 
Biomasse, die auf deutschen Ackerflächen erzeugt wird. 

5.4.1 Daten, Methoden und Annahmen 

Die vom Beirat publizierten Zahlenwerke entstammen einer intensiven Zusammenarbeit, 
die im Rahmen einer Unterarbeitsgruppe des Wissenschaftlichen Beirats stattgefunden hat. 
Die Mitglieder dieser Gruppe waren S. Berenz (TU München), H. Döhler (KTBL), Dr. L. 
Leible (FZKA), Dr. N. Schmitz (meo consult), Dr. J. Schweinle und U. Tuch (BfH), Dr. T. 
Toews (JLU Gießen), Dr. A. Vetter (TLL) sowie T. de Witte, Dr. Y. Zimmer und Prof. Dr. 
F. Isermeyer (FAL). 

Bei der Bewertung der quantitativen Ergebnisse ist zu berücksichtigen, dass die ermittel-
ten Werte zu den einzelnen Bioenergie-Linien von vielen Faktoren, z. B. vom ausgewähl-
ten Standort, von der ausgewählten Technologie-Variante, von den unterstellten Preisen 
sowie von anderen wichtigen Faktoren beeinflusst werden. Aus diesem Grunde sind Zah-
len lediglich exemplarisch zu verstehen; sie können keine Allgemeingültigkeit beanspru-
chen, sondern hängen stark vom ausgewählten Standort, von der ausgewählten Technolo-
gievariante, den unterstellten Preisen sowie anderen wichtigen Einflussfaktoren ab.  

Zu bedenken ist, dass viele Konstellationen möglich sind und sich dementsprechend für 
jede Bioenergie-Linie eine große Bandbreite an Ergebnissen ergeben kann. Deshalb wur-
den in dem Gutachten neben den Ergebnissen auch die gewählten Berechnungsgrundlagen 
und Modellannahmen ausführlich dokumentiert. So können die Leser die Ergebnisse und 
Schlussfolgerungen nachvollziehen und gegebenenfalls selbst Variationsrechnungen für 
andere Fallkonstellationen anstellen. 
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Im Folgenden werden die wichtigsten Ergebnisse hinsichtlich der CO2-Bilanzen in stark 
aggregierter Form vorgestellt. Eine Beschreibung der einzelnen Verfahren, der Berech-
nungsmethoden sowie der zugrunde liegenden Annahmen unterbleibt an dieser Stelle; auf 
die ausführliche Darstellung im Beiratsgutachten wird verwiesen. 

Eine zentrale Ergebnis-Variable für die Beurteilung der einzelnen Bioenergie-Linien ist 
die Netto-CO2äq-Vermeidung. Sie ist der Saldo aus der (durch Substitution eines fossilen 
Energieträgers) eingesparten Emission abzüglich der CO2äq-Emissionen, die mit dem An-
bau, der Lagerung, dem Transport und der Konversion des biogenen Rohstoffs verbunden 
sind. Soweit Nebenprodukte anfallen und verwertet werden, erfolgt eine Ermittlung und 
Berücksichtigung von CO2äq-Gutschriften. Dabei wird das so genannte Substitutionsver-
fahren angewendet. Es wird zunächst ermittelt, welche Produkte mit dem Nebenprodukt 
substituiert werden (Beispiel Rapskuchen ersetzt Sojaschrot in der Fütterung). Für dieses 
konventionelle Produkt werden dann in einem zweiten Schritt die bei seiner Produktion 
anfallenden CO2äq-Emissionen berechnet. Je nach Austauschverhältnis zwischen Neben-
produkt und substituiertem Produkt wird dann der Bioenergie-Linie, die das entsprechende 
Nebenprodukt abwirft, eine entsprechende CO2äq-Vermeidung gutgeschrieben. Gutschrif-
ten werden ferner im Fall der Biogas-Anlage auf Basis Gülle ermittelt, weil in Folge der 
Nutzung der Gülle durch die Biogasanlage Methan- und Lachgasemissionen vermieden 
werden, die anderenfalls selbst bei einer - vielfach nicht üblichen – Abdeckung der Gülle 
anfallen würden. 

Die Berechnung von CO2äq-Bilanzen erfolgt mit Hilfe der Datenbank GEMIS, die feder-
führend vom Öko-Institut Darmstadt erstellt wurde. Hervorzuheben ist, dass bei dieser 
Bilanzierung neben dem Ausstoß von CO2 auch andere klimarelevante Emissionen wie 
Methan und Lachgas berücksichtigt werden, die insbesondere bei der Produktion und 
Konversion landwirtschaftlicher Rohstoffe anfallen.  

Bei der Quantifizierung der CO2äq-Vermeidung müssen zahlreiche Annahmen getroffen 
werden, die für die Interpretation der Ergebnisse von teilweise erheblicher Bedeutung sein 
können. An dieser Stelle ist insbesondere hervorzuheben, dass die Ergebnisse stark beein-
flusst werden von den Annahmen (a) über die Höhe der Lachgasemissionen (hier orientiert 
sich das Gutachten an der IPCC-Methode) sowie (b) über die Energieträger, die für die 
Konversion der Biorohstoffe eingesetzt werden und die durch die erzeugte Bioenergie 
substituiert werden (vgl. ausführlich: Beirats-Gutachten). Die Referenz für die Kalkulation 
der CO2äq-Emissionen aus der landwirtschaftlichen Produktion ist die Inkulturnahme von 
bisher ackerbaulich nicht genutzten Ackerflächen. Wenn solche Brachflächen in Deutsch-
land nicht mehr zur Verfügung stehen und durch die weitere Ausdehnung der Bioenergie-
produktion Nahrungsmittelproduktion verdrängt wird, wird implizit davon ausgegangen, 
dass dies eine Ausweitung der Produktion auf ungenutzten Ackerflächen an anderen 
Standorten in der Welt nach sich zieht und dort zu vergleichbaren Emissionen führt wie 
bei einer Inkulturnahme bisher ungenutzter Ackerflächen in Deutschland. Bei diesem Vor-
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gehen wird nicht berücksichtigt, dass die Ausweitung der Produktion häufig in einer Form 
stattfindet, die für die CO2äq-Bilanz ausgesprochen negative Auswirkungen hat. Das ist 
zum Beispiel der Fall, wenn Moore in Kultur genommen, Grünland umgebrochen oder 
Wälder abgeholzt werden. Insofern stellen die präsentierten Ergebnisse den Beitrag der 
Bioenergie zum Klimaschutz tendenziell zu günstig dar. 

Die CO2äq-Vermeidungskosten geben an, welche zusätzlichen Kosten einer Volkswirt-
schaft durch Subventionen und Subventionsäquivalente (Steuererleichterung, Mindestver-
gütung, Beimischungszwang, etc.) entstehen, wenn mit Hilfe der jeweiligen Bioenergie-
Linie die CO2äq-Emissionen um eine Tonne reduziert werden. Die CO2äq-
Vermeidungkosten sind somit ein Maß für die klimapolitische Effizienz einer Bioenergie-
Linie im Vergleich zu anderen klimapolitischen Optionen. Je niedriger die CO2äq-
Vermeidungskosten einer Bioenergie-Linie ausfallen, desto effizienter kann Klimaschutz 
mit Hilfe dieser Linie praktiziert werden. 

Angesichts der weit reichenden Annahmen, die bei der Kalkulation der CO2äq-
Einsparungen getroffen werden müssen, sind die ermittelten CO2äq-Vermeidungskosten 
grundsätzlich mit einem erheblichen Maß an Unsicherheit verbunden. Geringe Differenzen 
in den CO2äq-Vermeidungskosten zwischen unterschiedlichen Bioenergie-Linien würden 
deshalb keinen Schluss auf die Vorzüglichkeit einzelner Alternativen zulassen. Allerdings 
zeigte sich bei den Berechnungen, dass sich die CO2äq-Vermeidungskosten der wesentli-
chen Alternativen sehr stark unterscheiden, zum Teil um 100 % und mehr. In diesen Fällen 
ist es zulässig, die vorgelegten Ergebnisse zum Ausgangspunkt für die Politikgestaltung zu 
machen. Um die Ergebnisse abzusichern, wurden sie ferner in einen Vergleich zu den Er-
gebnissen gestellt, die zuvor von anderen Arbeitsgruppen publiziert worden waren. Auch 
dieses Verfahren führte zu einer weitgehenden Bestätigung der eigenen Ergebnisse und 
Schlussfolgerungen.  

5.4.2 Ergebnisse und Schlussfolgerungen 

Die CO2äq-Vermeidungskosten der analysierten Bioenergie-Linien werden in Abbildung 
5.10 zusammengefasst, wobei neben den eigenen Ergebnissen (Balken) auch die Streubrei-
te der Ergebnisse anderer Untersuchungen eingetragen ist (Linie). Bei den Ergebnissen der 
anderen Untersuchungen wurden, soweit vorhanden, direkt die von Dritten ermittelten 
CO2äq-Vermeidungskosten verwendet. In jenen Fällen, in denen die Publikationen nur die 
CO2äq-Emissionen bzw. nur die CO2äq-Vermeidung ausweisen, wurde unter Verwendung 
der in dieser Studie verwendeten Kostenannahmen für Bioenergie-Linien sowie fossile 
Referenzen ein Wert für die CO2äq-Vermeidungskosten errechnet.  
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Folgende Ergebnisse sind hervorzuheben: 

– Für ein- und dieselbe Bioenergie-Linie variieren die in der Literatur ausgewiesenen 
CO2äq-Vermeidungskosten. Eine besonders große Variation ist bei den Biokraftstoffen 
festzustellen, für die auch besonders viele Untersuchungen vorliegen.  

– Unbeschadet dieser Variation innerhalb der Linien lassen sich aber drei Gruppen von 
Bioenergie-Linien identifizieren, die hinsichtlich der CO2äq-Vermeidungskosten klar 
voneinander abgrenzbar sind und somit aus klimapolitischer Sicht unterschiedlich 
günstig zu beurteilen sind. 

– In die günstigste Gruppe fallen die Hackschnitzel-Heizung, das Hackschnitzel-HKW, 
die güllebasierte Biogasanlage sowie die beiden Co-Verbrennungsoptionen. In dieser 
Gruppe liegen die CO2äq-Vermeidungskosten bei 50 €/t CO2äq, teilweise werden sogar 
negative CO2äq-Vermeidungskosten erreicht. 

– Die mittlere Gruppe umfasst die Getreideheizung sowie Biodiesel und Biogas als 
Kraftstoff. Hier liegen die CO2äq-Vermeidungskosten in einer Größenordnung von 100 
bis 200 €/t CO2äq, also ungefähr zwei- bis dreimal so hoch wie bei den Bioenergie-
Linien in der ersten Gruppe. Das heißt, für jeden Euro, den die Gesellschaft mit dem 
Ziel des Klimaschutzes in diese Bioenergie-Linien investiert, könnte sie bei Konzent-
ration auf die erste Gruppe die zwei- bis dreifache Menge an Klimaschutz erzielen.  

– In der ungünstigsten Gruppe befinden sich die silomaisbasierten Biogasanlagen zur 
Strom- und Wärmeproduktion sowie – nochmals mit deutlichem Abstand - die Bio-
gasanlagen ohne Verwertung der anfallenden Wärme sowie die Ethanolanlage auf Ba-
sis von Weizen. Während bei den Biogasanlagen der sehr große Abstand zwischen den 
Produktionskosten und den Kosten herkömmlicher Stromproduktion den Ausschlag 
gibt, ist es beim Ethanol die sehr geringe CO2äq-Einsparung von lediglich gut 
0,100 kg/kWh. 

– Ersetzt man die in dieser Studie erzielten Ergebnisse (Balken) durch die in der Litera-
tur ausgewiesenen Ergebnisse (Linien), zeigt sich ein ähnliches Bild. Das heißt: Die 
hier ausgewiesene Gruppeneinteilung und die daraus resultierende klimapolitische 
Beurteilung haben auch dann Bestand, wenn mit abweichenden Annahmen gerechnet 
wird. 

– Als „Benchmark“ für die CO2äq-Vermeidungskosten außerhalb der Bioenergie können 
derzeit Werte von 20 bis 30 €/t CO2äq angesehen werden; zu diesen durchschnittlichen 
Vermeidungskosten könnte die deutsche Volkswirtschaft eine Vermeidung ihrer kli-
maschädlichen Emissionen (im Vergleich zu 1990) um rund 30 % erreichen. 
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Abbildung 5.10: CO2äq-Vermeidungskosten ausgewählter Bioenergie-Linien 
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Abbildung 5.11: Netto CO2äq-Vermeidung pro Hektar (t CO2äq/ha) 
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Angesichts der Knappheit des Faktors Boden ist die CO2äq-Vermeidung pro Flächeneinheit 
neben den CO2äq-Vermeidungskosten ein zweites relevantes Kriterium zur klimapoliti-
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schen Beurteilung von verschiedenen Bioenergie-Linien. Da die verschiedenen Bioener-
gie-Linien – abgesehen von der güllebasierten Biogasanlage – um diesen knappen Faktor 
konkurrieren, ist eine möglichst hohe CO2äq-Vermeidung pro Hektar wünschenswert. Ab-
bildung 5.11 fasst die Ergebnisse für die verschiedenen Energie-Linien zusammen.  

Die Abbildung zeigt, dass die Hackschnitzel-Linien hinsichtlich der CO2äq-Vermeidung 
am günstigsten zu beurteilen sind, gefolgt von den Biogas-Linien. Demgegenüber schnei-
den Ethanol, Biodiesel sowie die Getreideheizung besonders ungünstig ab. Die Begren-
zung der Strohabfuhr auf 1/3 führt zu einer geringen Vermeidungsleistung bei der Stroh 
Co-Verbrennung. Da es sich bei Stroh jedoch um ein Nebenprodukt handelt, liegt keine 
Flächenkonkurrenz vor. 

Die Unterschiede zwischen den verschiedenen Hackschnitzel-Linien ergeben sich vor al-
lem dadurch, dass bei den verschiedenen Verwendungen unterschiedliche fossile Energie-
träger substituiert werden. Bei der Hackschnitzel-Heizung wird annahmegemäß eine Erd-
gas-Heizung substituiert, welche im Vergleich zu anderen fossilen Energieträgern relativ 
emissionsarm ist. Bei der Hackschnitzel-Co-Verbrennung wird hingegen die Steinkohle-
Verfeuerung in einem Kraftwerk ersetzt, so dass hier pro kWhel nicht nur 0,6 kg CO2äq 
vermieden werden, wie dies beim bundesdeutschen Strom-Mix der Fall ist, sondern knapp 
1 kg.  

Eine hohe CO2äq-Vermeidung je Hektar ist volkswirtschaftlich umso besser zu bewerten, 
je geringer die Produktionskosten der Bio-Energie und somit die CO2äq-
Vermeidungskosten ausfallen. Aus diesem Grund wird in Abbildung 5.12 für die verschie-
denen Bioenergie-Linien dargestellt, wie sie hinsichtlich beider Parameter zu beurteilen 
sind.  

Es zeigt sich, dass im Allgemeinen eine hohe CO2äq-Vermeidung auch mit niedrigen 
CO2äq-Vermeidungskosten einhergeht. So schneiden insbesondere die verschiedenen hack-
schnitzelbasierten Verfahren hinsichtlich beider Kriterien relativ günstig ab, während um-
gekehrt die Ethanol- und die Biodieselproduktion ungünstig abschneiden, d. h. pro Flä-
cheneinheit wenig CO2äq vermeiden und gleichzeitig teuer sind.  

Die Biogaslinien sind insofern bemerkenswert, als sie zwar eine relativ hohe CO2äq-
Vermeidung je Hektar erzielen, allerdings nur um den Preis relativ hoher CO2äq-
Vermeidungskosten. Ursache dafür ist vor allem die Tatsache, dass bei Strom aus Biogas 
der Unterschied zwischen den Produktionskosten und den Kosten der Referenz wesentlich 
höher ist als im Fall der genannten Biokraftstoffe. 
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Abbildung 5.12: CO2äq-Vermeidung pro Hektar und CO2äq-Vermeidungskosten 
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Der Wissenschaftliche Beirat hat aus diesen Ergebnissen nicht die Schlussfolgerung gezo-
gen, die gesamte Bioenergie-Förderung müsse komplett zugunsten der besonders leis-
tungsstarken und kostengünstigen Bioenergie-Linien umgeschichtet werden. Stattdessen 
hat er einen schrittweisen Umbau der Bioenergie-Politik empfohlen mit der Maßgabe, die-
se im Laufe der Zeit immer stärker in die allgemeine Klimapolitik zu integrieren und letzt-
lich als Globalsteuerung auszugestalten (vgl. Kapitel 6). Das bedeutet, dass im Endeffekt 
jede Tonne CO2äq-Vermeidung mit dem gleichen Fördersatz zu honorieren ist und dann 
der Wettbewerb zwischen den inner- und außerlandwirtschaftlichen Optionen darüber ent-
scheidet, welche Form der Bioenergie an welchem Standort in welchem Maße zum Zuge 
kommt. 
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6 Schlussfolgerungen für die Politik 

In diesem Kapitel werden auf Grundlage der vorhergehenden Kapitel erste Überlegungen 
angestellt, welche Politikoptionen zur Minderung von Treibhausgasemissionen bestehen 
und was dabei zu bedenken ist. 

6.1 Maßnahmen im Bereich Landwirtschaft und Landnutzung 

Bewertungsfragen bezüglich der Wirkungen von Klimaschutzmaßnahmen in der Land-
wirtschaft 

Aufgrund komplexer Systemzusammenhänge sind Wirkungen von Klimaschutzmaß-
nahmen nicht einfach zu quantifizieren und haben vielfältige Auswirkungen auch auf an-
dere Bereiche. Eine umfassende Bewertung von Klimaschutzmaßnahmen erfordert eine 
ausführliche Auseinandersetzung mit den nachstehenden Punkten (vgl. z. B. Smith et al., 
2007): 

– Festlegung des Referenzsystem: Die Quantifizierung der zusätzlichen Wirkung von 
Klimaschutzmaßnahmen („additionality“) auf THG-Bilanzen erfordert die Definition 
der Landnutzung und Produktionsverfahren ohne Umsetzung von Klimaschutzmaß-
nahmen als Referenz. 

– Sollen Maßnahmen anhand der Wirkungen je Hektar oder je Produkteinheit bewertet 
werden? 

– Maßnahmen haben oft veränderte Mengen und Zusammensetzung der produzierten 
Güter zur Folge, was zu Bewertungsproblemen führt. 

– Im Agrar- und Landnutzungsbereich gibt es noch Unsicherheiten bezüglich der Kli-
maschutzwirkung („uncertainty“), die eine Maßnahmenbewertung erschwert. 

– Im Falle von Landnutzungsänderungen ist die Dauerhaftigkeit bzw. Reversibilität der 
emissionsmindernden Wirkung („permanence“) zu hinterfragen. Die Bewertung sollte 
die Sättigung von Senken, den zu betrachtenden Zeithorizont und den Diskontierungs-
satz berücksichtigen. 

– Werden durch veränderte Inputnachfrage oder Outputmengen Verlagerungs- und Ver-
drängungseffekte außerhalb des betrachteten landwirtschaftlichen Produktionssystems 
ausgelöst („leakage“, „upstream / downstream effects“)? 

– Welche Relevanz haben diese Änderungen für die deutsche (EU-weite, weltweite) 
THG-Bilanz und welche Teile sind auf Kyoto-Ziele anrechenbar? 

– Bewertung anderer, erwünschter Wirkungen („synergies“) und negativer Sekundäref-
fekte kann einen erheblichen Einfluss auf die Vorzüglichkeit von Maßnahmen haben. 
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Sind ehrgeizige Minderungsziele für CH4 und N2O im Agrarsektor erreichbar? 

Die im deutschen Agrarsektor entstehenden, nach CRF 4 berichteten THG sind ausschließ-
lich CH4 und N2O. Auf die Landwirtschaft entfielen im Jahr 2006 knapp 50 % der gesam-
ten CH4– und 65 % der gesamten N2O- Emissionen in Deutschland. Von allen Nicht-CO2-
THG emittiert die Landwirtschaft mit 63,5 Mio. t etwa 50 % der CO2äq. Im deutschen 8-
Punkte-Klimaschutz-Plan des BMU vom 26.4.2007 wird das Ziel formuliert, die Nicht-
CO2-THG um 40 Mio. t CO2äq zu reduzieren. Diesbezüglich ist zu beantworten, ob solche 
ehrgeizigen Minderungsziele in der Landwirtschaft zu erreichen sind. 

Die Entstehung von CH4 und N2O ist eng mit der Produktionstätigkeit verknüpft, nament-
lich mit der Haltung von Wiederkäuern und mit dem Stickstoffkreislauf in der landwirt-
schaftlichen Produktion. Daher sind nur graduelle Verminderungen der Emissionen zu 
erwarten, z. B. durch den weiteren Abbau der Rinderbestände. CH4-Emissionen aus der 
Wirtschaftsdüngerlagerung sollten durch verstärkte Kofermentierung in Biogasanlagen 
und Lagerung in gasdichten Gärrestlagern reduziert werden, gerade auch durch Erhöhung 
des Wirtschaftsdüngeranteils in bereits bestehenden Anlagen. Maßnahmen zur Steigerung 
der N-Ausnutzung in der Landwirtschaft und damit zur Reduzierung der N2O-Emissionen 
sollten so ausgerichtet sein, dass nicht produktiv eingesetzte N-Mengen vermieden wer-
den. Konkret sollten Maßnahmen zur stärkeren Verbreitung N-reduzierter Fütterung und 
zur Steigerung der Ausnutzung von N-Düngern in der Landwirtschaft entwickelt und um-
gesetzt werden. Beide Bereiche versprechen eine hohe Kostenwirksamkeit der THG-
Minderung auf Betriebsebene, bezüglich der Umsetzung mit Hilfe von Politikmaßnahmen 
sind aber hohe Verwaltungs- und Beratungskosten zu erwarten. Parallel dazu sollten die 
Düngeverordnung, und hier insbesondere die Vorgaben zu maximalen Nährstoffüber-
schüssen, und ihre Umsetzung in den Ländern als grundlegende Maßname zur Verbesse-
rung der N-Düngung analysiert und ggf. zeitnah nachjustiert werden, um die Wirksamkeit 
der Vorgaben und der beratungsorientierten Umsetzung sicherzustellen.  

Für eine Reihe weiterer Maßnahmen besteht noch Forschungsbedarf, der im Kapitel 5 
schon aufgezeigt worden ist:  

– Der ökologische Landbau weist produktbezogen allenfalls vergleichbare THG-
Bilanzen im Vergleich zu optimierten konventionellen Produktionssystemen auf, flä-
chenbezogen und bezüglich des Energieeinsatzes hat er Vorteile.  

– Methan-mindernde Fütterungsverfahren für Wiederkäuer 

– Verlängerung der Weidezeiten 

– Förderung weiterer Produktivitätssteigerungen unter Berücksichtigung der THG- und 
Ökobilanzen (national wie international) 

– Gezielter Umbau der Rinderbestände 

– Kohlenstofffestlegung in ackerbaulich genutzten Böden 
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– Einsparungen fossiler Energieträger im Agrarsektor und Einsatz erneuerbarer Ener-
gien 

Steuerung der Landnutzung 

Unter CRF 5 werden Emissionen berichtet, die auf Änderungen der Landnutzung zurück-
gehen. Ins Gewicht fallen hier vor allem die Emissionen aus der landwirtschaftlichen Nut-
zung von Moorböden, daneben auch die Umwandlung von Grünland in Ackerland. Ange-
sichts des beschleunigten Umbruchs von Grünland zur Umwandlung in Ackerland sollte 
ein flächenspezifischer Schutz des Grünlands im Rahmen von Cross Compliance erwogen 
werden, der ggf. zusätzlich über Natur- und Wasserschutzgesetze abzusichern wäre. Grün-
land auf Moorböden und auf anderen humusreicheren Standorten sollte nicht mehr um-
gebrochen werden dürfen. Weiterhin sollten Projekte zur Renaturierung von Niedermoo-
ren, insbesondere in Verbindung mit Optionen zur Produktion von Biomasse, evaluiert und 
auf Umsetzbarkeit und Kostenwirksamkeit hin überprüft werden.  

Messbarkeit and Anrechnung von THG-Emissionsminderungen 

In einigen Schlüsselbereichen fehlen die Datengrundlagen, um erzielte Emissionsminde-
rungen im NIR dokumentieren zu können, z. B. bezüglich der Verwertung von Wirt-
schaftsdüngern in Biogasanlagen und der gasdichten Abdeckung von Gärrestlagern. Hier 
sind bestehende Erhebungen im Rahmen des EEG zu nutzen und ggf. auszubauen, um 
Wirkungen quantifizieren und anrechnen zu können. Für die genauere Analyse der land-
wirtschaftlichen Flächennutzung und deren Veränderung sollte dem vTI der Zugang zu 
InVeKoS-Daten, vorzugsweise über die zentrale Datenbank in München, ermöglicht wer-
den und die Nutzbarkeit der Daten für klimapolitisch relevante Auswertungen in Zusam-
menarbeit mit den Ländern verbessert werden. Eine weitere Herausforderung stellt die 
Erfassung der N-reduzierten Tierfütterung dar.  

Anrechenbarkeit und sektorale Minderungsziele 

Vor dem Hintergrund der zu beobachtenden Entwicklung, dass Minderungsverpflich-
tungen für einzelne Sektoren festgeschrieben werden, ist zu fragen, inwieweit Minderun-
gen aus der Nutzung von Bioenergien dem Agrarsektor angerechnet werden. Zu erwarten 
ist, dass die durch Substitution fossiler Energieträger entstehenden Emissionsminderungen 
der Biomassenutzung der Fahrzeugindustrie sowie der Energie- und Mineralölwirtschaft 
zugeschrieben werden. Der Agrarsektor tritt hierbei als Rohstofflieferant auf und wird mit 
den produktionsbedingten Emissionen zusätzlich belastet. Lediglich die Verwendung er-
neuerbarer Energien im Agrarsektor selbst und die gasdichte Lagerung von Wirtschafts-
dünger über die Nutzung in Biogasanlagen wird mit hoher Sicherheit dem Agrarsektor 
zugerechnet werden. Eine sektorale Festlegung ist nicht effizient, wenn Minderungen in 
anderen Sektoren zu geringeren Kosten umgesetzt werden können. 
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6.2 Maßnahmen im Bereich Ernährung und Verbraucherverhalten 

Steuerung des Bereichs „Lebensmittelverarbeitung“ 

Die Aktivitäten „Verarbeitung und Verpackung“ sind lediglich für etwa 10 % der Treib-
hausgasemissionen im Bereich Ernährung verantwortlich (siehe Kapitel 4.2). Da eine 
energieeffiziente Produktion, Lagerung sowie Logistik und die Minimierung von Verpa-
ckungsmaterial häufig mit Kosteneinsparungen einhergehen, sind viele Unternehmen von 
sich aus bestrebt, den Energieaufwand so gering wie möglich zu halten. Wollte der Staat 
diesen Prozess beschleunigen, so kämen folgende Instrumente potentiell in Frage: 

– Energiesteuern (  verteuern die Produktion und veranlassen dadurch zu einer ener-
gieeffizienteren Produktion) 

– Förderung von Forschung und Entwicklung für eine energieeffiziente Verarbeitung 
und umweltfreundliche Verpackungen 

– Information und Aufklärung (vor allem Wissenstransfer) 

– Auszeichnungen für besonders energieeffiziente Verarbeitungsunternehmen bzw. Un-
ternehmen mit besonders guter Klimabilanz 

Steuerung des Bereichs „Handel“ 

Nach Taylor (2000) sind etwa 6 % der Treibhausgasemissionen des Bereichs Ernährung 
dem Gütertransport anzurechnen. Gütertransporte und Lagerhaltung zusammen sind nach 
Kramer et al. (1994) für etwa 8 % der ernährungsbedingten Treibhausgasemissionen ver-
antwortlich (siehe Kapitel 4.2). Auch hier gilt der zuvor genannte Zusammenhang, dass 
die Unternehmen von sich aus bestrebt sind, die Energieaufwendungen so gering wie mög-
lich zu halten, um Kosten zu sparen. Möglichkeiten zur Reduktion der Treibhausgasemis-
sionen bestehen vor allem in einer optimierten Logistik, einer energieeffizienteren Lager-
haltung und in der Wahl „klimafreundlicher“ Transportmittel (Schiff und Schiene statt 
Lastkraftwagen, Vermeidung von Lufttransport, schadstoffarme Fahrzeugflotte).  

Die zuvor genannten Instrumente könnten – entsprechend angepasst - auch auf diesen Be-
reich angewendet werden. Hinzu käme eine Verbesserung der Möglichkeiten und der Effi-
zienz des Gütertransports auf der Schiene (Ausbau des Schienennetzes für Güterverkehr 
und der Be- und Entladeorte etc.). 

Als weiteres Instrument – wie schon in England angewendet - könnten Vereinbarungen 
mit dem Lebensmitteleinzelhandel z.B. dahingehend getroffen werden, dass der LEH sein 
Produktsortiment klimafreundlicher zusammenstellt (z.B. mehr saisonale Produkte und 
besondere Bewerbung dieser; weniger Produkte, die mit dem Flugzeug transportiert wur-
den, etc.).  
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Steuerung des Bereichs „Ernährung / Nahrungskonsum“ 

a) Verbraucheraufklärung 

Wie in Kapitel 4 ausführlich erläutert, kann der Verbraucher durch die Wahl der Lebens-
mittel die ernährungsbedingten Treibhausgasemissionen erheblich beeinflussen. Da jedoch 
viele Faktoren gleichzeitig zu berücksichtigen sind, ist es für den Verbraucher nicht ein-
fach, die richtige Wahl zu treffen. Das Ausmaß der Treibhausgasemissionen lässt sich 
nämlich nicht immer anhand von Produktmerkmalen erkennen. Der Verbraucher weiß 
nicht, wie lange das Produkt unter Kühlung gelagert wurde und ob z.B. das Fleisch mit 
dem Schiff oder dem Flugzeug transportiert worden ist. Vor allem die versteckten Trans-
porte sind vom Verbraucher nicht erkennbar5. Schwierig wird die Beurteilung vor allem 
auch bei Fertigprodukten mit einer Vielzahl von Zutaten unterschiedlicher Herkunft. 

Trotz dieser Problematik erscheint es sinnvoll, im Rahmen der Verbraucheraufklärung 
einige wesentliche Aspekte einer klimafreundlichen Ernährung in Form von einfachen 
Handlungsanweisungen für das tägliche Leben zu kommunizieren6. Dazu gehören: weni-
ger Fleisch essen, Verzicht auf eingeflogene Ware und Produkte aus dem beheizten Ge-
wächshaus, wenn möglich Gemüse der Saison wählen7, Vermeidung von Lebensmittelver-
derb und damit von Lebensmittelabfällen, Nutzung von energieeffizienten Haushaltsgerä-
ten etc. 

Allerdings dürfen nicht zu hohe Erwartungen an dieses Instrument gestellt werden. Zum 
einen sind wahrscheinlich nur leichte Verhaltensänderungen in der Ernährung zu erwarten, 
zum anderen zeigt eine schwedische Studie, dass eine Änderung der Ernährungsgewohn-
heiten von der derzeitigen hin zu einer ausgewogenen und umweltfreundlichen Kost die 
ernährungsbedingten Treibhausgasemissionen insgesamt nur geringfügig um ca. 5 % redu-
zieren würde (vgl. Wallén et al. 2004). 

Darüber hinaus ist zu bedenken, dass in den Bereichen Mobilität oder Wohnen einzelne 
Entscheidungen (z. B. Flug ja oder nein; Häuserdämmung ja oder nein; Energiesparlampe 
ja oder nein etc.) absolut gesehen sehr viel größere Effekte haben. Hier sind klimarelevan-
te Einsparungen oft einfacher zu erreichen. In diesem Bereich könnten die für die 

                                                 
5
  So stammt nach Jungbluth (1998, S.27) z.B. ein Grossteil des Rindfleisches, das als Bündner Fleisch 

aus der Schweiz in die Europäische Gemeinschaft exportiert wird, aus südamerikanischen Viehbestän-
den. 

6
  Zumal ein Teil dieser Aspekte – wie weniger Fleisch essen - den Empfehlungen einer gesunden Ernäh-

rung entspricht. 
7
  Allerdings wissen viele Verbraucher nicht mehr, wann welches Gemüse Saison hat,  Bereitstellung 

eines Saisonkalenders, siehe AID. 
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Verbraucheraufklärung vorgesehenen Mittel wahrscheinlich erheblich effizienter einge-
setzt werden. 

b) Labeling / Produktkennzeichnung 

Die Kennzeichnung der verschiedenen Lebensmittel mit ihrem spezifischen „CO2-
Fußabdruck“ wäre eine gute Hilfestellung für die Einkaufsentscheidungen der Verbrau-
cher. Anhand des CO2-Fußabdrucks kann der Verbraucher erkennen, wie viele Treibhaus-
gasemissionen für das jeweilige Produkt freigesetzt wurden und demnach welche Produkte 
eine besonders günstige oder eine besonders ungünstige Klimabilanz haben. Das hört sich 
zunächst gut und verlockend an. Doch bei Lebensmitteln stößt diese Art der Kennzeich-
nung auf erhebliche Grenzen, wie dem Leser schon aus den Ausführungen in den Kapiteln 
5.3.1 und 5.3.2 ersichtlich sein müsste. Nur um es auch hier noch einmal deutlich zu ma-
chen: Je nach Lagerdauer müsste der Apfel eine neue Kennzeichnung bekommen. Da die 
Verarbeitungsunternehmen im Laufe eines Jahres die jeweiligen Zutaten je nach Verfüg-
barkeit und Preis aus unterschiedlichen Quellen beziehen, müsste jede Charge mit einem 
anderen „CO2-Fußabdruck“ gekennzeichnet werden. Je nachdem wohin das Produkt mit 
welchem Verkehrsmittel geliefert wird, müsste der „CO2-Fußabdruck“ unterschiedlich 
ausfallen. Darüber hinaus wäre zu klären, auf welche funktionelle Einheit der CO2-
Fußabdruck zu beziehen wäre (z. B. kg oder MJ).8

Unseres Erachtens nach wird es auch in absehbarer Zeit aufgrund der oben erläuterten 
Probleme schwierig sein, Klima-Labels für Lebensmittel zu verteilen. Zu beachten ist in 
diesem Zusammenhang darüber hinaus, dass die Verbesserung der Klimabilanz nur eins 
unter mehreren Umweltzielen ist. Die je nach Produkt unterschiedlichen Umwelteffekte 
bei der Produktion, Verarbeitung und dem Handel sind nicht unbedingt gleichgerichtet. So 
kann der zunehmende Verbrauch von Gemüse (bei Reduktion des Fleischkonsums) zwar 
die Klimabilanz verbessern, führt aber möglicherweise zu erhöhten Stickstoffverlusten und 
aufgrund der hohen Pflanzenschutzintensität zu einer verringerten Artenvielfalt. 

6.3 Politikmaßnahmen zur Förderung der Bioenergie 

Der Wissenschaftliche Beirat für Agrarpolitik (2008) hat der Bundesregierung in seinem 
Gutachten (vgl. Kapitel 5.4) empfohlen, ihre Bioenergie-Politik grundlegend zu überden-
ken und deutliche Kurskorrekturen vorzunehmen. Bei der Beurteilung der Bioenergie-
Politik misst der Beirat dem Ziel des Klimaschutzes höchste Priorität bei.  

                                                 
8
  Da von den verschiedenen Lebensmitteln sehr unterschiedliche Mengen konsumiert werden, erscheint 

es sinnvoll, den CO2-Fußabdruck nicht auf Kilogramm sondern auf beispielsweise Megajoule zu be-
ziehen. Hierzu müsste das MRI weitergehende Analysen anstellen. 
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Auf der Grundlage seiner Analyse kommt er zu der grundlegenden Empfehlung, (a) die 
starke sektorale Segmentierung der Klimaschutzpolitik (d.h. beispielsweise die Festlegung 
von Einspeisevergütungssätzen für einzelne Bioenergie-Linien) schrittweise zu überwin-
den und (b) auch in der Klimaschutzpolitik die Vorteile der internationalen Arbeitsteilung 
stärker zu nutzen. Daraus ergeben sich folgende Leitlinien für die Weiterentwicklung der 
Klimaschutzstrategie: 

– Internationalisierung, d. h. Bündelung der Kräfte für die Entwicklung international 
ausgerichteter Klimaschutzstrategien 

– Effizienzorientierung, d. h. Ausrichtung der nationalen Klimaschutzpolitik auf jene 
Felder, bei denen sich Klimaschutz mit geringsten Kosten beziehungsweise höchster 
Effizienz erreichen lässt.  

Darüber hinaus hat der Beirat in seinem Gutachten darauf aufmerksam gemacht, dass es in 
einer Zeit, in der hohe Energiepreise weltweit für einen Boom der Bioenergie sorgen und 
infolgedessen auch die Agrarpreise stark ansteigen, unbedingt erforderlich ist, die poten-
zielle Risiken der nationalen Bioenergieförderung für den globalen Klimaschutz zu be-
rücksichtigen. Diese Risiken ergeben sich dadurch, dass die hohen Agrarpreise zu Wald-
rodung, Gründlandumbruch oder Intensivierung der Ackernutzung führen; alle drei Anpas-
sungen können mit erheblichen zusätzlichen Treibhausgasemissionen verbunden sein. Der 
Beirat hat ausführlich herausgearbeitet, dass eine Import-Zertifizierung diese Probleme 
nicht lösen kann. 

Auf die detaillierten Empfehlungen des Gutachtens „Nutzung von Biomasse zur Energie-
gewinnung“ sei verwiesen (Wissenschaftlicher Beirat Agrarpolitik, 2008).  
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7 Ausblick auf die weitere Forschungsarbeit 

Für die Konzipierung der weiteren Forschungsarbeit sind folgende Einschätzungen be-
deutsam, die sich bei der Abfassung der vorhergehenden Kapitel ergeben haben: 

– Für das politische Ziel, die Treibhausgas-Emissionen der Landwirtschaft zu verrin-
gern, lassen sich aus den bisher vorliegenden Analysen bereits zahlreiche Hinweise 
für die Politikgestaltung ableiten. Bezüglich der Weiterentwicklung der Bioenergie-
Politik in Deutschland liegen aus dem Gutachten des Wissenschaftliche Beirat für Ag-
rarpolitik bereits genauere Hinweise vor.  

– Es ist eine große Zahl weiterer, bisher nicht erschlossener Maßnahmen denkbar, mit 
denen der Agrar- und Ernährungssektor zusätzliche Beiträge zur Reduzierung der 
Treibhausgas-Emissionen leisten könnte.  

– Es wäre nicht sinnvoll, alle denkbaren Maßnahmen zu ergreifen. Stattdessen sollten 
sich Politik und Wirtschaft auf jene Aktionsfelder konzentrieren, bei denen der Klima-
schutz mit möglichst geringen Kosten und mit möglichst geringen unerwünschten Ne-
benwirkungen auf andere Politikziele erreicht werden kann.  

– Positive Nebenwirkungen können die Kostenwirksamkeit von Klimaschutzmaß-
nahmen im Agrarsektor hingegen erhöhen. Bezüglich der notwendigen Quantifizie-
rungs- und Bewertungsansätze gibt es noch Forschungsbedarf.  

– Um Aktionsfelder zu identifizieren und geeignete Politikmaßnahmen zu entwickeln, 
ist eine umfassende vergleichende Beurteilung erforderlich. Diese muss die Anpas-
sungsreaktionen der Wirtschaft, auch im internationalen Maßstab, mit berücksichti-
gen. Die analytische Grundlage hierfür ist bisher unzureichend. 

– Das Blickfeld ausschließlich auf das Thema CO2-Footprints zu verengen ist nicht 
sinnvoll. Weitere Umweltleistungen müssen einbezogen werden. Die Berechnung der 
Footprints führt für sich genommen noch zu keiner Verringerung der THG-
Emissionen. Erst eine intensive Analyse des Werkzeugs hinsichtlich der Nutzbarkeit 
für Wirtschaft und Politik, im Hinblick auf die Verringerung globaler THG-
Emissionen und bei positiver Bewertung eine daran anschließende Verbraucheraufklä-
rung können die Einführung Erfolg versprechend machen. 

Angesichts des zunehmenden Interesses an Ökobilanzen und Carbon Footprints und der 
internationalen Bestrebungen zur Vereinheitlichung der dafür verwendeten Methoden 
muss entschieden werden, inwieweit sich die Ressortforschung des BMELV an diesen 
Prozessen beteiligen soll. Dabei ist nach den folgenden Aufgaben zu unterscheiden: 

– Kritische Überprüfung bestehender Datenbanken zur Ökobilanzierung im Agrar- und 
Ernährungssektor bezüglich der Repräsentativität und Vollständigkeit, 

– Beteiligung an der Entwicklung standardisierter Methoden für Ökobilanzen, 

– Beiträge zum Aufbau repräsentativer Datensätze für die Ökobilanzierung. 
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Es ist zu erwarten, dass Ökobilanzierung und Carbon Footprints künftig verstärkt von Inte-
ressengruppen genutzt und beeinflusst werden, so dass die international angestrebte Stan-
dardisierung zu begrüßen ist. Welche klimaschutzpolitische Bedeutung diesen Ansätzen 
künftig wirklich zukommen wird, ist derzeit aber noch unklar. Eine Beteiligung an den 
Arbeiten zur Standardisierung von Ökobilanzen im Agrar- und Ernährungssektor würde 
für das vTI einen erheblichen Ressourceneinsatz bedeuten und muss als langfristige For-
schungsstrategie angelegt sein. Vor der Einrichtung eines solchen Forschungsschwer-
punktes sollte mit dem BMELV erörtert werden, welche Bedeutung der Ökobilanzierung 
im Rahmen der klimaschutzpolitischen Diskussion zukommt. Wird ihr eine politische 
Schlüsselstellung für die künftige „Nachhaltigkeitsdebatte“ zugeordnet, wäre die Rolle des 
vTI und der anderen Ressortforschungseinrichtungen des BMELV in Hinblick auf die Ar-
beitsteilung mit anderen Forschungseinrichtungen in Deutschland festzulegen.  
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